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A. Allgemeine Bemerkungen 

Die Bundesregierung hat in der 152. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 4. September 1985 den 
Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 1986 
(Haushaltsgesetz 1986) in der Drucksache 10/3700 
beim Deutschen Bundestag eingebracht Gleichzei- 
tig wurde der Finanzplan des Bundes 1985 bis 1989 
in der Drucksache 10/3701 vorgelegt. 

Nach der Einbringungsrede von Bundesminister 
Dr. Stoltenberg debattierte der Deutsche Bundestag 
in der 152., 153. und 154. Sitzung am 4., 5. und 6. Sep- 
tember 1985 den Gesetzentwurf im Zusammenhang 
mit dem obengenannten Finanzplan in erster Bera- 
tung und überwies abschließend beide Vorlagen an 
den Haushaltsausschuß. Zur Vorbereitung der Be- 
ratungen im Ausschuß wurden den Mitgliedern 
rechtzeitig Vorabdrucke des Entwurfs zur Verfü- 
gung gestellt Darüber hinaus ist wieder für den 
Beratungsablauf ein entsprechender Zeitplan auf- 
gestellt worden, der auch den anderen Fachaus- 
schüssen des Deutschen Bundestages mitgeteilt 
wurde. Bei den Beratungen wurden die gutachtli- 
chen Stellungnahmen anderer Ausschüsse entspre- 
chend § 95 Abs. 1 GO BT beim Aufruf der jeweiligen 
Einzelpläne einbezogen. Zum Teil haben die ande- 
ren Ausschüsse mit den im Haushaltsausschuß be- 
nannten Berichterstattern für die Einzelpläne des 
Bundeshaushaltsplans Verbindung aufgenommen, 
um ihr Beratungsergebnis schon in die sogenann- 
ten Berichterstattergespräche mit einfließen zu las- 


sen. Das Ergebnis der Berichterstatter ge spräche zu 
den Einzelplänen war wiederum Grundlage für die 
Beratungen im Haushaltsausschuß. 

Der Ausschuß nahm in seiner 66. Sitzung am 
12. September 1985 mit den Einzelplänen 13 und 20 
anläßlich einer Berlin-Sitzung die Beratung auf. 
Insgesamt hat er in 13 überwiegend ganztägigen 
Sitzungen diese durchgeführt und am 14. November 
1985 abgeschlossen. Für die Sitzungen auch wäh- 
rend der Plenarsitzungen des Deutschen Bundesta- 
ges ist die Genehmigung des Präsidenten gemäß 
§ 60 Abs. 3 GO BT erteilt worden. Nur durch eine 
straffe Beratung konnte dem Gebot, den Bundes- 
haushalt 1986 bis zum Beginn des Rechnungsjahres 
zu verabschieden und auch zusätzlich dem Bera- 
tungsbedürfnis des Bundesrates Rechnung zu tra- 
gen, gefolgt werden. 


B. Stellungnahmen beteiligter Ausschüsse 

2. Ausschuß (Petitionsausschuß) 

Der Petitionsausschuß hat in seiner Sitzung am 
6. November 1985 zu dem Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1986 (Haushaltsgesetz 1986) — 
Drucksache 10/37Ö0 — Einzelplan 02, Personalhaus- 
halt des Deutschen Bundestages, zur Kenntnis ge- 
nommen, daß der Bundestagspräsident im Einver- 
nehmen mit dem Ältestenrat mit Schreiben vom 
4. September 1985 an den Vorsitzenden des Haus- 
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haltsausschusses neben Stellen für andere Organi- 
sationseinheiten drei zusätzliche Planstellen der 
BesGr A 15 für die Zentralstelle für Petitionen und 
Eingaben (Pet) angefordert hat. Der Petitionsaus- 
schuß hält es für dringend erforderlich, daß diese 
drei Planstellen ohne Abstriche für das Haushalts- 
jahr 1986 bewilligt werden. 

Schon für das Haushaltsjahr 1985 wurde die Bewil- 
ligung zusätzlicher Planstellen der BesGr A 15 für 
die Pet beantragt Von vier angeforderten Stellen 
wurde jedoch für 1985 nur eine bewilligt. Dies hat 
zur Folge, daß auch im laufenden Jahr Art und 
Dauer der Behandlung der Petitionen in vielen Fäl- 
len nur den verfassungsrechtlichen Mindestanfor- 
derungen entsprechen. Bei bestimmten, aus Grün- 
den der Arbeitsvereinfachung praktizierten Arten 
der Erledigung sind sogar Zweifel angebracht, ob 
sie bei einer verfassungsrechtlichen Überprüfung 
für Rechtens erklärt werden könnten. Nach den 
Statistiken der letzten Jahre hat jedes der vier Ein- 
gabenreferate, die umfangreiche Zuständigkeitsbe- 
reiche haben, wie z. B. 

Referat 1: AA, BMB, BMI, BMV, BMFT, BMBau; 
Referat 2: BPräs, BT, BR, BMF, BMVg, BMWi, 

BMZ; 

Referat 3: BMA (Soz.), BMJFG, BMBW und 
Referat 4: BK, BMJ, BML, BMA (Arb.), BMP, 

pro Jahr etwa 2 000 Petitionen zu bearbeiten. Bei 
der daraus resultierenden Arbeitsbelastung der Re- 
feratsleiter und Referenten ist es in der Regel nicht 
möglich, tatbestandsmäßig oder rechtlich besonders 
kompliziert gelagerte Petitionen mit der notwendi- 
gen Intensität zu prüfen, ohne bei der Bearbeitung 
anderer Petitionen die erforderliche Sorgfalt zu ver- 
nachlässigen. 

Die bestehende Arbeitsbelastung läßt es auch häu- 
fig nicht zu, daß Referatsleiter und Referenten 
sachdienliche Erhebungen (z. B. Ortsbesichtigun- 
gen, Gespräche mit Petenten und Behörden an Ort 
und Stelle) anstellen oder dem Petitions ausschuß 
die Ausübung der Befugnisse nach dem Befugnis- 
gesetz (z. B. Ladung von Regierungsvertretern, 
Ortstermine) vorschlagen, weil derartige Maßnah- 
men Zeit in Anspruch nehmen würden, die nicht 
zur Verfügung steht. 

Es kommt hinzu, daß die zu knappe Personalbemes- 
sung zu Bearbeitungszeiten führt, die immer wieder 
Anlaß zur Kritik geben. Diese Kritik an der Dauer 
der Petitions verfahren hat in jüngerer Zeit zuge- 
nommen. Ihr wurde Öffentlich zuletzt in der 159. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 26. September 
1985 (vgl. Plenarprotokoll 10/159, S. 11960) Ausdruck 
gegeben. 

Bei der Beurteilung der Angemessenheit der bean- 
tragten Stellenvermehrung können die Verhält- 
nisse beim Wehrbeauftragten, bei dem vergleich- 
bare Aufgaben wahrzunehmen sind, nicht außer 
Betracht bleiben. Der Wehrbeauftragte hat bei ge- 
ringerer Arbeitsbelastung 16 Planstellen des höhe- 
ren Dienstes, während die Pet nur 12 Planstellen 
hat. 


Schließlich wird festgestellt, daß im Hinblick auf 
die Haushaltslage darauf verzichtet wurde, einen 
zusätzlichen Bedarf an Sachbearbeiterstellen anzu- 
melden, obwohl die bisherige Personalbemessung 
auch auf Sachbearbeiterebene zu erheblichen Pro- 
blemen führt. 

3. Ausschuß (Auswärtiger Ausschuß) 

Der Auswärtige Ausschuß hat in seiner Sitzung am 
25. September 1985 über den Entwurf des Bundes- 
haushaltsplans 1986 — Einzelplan 05 — beraten 
und bei den nachfolgend aufgeführten Positionen 
— Ziffer 1 bis 5 einmütig und bei Ziffer 6 einstim- 
mig — folgende Beschlüsse gefaßt, die er dem 
Haushalts aus schuß zur Annahme bzw. Prüfung 
empfiehlt: 

1. Kapitel 05 02 Titel 686 12 — 

Für humanitäre Hilfsmaßnahmen im Ausland 
außerhalb der Entwicklungshilfe 

Angesichts der Erdbebenkatastrophe in Mexiko 
sollte eine drastische Erhöhung der Mittel für 
die humanitäre Hilfe — auch im ressortüber- 
greifenden Umfange — vorgenommen werden. 

2. Kapitel 05 03 Titel 422 01 — 

Bezüge der planmäßigen Beamten 

Zu den beantragten Stellen im höheren Dienst 
sind je fünf Stellen iih einfachen und mittleren 
Dienst anzufügen. Ferner wird vorgeschlagen, 
zur Behebung des völlig mangelhsiften gesund- 
heitlichen Dienstes zwei zusätzliche Planstellen 
für Regionalärzte in den Etat einzustellen. 

3. Zu Anlage 1 — 

Abschnitt VIl/VIIl der Grundsätze für die Be- 
rechnung der Aufwandsentschädigung der ent- 
sandten Bediensteten der diplomatischen und 
konsularischen Vertretungen des Bundes im 
Ausland 

Der Auswärtige Ausschuß bittet zu prüfen, ob 
anstelle des 20prozentigen Anteils für die Ehe- 
frau in der Aufwandsentschädigung des Mannes 
eine verbesserte, auf die Frau selbst zugeschnit- 
tene, Lösung gefunden werden kann. 

4. Kapitel 05 03 Titel 82011 und 820 12 — 

Erwerb von bebauten und unbebauten Grund- 
stücken 

Die Titelansätze sollten um insgesamt 2 Mio. 
DM erhöht werden. 

5. Kapitel 05 03 Titel 711 01 — 

Kleinere Neu- Um- und Erweiterungsbauten 

Der Haushaltsausschuß möge anhand einer ihm 
noch vorzulegenden Projektliste prüfen, nach 
welchen Kriterien Sicherheitsprojekte in diesen 
Haushaltsansatz involviert sind. Der Auswärtige 
Ausschuß ist der Auffassung, daß der Titel nach 
dem notwendigen Bedarf auszurichten ist. 
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6. Kapitel 05 04 Titel 686 19 — 

Sonderprogramm „Südliches Afrika** 

Der Haushaltsausschuß möge eine nennens- 
werte Erhöhung des Titelansatzes vornehmen 
mit der Zielrichtung, der schwarzen Bevölke- 
rungsgruppe verbesserte Bildungsmöglichkeiten 
zu gewährleisten. 


4. Ausschuß (Innenausschuß) 

Der Innenausschuß hat in seiner Sitzung am 
25. September 1985 die Einzelpläne 06 und 36 des 
Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 1986 beraten 
und dem Haushaltsausschuß mitgeteilt, daß er 
einstimmig dem von den Berichterstattern des 
Haushaltsausschusses gemachten allgemeinen Be- 
schlußvorschlag, in dem die Bundesregierung auf- 
gefordert wird, bis zur Bereinigungssitzung einen 
Vorschlag zur Veranschlagung von Ausgabemitteln 
im Haushalt 1986 für die Umrüstung der vorhande- 
nen Dienstfahrzeuge des Bundes auf schadstoffarm 
bzw. bedingt schadstoffarm vorzulegen, unterstützt. 
Auf die Begründung dieses Beschlußvorschlages 
nimmt er Bezug. Ebenso einstimmig unterstützt er 
den weiteren Beschlußvorschlag, mit dem die Bun- 
desregierung aufgefordert wird, Maßnahmen zum 
Abbau von bezahlten Überstunden zu treffen. 

Zu Kapitel 06 01 — Titel 532 05 

empfiehlt der Innenäus schuß mit großer Mehrheit 
eine Streichung in Höhe von 40 000 DM, wie sie die 
Berichterstatter, Abg. Gerster und Abg. Frau Seiler- 
Albring, vorgeschlagen haben. Der Innenausschuß 
legt dabei Wert darauf, daß er künftig vor der Ver- 
gabe von Gutachten über dessen Ziel und die ge- 
wählte Methode informiert wird. 

Zu Kapitel 06 02 — Titel 684 24 

ist der Innenausschuß dem Antrag der SPD-Frak- 
tion, zusätzlich 400 000 DM für die Deutsche Künst- 
lerhilfe in Ansatz zu bringen, einstimmig gefolgt. Er 
hält die den Künstlern gewährte Hilfe für zu ge- 
ring. 

Zu Kapitel 06 02 — Titelgruppe 04 

hat der Innenausschiiß seitens der Stimmen der 
Koalitionsfraktionen, die von der Notwendigkeit 
der Vorbereitungskosten und damit der 18 zu schaf- 
fenden Stellen überzeugt sind, dem Ansatz von 
1,9 Mio. DM zugestimmt. Einen Antrag der 
SPD-Fraktion, den Ansatz zu sperren, hat der In- 
nenausschuß bei Zustimmung seitens der Fraktio- 
nen der SPD und DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Zu Kapitel 06 25 — Titel 811 06 

unterstützt der Innenausschuß einstimmig die von 
den Berichterstattern des Haushaltsausschusses 
ausgearbeitete Beschlußempfehlung. Er läßt sich 
dabei vor allem auch von Gesichtspunkten des Um- 


weltschutzes leiten, denen nur auf diesem Weg 
Rechnung getragen werden kann. 

5. Ausschuß (Sportausschuß) 

Der Sportausschuß hat in seiner Sitzung am 
25. September 1985 die Sportförderungsansätze des 
Einzelplans 06 (Bundesminister des Innern) bera- 
ten und dazu beschlossen: 

„Der Sportausschuß ersucht den Haushaltsaus- 
schuß, die von der Bundesregierung vorgesehenen 
Mittel für den Behindertensport im Haushalt des 
Bundesministers des Innern (Kapitel 06 02, Ti- 
tel 684 11) von 1,1 Mio. DM auf 1,3 Mio. DM zu erhö- 
hen, wobei die erforderlichen Mittel von 200 000 DM 
nach Möglichkeit nicht durch Umschichtung, son- 
dern zusätzlich bereitgestellt werden sollten.“ 

Darüber hinaus hat der Sportausschuß zum Einzel- 
plan 05 (Auswärtiges Amt) empfohlen: 

„Der Sportausschuß ersucht den Haushaltsaus- 
schuß, die im Regierungsentwurf enthaltenen An- 
sätze zur Förderung von Sportbeziehungen im Rah- 
men der Pflege kultureller Beziehungen zum Aus- 
land für das Haushaltsjahr 1986 (Titel 686 17 Zif- 
fer 3) um insgesamt 1 000 000 DM auf 8 235 000 DM 
anzuheben. Der Betrag für die Förderung von Sport 
zu osteuropäischen Staaten (Ziffer 31b) sollte dabei 
um 500 000 DM auf 940 000 DM und der Betrag für 
die Förderung von Sportbeziehungen zu der Volks- 
republik China und der Mongolischen Volksrepu- 
blik (Ziffer 31c) um 500 000 DM auf 895 000 DM 
erhöht werden. Der Ausschuß geht dabei davon aus, 
daß es möglich sein sollte, diese Anhebung durch 
Umschichtung im Gesamtbereich der Ansätze für 
die Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland 
(Kapitel 05 04) vorzunehmen.“ 

6. Ausschuß (Rechtsausschuß) 

Der Rechtsausschuß hat nach seiner Beratung am 
11. September 1985 über den Einzelplan 07 — Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers der Justiz — 
des Entwurfs des Bundeshaushaltsplans 1986 dem 
Haushaltsausschuß empfohlen: 

1. Wie schon zu den Haushaltsberatungen 1984 
empfiehlt der Rechtsausschuß mit Nachdruck 
nochmals, sämtliche A 2- und A 3-Stellen im Ju- 
stizbereich in A 4-Stellen umzuwandeln mit der 
Maßgabe, daß auch die Stellenzulagen in die 
Grundsatztabellen eingefügt werden. 

Als weiteres soll ein neues Spitzenamt nach A 5 
mit Zulage von 103,12 DM (75 v. H. des Unter- 
schiedes zur Besoldungsgruppe A 6) geschaffen 
werden. 

2. Es wird empfohlen, die Stellenoberbegrenzung 
beim Deutschen Patentamt nach Nummer 19 
der Vorbemerkungen in Anlage I zum Bundes- 
besoldungsgesetz für die Zukunft zu streichen. 

Im übrigen hat der Rechtsausschuß mit Mehrheit 
den Einzelplan 07 zustimmend zur Kenntnis ge- 
nommen. 
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7. Ausschuß (Finanzausschuß) 

Der Finanzausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 
13. November 1985 zu dem Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1986 gutachtlich mit der Vorlage 
befaßt und empfiehlt, das Ergebnis des Arbeitskrei- 
ses Steuerschätzung vom 11./ 12. November 1985 
dem Einzelplan 60 und damit dem Haushaltsgesetz 
1986 zugrundezulegen. 

9. Ausschuß (Ausschuß für Wirtschaft) 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 47. Sit- 
zung am 16. Oktober 1985 folgende Anregungen be- 
schlossen: 

Einzelplan 09 Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters für Wirtschaft 

Titelgruppe 05 Forschung, Entwicklung und Inno- 
vation im Mittelstandsbereich 

Titel 685 52 Förderung der industriellen Ge- 
meinschaftsforschung und -ent- 
wicklung 

Aufstockung des Titelansatzes um 2 Mio. DM 
(Mehrheit bei Ablehnung durch die Fraktionen der 
SPD und DIE GRÜNEN). 

Der Antrag wurde damit begründet, daß die indu- 
strielle Gemeinschaftsforschung und -entwicklung 
dem Ziel diene, die Wettbewerbsfähigkeit der klei- 
nen und mittleren Unternehmen zu stärken und 
den Anschluß an die technische Entwicklung zu er- 
möglichen. Der Gesamtaufwand der Arbeitsgemein- 
schaft Industrieller Forschungsvereinigungen (AIF) 
übersteige die Fördermittel des Bundesministeri- 
ums für Wirtschaft. Diese Hilfe zur Selbsthilfe der 
Wirtschaft ermögliche eine kontinuierliche Eigen- 
leistung auf dem Feld der anwendungsorientierten 
Forschung. 

Titelgruppe 06 Förderung der Leistungs- und Wett- 
bewerbsfähigkeit kleiner und mitt- 
lerer Unternehmen der gewerbli- 
chen Wirtschaft sowie freier Be- 
rufe 

Titel 698 61 Ansparzuschüsse zur Förderung 
der Gründung selbständiger Exi- 
stenzen im Bereich der gewerbli- 
chen Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hält eine Erhöhung 
der Verpflichtungsermächtigung für künftige Haus- 
haltsjahre um 200 Mio. DM auf 400 Mio. DM für 
dringend erforderlich (große Mehrheit mit Gegen- 
stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN). 

Der Antrag wurde damit begründet, daß bereits we- 
nige Wochen nach dem Start des genannten Pro- 
gramms die bisher vorgesehenen Mittel zur Bedie- 
nung der bereits vorliegenden Anträge weitestge- 
hend verplant seien. Wenn diese außerordentlich 
erfolgreiche Maßnahme uneingeschränkt fortge- 
führt werden solle, sei eine Erhöhung der Verpflich- 


tungsermächtigung in der genannten Höhe unver- 
zichtbar. 

Titelgruppe 07 Verbraucherunterrichtung und Ver- 
brauchervertretung 

Titel 684 75 Zuschuß an die Arbeitsgemein- 
schaft der Verbraucher e. V. 

Der Ausschuß für Wirtschaft spricht sich für eine 
Erhöhung des Ansatzes um 129 000 DM aus (große 
Mehrheit bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
FDP). 

Für die verbraucherpolitische Arbeit in den Berei- 
chen Kredit und Versicherung sollen zusätzliche 
Planstellen für einen wissenschaftlichen Mitarbei- 
ter/eine wissenschaftliche Mitarbeiterin BAT I b 
sowie einen Sachbearbeiter/eine Sachbearbeiterin 
BAT VI b bereitgestellt werden. 

Titelgruppe 08 Maßnahmen im Bereich der Außen- 
wirtschaft 

Titel 532 81 Kosten der Beteiligung des Bundes 
an Auslands-Messen und -Ausstel- 
lungen im Bereich der gewerbli- 
chen Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hält eine Aufstockung 
des Titels um 1 Mio. DM für dringend erforderlich 
(große Mehrheit bei Gegenstimmen der Fraktion 
DIE GRÜNEN). 

Der Antrag wurde damit begründet, daß die vom 
Bundeskanzler zugesagte und von der Bundesregie- 
rung beschlossene deutsche Beteiligung an der 
Weltfachausstellung in Vancouver (Kanada) nach 
ersten Schätzungen einen Kostenaufwand zu La- 
sten des Bundesministeriums für Wirtschaft von ca. 
8 bis 10 Mio. DM erfordern werde. Diese Veranstal- 
tung biete den einschlägigen Wirtschaftsbereichen 
eine hervorragende Möglichkeit, ihren Leistungs- 
stand einer breiten Öffentlichkeit in Nordamerika 
zu präsentieren. Sie sei aus dem vorgesehenen 
Haushaltsansatz jedoch nicht vollständig zu finan- 
zieren. 

Titelgruppe 08 Maßnahmen im Bereich der Außen- 
wirtschaft 

Titel 686 82 Pflege der Wirtschaftsbeziehungen 
mit dem Ausland 

Der Ausschuß für Wirtschaft hält eine Aufstockung 
des Titels um 1,7 Mio. DM zur Verstärkung und zum 
Ausbau des Netzes deutscher Auslandshandels- 
kammern für erforderlich (große Mehrheit bei Ge- 
genstimmen der Fraktion DIE GRÜNEN). 

Der Antrag wurde damit begründet, daß parallel zur 
Verstärkung der Wirtschaftsdienste an deutschen 
Botschaften durch eine konzentrierte Aktion auch 
das Auslandshandelskammerwesen ausgebaut wer- 
den soll, um unsere wirtschaftliche Repräsentanz 
im Ausland zu festigen. Mit dem Ansatz sollten zur 
Modernisierung der Kammerdienstleistungen er- 
forderliche Sachinvestitionen (EDV-Einrichtungen) 
finanziert werden und an wirtschaftlichen Schwer- 
punkten, insbesondere in asiatischen Schwellenlän- 
dern, Neueinrichtungen von Delegiertenstellen und 
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einzelne personelle Verstärkungen erfolgen. Der 
Ausschuß für Wirtschaft geht davon aus, daß mit 
dem Ansatz „Neu zu entsendende Delegierte der 
deutschen Wirtschaft“ insbesondere Stellen in Ma- 
laysia und Hongkong und sonstige Delegiertenstel- 
len in Schwerpunktländern finanziert werden. 

Im übrigen hat der Ausschuß mehrheitlich den An- 
sätzen im Entwurf für den Einzelplan 09 zuge- 
stimmt. 

Zu Titelgruppe 08 Maßnahmen im Bereich der 
Außenwirtschaft 

Titel 685 81 Zuwendung an die Deutsche 

Zentrale für Tourismus e. V., 
Frankfurt (Main) 

hat der Ausschuß für Wirtschaft mit Mehrheit bei 
drei Enthaltungen die Bundesregierung auf gef or- 
dert, weitere Eigenmittel für die Deutsche Zentrale 
für Tourismus einzuwerben und die Eigenbeteili- 
gung dieses Wirtschaftszweigs, gemessen am Bun- 
desanteil der Förderung, weiter erheblich zu stei- 
gern. 

Zu anderen Einzelplänen 

Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag 

Der Ausschuß für Wirtschaft fordert einstimmig 
den Haushaltsausschuß auf, die Personalausgaben 
in Kapitel 02 01 (Deutscher Bundestag) so festzule- 
gen, daß der Sprachendienst des Deutschen Bun- 
destages über die Sprache Englisch hinaus eine zu- 
reichende Verstärkung erfährt. 

Einzelplan 05 — 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat bei Gegenstimmen 
der Fraktion DIE GRÜNEN den Beschluß der Bun- 
desregierung begrüßt, im Hinblick auf die substan- 
tielle Bedeutung des Außenhandels für die deutsche 
Volkswirtschaft die Stellenausstattung des Auswär- 
tigen Amtes an den Wirtschaftsdiensten der deut- 
schen Botschaften gezielt zu verstärken. Er geht 
davon aus, daß die Entscheidungen über Schwer- 
punktländer und -orte zwischen dem Auswärtigen 
Amt und dem Bundesminister für Wirtschaft abge- 
stimmt werden. Der Ausschuß für Wirtschaft erwar- 
tet, daß bei Besetzung der neu geschaffenen Stellen 
Mitarbeiter des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft, die über den erforderlichen wirtschaftspoliti- 
schen Sachverstand und die praxisnahe Erfahrung 
verfügen, nach Anzahl und Qualität in angemesse- 
nem Umfang berücksichtigt werden. 


10. Ausschuß (Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten) 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat den Einzelplan 10 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten — Anlage zur Drucksache 
10/3700 in seinen Sitzungen am 11. und 25. Sep- 


tember 1985 gutachtlich beraten. Er empfiehlt dem 

federführenden Ausschuß 

1. Mittel bei Kapitel 10 02 Titel 532 02 in der Höhe 
zur Verfügung zu stellen, daß das landwirt- 
schaftliche Testbetriebsnetz in seiner Funk- 
tionsfähigkeit erhalten bleibt; 

2. zu Kapitel 10 02 Titel 682 01 die Bundesregie- 
rung zu bitten, zu prüfen, ob auch im kommen- 
den Haushaltsjahr Mittel für Werbemaßnahmen 
des Stabilisierungsfonds für Wein bereitgestellt 
werden sollen; 

3. bei Kapitel 10 02 Titel 684 01 den Haushaltsan- 
satz des Verbandes Deutscher Landwirtschaftli- 
cher Untersuchungs- und Forschungsanstalten 
(VDLUFA) auf 110 000 DM zu erhöhen. Als Dek- 
kung wird vorgeschlagen, den Haushaltsansatz 
des Kuratoriums für Technik und Bauwesen in 
der Landwirtschaft um den entsprechenden Be- 
trag zu kürzen; 

4. bei Kapitel 10 02 Titel 656 51 den Bundesmittel- 
anteil für die Geldleistungen zur Förderung der 
Altershilfe für Landwirte um 5 Prozentpunkte 
auf 80 Prozent plafonderhöhend aufzustocken; 

5. bei Kapitel 10 02 Titel 656 56 die monatliche Aus- 
gleichsleistung für Verheiratete von gegenwär- 
tig 70 DM anzuheben und den Haushaltsansatz 
entsprechend aufzustocken; 

6. bei Kapitel 10 02 Titel 685 61 den Haushaltsan- 
satz der Agrarsozialen Gesellschaft e. V. Göttin- 
gen auf 200 000 DM zu erhöhen. Die Berichter- 
statter werden gebeten, Vorschläge für die Dek- 
kung des Mehrbetrags zu unterbreiten; 

7. bei Kapitel 10 02 Titel 683 78 

1. eine umgehende Entscheidung über das von 
den Bundesländern Bremen und Niedersach- 
sen vorgelegte Konzept für die Erhaltung der 
deutschen Hochseefischerei herbeizuführen, 

2. eine Neuverteilung der Beihilfen zur Kapazi- 
tätsanpassung in Höhe von 10 Mio. DM mög- 
lichst im Verhältnis 60 v. H. zugunsten der 
Kutterfischerei und 40 v. H. zugunsten der 
Hochseeflotte, wobei bei der Hochseeflotte 
Froster- und Frischfischfänger in die Förde- 
rung eingeschlossen werden müssen, herbei- 
zuführen, 

3. bei der künftigen Quotenverteilung im Nah- 
bereich, insbesondere in den Regionen IV 
und VI, soll ein Vorbehalt der Seelachsquoten 
zugunsten der Frischfischfänger (Kutter- 
und Hochseefischerei) eingeräumt werden, 
wobei der Hauptquotenanteil der Kutterfi- 
scherei zukommen soll; 

8. bei Kapitel 10 03 Titel 882 90 bekräftigt der Aus- 
schuß seinen Beschluß vom 3. Oktober 1984, in 
dem er den Haushaltsausschuß ersucht hatte, er 
möge darauf wirken, daß 

— die Bundesregierung bei den bevorstehenden 
Beratungen im PLANAK dafür eintritt, daß 
bis zu 100 Mio. DM für die Aufgaben von 
Naturschutz, Landschaftspflege, Wasser- 
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schütz und der Aufforstung von landwirt- 
schaftlich genutzten Flächen im Rahmen der 
Gemeinscheiftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (Ka- 
pitel 10 03) bereitgestellt werden; 

— die Ausgaben für Naturschutz und Landes- 
pflege in einer Titelgruppe zusammengefaßt 
oder als Anlage im Haushaltsplan nachricht- 
lich zusammengefaßt ausgewiesen werden. 

Da der Haushaltsausschuß den Beschluß nur zur 
Kenntnis genommen hat und auch die Bundesregie- 
rung dem Beschluß nicht gefolgt ist, wiederholt der 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten sein Ersuchen und konkretisiert seinen Be- 
schluß wie folgt: 

Die Mittel sollen im Rahmen von § 1 Abs. 1 Nr. 1, 2 
und 4 des Gemeinscheiftsaufgabengesetzes und der 
bestehenden Zuständigkeiten zwischen Bund und 
Ländern für die Bereitstellung von landwirtschaft- 
lich genutzten Flächen und deren Herstellung für 
folgende Zwecke eingesetzt werden: 

1. Zum Ausgleich dieser Eingriffe in Natur und 
Landscheift, die durch Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes erfolgen, sollen gemäß § 8 des Bundesnatur- 
schutzgesetzes verstärkt Ausgleichsflächen be- 
reitgestellt werden, um bei solchen Eingriffen, 
die mit öffentlichen Mitteln finanziert werden, 
besonders vorbildliche Ausgleichsmeißnahmen 
zu gewährleisten, 

2. im Rahmen von wasserwirtscheiftlichen Metß- 
nahmen sollen an Gewässern nicht genutzte 
Pufferstreifen geschaffen und Renaturierungs- 
meißnahmen durchgeführt werden, 

3. es sollen Landschaftselemente geschaffen wer- 
den, die als Lebensstätten für Nützlinge zur 
Praktizierung des integrierten Pflanzenbaus zur 
langfristigen Verbesserung der Produktionsbe- 
dingungen erforderlich sind oder den Erosions- 
schutz verbessern, 

4. die Schaffung von Waldinseln, insbesondere in 
„ausgeräumten Agrarlandschaften“ und die Auf- 
forstung mit standortgerechten Baumarten, sol- 
len durch drastische Erhöhungen der Auffor- 
stungsbeihilfen, die neben den direkten Kosten 
für die Aufforstung auch Nutzungsausfallent- 
schädigungen für den Verzicht auf landwirt- 
schaftliche Nutzung umfassen, wesentlich ver- 
stärkt werden. 

Um die parlamentarische Kontrolle der Mittelver- 
wendung zu erleichtern, schlägt der Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vor, die Er- 
läuterungen in Kapitel 10 03 folgendermaßen zu er- 
gänzen: 

„Die Ausgaben für den Ausgleich von Eingriffen, 
die Anlage von Pufferstreifen und Renaturierungs- 
maßnahmen zum Gewässerschutz sowie die Schaf- 
fung von Landschaftselementen für integrierten 
Pflanzenbau und Erosionsschutz sollen gesondert 
ausgewiesen werden.“ 


11. Ausschuß (Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung) 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner Sitzung am 6. November 1985 den Einzel- 
plan 11 beraten und bittet den Haushaltsausschuß 
einstimmig um Prüfung folgender Anregungen: 

1. Zu Kapitel 11 01 

Im Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung ist ein Anwachsen der 
Aufgaben (Sozialgesetzgebung, insbesondere im 
Rahmen der Arbeitsmarktpolitik, Rentenversi- 
cherung und Krankenversicherung) zu verzeich- 
nen. 

Um die ordnungsgemäße Erfüllung dieser Auf- 
gaben zu gewährleisten, bittet der Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung den Haushaltsaus- 
schuß, die Zahl der Planstellen des Bundesmini- 
steriums für Arbeit und Sozialordnung ab 1986 
angemessen zu erhöhen. Diese Erhöhung der 
Zahl der Plemstellen muß auch der Notwendig- 
keit Rechnung tragen, daß zunächst bis zum 
Ende der 10. Wahlperiode aus dem Stellenplan 
des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung dem Sekretariat des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bun- 
destages ein Mitarbeiter des höheren Dienstes 
zur Verfügung zu stellen ist. Dies ist erforder- 
lich, um dem entsprechend gewachsenen Aufga- 
benbereich im Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung gerecht zu werden. In diesem Zusam- 
menhang ist sicherzustellen, daß dem zur Ver- 
stärkung des Ausschußsekretariats vom Bun- 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung 
abgeordneten Beamten zumindest keinerlei 
Nachteile entstehen und in der Zukunft entste- 
hen werden. 

2. Zu Kapitel 11 02 

— Den Titel 532 02 auf den Betrag von 
10 000 000 DM zu erhöhen, da die Forschung 
und ihre Umsetzung im Gesundheitswesen, 
für Vorsorge und Früherkennung in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung und für die 
medizinische Rehabilitation verstärkt wer- 
den müssen; 

— bei Titel 681 02 den Ansatz auf 22 Mio. DM zu 
erhöhen. Die seit 1981 rückläufige Entwick- 
lung der Förderung der Arbeitsaufnahme in 
Berlin (West) ist offensichtlich beendet. 1984 
hat die Zahl der Arbeitsaufnahmen erstmals 
wieder zugenommen. Ebenso ist die Zahl der 
bewilligten Einzelleistungen nach den Ber- 
lin-Richtlinien gestiegen. In 1985 hat sich 
diese Entwicklung fortgesetzt, so deiß der An- 
satz des laufenden Jahres voraussichtlich 
nicht ausreichen wird. Für 1986 ist ein weite- 
rer Anstieg zu erwarten, der eine Erhöhung 
des Ansatzes erforderlich macht; 

— bei Titelgruppe 03 den Ansatz um 10 Mio. DM 
auf 30 Mio. DM aufzustocken und Verpflich- 
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tungsermächtigungen in Höhe von 65 Mio. 
DM insgesamt für die Jahre bis 1989 neu aus- 
zubringen und den kw-Vermerk bis 1990 zu 
verlängern. Der bislang im Haushalt enthal- 
tene Ansatz von 20 Mio. DM ermöglicht die 
Weiterführung des Ende 1981 angelaufenen 
Förderprogramms bis 1987. Bis dahin kann 
aber die Umsetzung des Vorhabens in die Re- 
gelversorgung nicht gewährleistet werden. 
Außerdem ist es nicht möglich, neue Projekte 
in Angriff zu nehmen. Nach wie vor bestehen 
jedoch regionale Ungleichgewichte in der 
Versorgung von Krebspatienten, die die Ein- 
richtung weiterer onkologischer Schwer- 
punkte erforderlich machen. Auch bestehen 
nach wie vor Engpässe im Bereich der Ver- 
sorgung krebskranker Kinder, insbesondere 
im Bereich der unbedingt erforderlichen psy- 
cho-sozialen Versorgung. Trotz der vorge- 
schlagenen Aufstockung der Fördermittel 
wird an der Forderung festgehalten, die Ein- 
richtungen zur Versorgung von Krebspatien- 
ten schrittweise in die Regelversorgung zu 
übernehmen. Das Programm soll deshalb bis 
spätestens 1990 auslaufen. 

3. Zu Kapitel 11 04 
Die Titel 

425 01 um 500 000 DM, 

426 01 um 150 000 DM, 

532 07 um 300 000 DM, 

532 08 um 550 000 DM, 

684 02 um 320 000 DM, 

711 01 um 5 Mio. DM (Verpflichtungsermächti- 
gung) 

aufzustocken, außerdem 16 Planstellen für den 
Bereich gefährlicher Stoffe, Altstoffe, Altlasten, 
Bewertungsstelle bereitzustellen. 

Das Projekt Ständige Ausstellung für Arbeits- 
schutz der Bundesanstalt für Arbeitsschutz in 
Dortmund muß dringend ausgebaut werden. Da- 
für sind zusätzliche Arbeiter- und Angestellten- 
stellen erforderlich, ebenso müssen die notwen- 
digen Mittel für die Planungskosten der Bau- 
maßnahmen bereitgestellt werden. Für den Er- 
werb und die Aufbereitung von Exponaten sind 
zusätzliche Mittel erforderlich. Die Maßnahmen 
zur Verbesserung des Gefahrenschutzes in 
Haushalten müssen wesentlich verstärkt wer- 
den. Für die gefährlichen Stoffe müssen die er- 
forderlichen Planstellen bereitgestellt werden, 
um insbesondere das Vollzugsdefizit bei der An- 
wendung des Chemikaliengesetzes abzuarbei- 
ten. 

4. Zu Kapitel 11 05 

Bei Titel 422 01 die Planstellen für einen achten 
Senat zusätzlich ausweisen. 

5. Zu Kapitel 11 12 

— In Kapitel 11 12 einen neuen Titel 685 01 — 
Förderung der Erprobung neuer Wege in der 


Arbeitsmarktpolitik — mit einem Ansatz von 
1,5 Mio. DM (Verpflichtungsermächtigung für 
das Haushaltsjahr 1987: 1,5 Mio. DM, Haus- 
haltsjahr 1988: 1,5 Mio. DM) aufzunehmen. 

Angesichts der angespannten Situation am 
Arbeitsmarkt haben sich neue Beschäfti- 
gungsformen herausgebildet, beispielsweise 
in Form lokaler Ausbildungs- und Beschäfti- 
gungsinitiativen. Die Mittel dienen insbeson- 
dere der Erprobung von arbeits marktpoli- 
tisch ausgerichteten Projekten für Jugendli- 
che und junge Erwachsene, die beispiels- 
weise nach der Ausbildung keine Beschäfti- 
gung finden oder von Modellprojekten, in de- 
nen schwervermittelbare Arbeitslose Formen 
gemeinschaftlicher Erwerbsarbeit aufbauen 
sowie der Förderung von Institutionen zur 
Beratung lokaler Ausbildungs- und Beschäf- 
tigungsinitiativen; 

— bei Titel 681 41 den Ansatz um 15. Mio. DM zu 
erhöhen. 

Der Ausschuß hat mit der Mehrheit der Mitglieder 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Mitglieder der Fraktion der SPD be- 
schlossen, dem Haushaltsausschuß vorzuschlagen, 
dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Ent- 
wurf des Einzelplans 11 für das Haushaltsjahr 1986 
Anlage zur Drucksache 10/3700 im übrigen in der 
Fassung des Regierungsentwurfs anzunehmen. 

Die folgenden Änderungsanträge der Fraktion der 
SPD wurden mit der Mehrheit der Stimmen der 
Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
gegen die Stimmen der Mitglieder der Fraktion der 
SPD abgelehnt: 

1. Kapitel 11 02 Titel 531 02 — Aufklärungsmaß- 
nahmen über die Alters- und Hinterbliebenen- 
versorgung — soll statt mit 8 Mio. DM mit 
1,3 Mio. DM (entsprechend dem Ansatz im Haus- 
haltsplan für 1985) angesetzt werden. 

Die Aufklärung über das Recht der sozialen Si- 
cherheit bzw. über erfolgte Rechtsänderungen 
ist nach § 13 des 1. Buchs des Sozialgesetzbuchs 
Aufgabe der zuständigen Sozialleistungsträger. 
Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung 
haben z. B. bereits in hoher Auflage geeignete 
Merkblätter über die Neuregelung der Hinter- 
bliebenenversorgung veröffentlicht und gezeigt, 
daß sie in der Lage und bereit sind, dieser Auf- 
gabe in vollem Umfang gerecht zu werden. Eine 
Notwendigkeit, von seiten der Bundesregierung 
im Jahr 1986 in größerem Umfang als im Vor- 
jahr allgemeine Aufklärung zu betreiben, gibt es 
daher nicht. Es besteht zudem die Besorgnis, 
daß eine Ausweitung dieses Haushaltstitels 
nicht mit der geforderten Zurückhaltung der 
Bundesregierung in den Landtagswahlkämpfen 
in Nieder Sachsen, Bayern und Hamburg sowie 
dem Vorwahlkampf zur Bundestagswahl 1987 
vereinbar wäre. 
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2. Kapitel 1111 Titel 242 02 — Einnahmen aus der 
Ausgabe von Wertmarken für die Beförderung 
von Schwerbehinderten — ist zu streichen, mit 
der Begründung, daß die Selbstbeteiligung in 
Form der Ausgabe von Wertmarken die unent- 
geltliche Beförderung von Schwerbehinderten 
wesentlich eingeschränkt hat. Der Gesetzent- 
wurf der Fraktion der SPD zur Weiterentwick- 
lung des Schwerbehindertengesetzes — Druck- 
sache 10/1731 — sieht deshalb vor, daß die Vor- 
schriften über die Notwendigkeit des Kaufs ei- 
ner Wertmarke wieder gestrichen werden. Dem- 
entsprechend soll der Haushaltsansatz für die 
Einnahmen aus der Ausgabe von Wertmarken in 
Höhe von 45 Mio. DM gestrichen werden. 

3. In Kapitel 11 12 — Leistungen nach dem Ar- 
beitsförderungsgesetz und gleichartige Leistun- 
gen — wird bei Titel 681 01 — Arbeitslosenhilfe 

— der Betrag um 205 000 000 DM erhöht und in 
der Titelgruppe 03 — Liquiditätshilfe an die 
Bundesanstalt für Arbeit — bei Titel 616 31 — 
Zuschuß an die Bundesanstalt für Arbeit — ein 
Betrag von 546 000 000 DM eingestellt. 

Die notwendigen Maßnahmen zur Förderung 
der Eingliederung Arbeitsloser im Arbeitsleben 
und zur Wiederherstellung eines ausreichenden 
Schutzes bei Arbeitslosigkeit (Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD) müssen auch aus Steuer- 
mitteln finanziert werden. Bei steigender Mas- 
senarbeitslosigkeit reichen die Versicherungs- 
beiträge nicht aus, den notwendigen Umfang ak- 
tiver Arbeitsmarktpolitik abzudecken. 

4. Kapitel 11 13 Titel 656 04 — Zuschüsse zu den 
Beiträgen zur Rentenversicherung der in Werk- 
stätten beschäftigten Behinderten — sollte um 
42 Mio. DM aufgestockt werden. 

Durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 wurde 
die Bemessungsgrundlage für die Rentenversi- 
cherungsbeiträge der Beschäftigten in Werkstät- 
ten für Behinderte von bisher 90 auf 70 Prozent 
des durchschnittlichen Einkommens aller Versi- 
cherten gesenkt. Diese Maßnahme führt zu ein- 
schneidenden Nachteilen in der Alterssicherung 
dieser Behinderten. Der Gesetzentwurf der 
Fraktion der SPD zur Weiterentwicklung 
des Schwerbehindertengesetzes (Drucksache 
10/1731) sieht deshalb vor, daß die frühere Be- 
messungsgrundlage für die Zahlung der Renten- 
versicherungsbeiträge wiederhergestellt wird. 
Der entsprechende Haushaltsansatz wird um 
den dafür benötigten Betrag aufgestockt. 

5. Kapitel 11 13 Titel 646 05 — Leistungen des Bun- 
des für Aufwendungen nach dem Mutterschutz- 
gesetz und für das Mutterschaftsgeld nach der 
Reichsversicherungsordnung und dem Gesetz 
über die Krankenversicherung der Landwirte . . . 

— sollte um 870 Mio. DM aufgestockt werden. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Elternur- 
laubsgesetz) Drucksache 10/3806, erhält das be- 


stehende Mutterschaftsurlaubsgesetz und stellt 
die frühere Höhe des Mutterschaftsurlaubsgel- 
des von 750 DM im Monat wieder her. Hierfür ist 
eine Aufstockung des Titels 646 05 um 870 Mio. 
DM erforderlich. Der Aufstockungsbetrag wird 
aus dem Titel 681 15 des Einzelplans 15 umge- 
schichtet. 


12. Ausschuß (Verteidigungsausschuß) 

Der Verteidigungsausschuß hat in seiner Sitzung 
am 2. Oktober 1985 das Kapitel 03 des Einzel- 
plans 02 (Wehrbeauftragter) beraten und dieses Ka- 
pitel mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD und 
FDP bei Ablehnung der Fraktion DIE GRÜNEN an- 
genommen. 

Darüber hinaus hat der Verteidigungsausschuß in 
seinen Sitzungen am 11., 25. September und 2. Okto- 
ber 1985 den Einzelplan 14, Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Verteidigung, beraten. Der Ge- 
samtplan wurde mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP bei Ablehnung durch 
die Fraktionen der SPD und DIE GRÜNEN ange- 
nommen, wobei über jedes einzelne Kapitel des 
Einzelplans 14 abgestimmt wurde. In dieser Kapi- 
telabstimmung wurden Kapitel 

14 01: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 

14 02: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 

14 03: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 04: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 05: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 06: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 07: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 08: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 10: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 11: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 12: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 

14 13: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 14: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 

14 15: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 

14 16: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 17: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 

14 18: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 

14 19: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 

14 20: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 
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14 21: Gegen die Stimmen der Opposition ange- 
nommen 

14 22: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

14 23: Gegen die Stimme der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN angenommen 

Darüber hinaus lagen dem Verteidigungsausschuß 
mit Antragsnummern gekennzeichnete Änderungs- 
und Entschließungsanträge vor, die in der Abstim- 
mung das folgende Ergebnis zeigten: 

einstimmig Kapitel 

14 01 — Antrag Nr. 107 

14 03 — Anträge Nr. 109, 110, 113, 114, 115 

14 08 — Antrag Nr. 122 

14 11 — Antrag Nr. 43 

14 14 — Antrag Nr. 61 c neu 

14 20 — Antrag Nr, 87 

mehrheitlich Kapitel 

14 01 — Anträge Nr. 6, 7 

14 02 — Anträge Nr. 11, 106, 125 

14 03 — Anträge Nr. 22, 23, 31, 111, 112 

14 04 — Anträge Nr. 33, 116, 117, 126 neu 

14 05 — Anträge Nr. 36, 37 

14 08 — Anträge Nr. 42/118, 119, 120, 121 

14 12 — Anträge Nr. 44/123, 45, 127 

14 19 — Anträge Nr. 82, 83 

14 20 — Anträge Nr. 84, 85, 86, 108 

14 21 — Antrag Nr. 100 

14 23 — Antrag Nr. 124 

Nach Kapiteln geordnet lauten die Abstimmungser- 
gebnisse im Verteidigungsausschuß wie folgt: 


Kapitel 

Antrags-Nr. 

Beschluß 

14 01 

6 

Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen 


7 

Gegen die Stimme der 
GRÜNEN angenommen 


107 

Einstimmig angenommen 

14 02 

11 

Gegen die Stimme der 
GRÜNEN angenommen 


106 

Bei Enthaltung der 
GRÜNEN angenommen 


125 

Gegen die Stimme der 
GRÜNEN angenommen 

14 03 

22 

Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen 


23 

Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen 


31 

Gegen die Stimme der 
GRÜNEN angenommen 


109 

Einstimmig angenommen 


110 

Einstimmig angenommen 


111 

Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen 


112 

Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen 


Kapitel 

Antrags-Nr. 

Beschluß 


113 bis 115 

Einstimmig angenommen 

14 04 

33 

Bei Enthaltung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN ange- 
nommen 


116 

Gegen die Stimme der 
GRÜNEN angenommen 


117 

Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen 


126 neu 

Gegen die Stimme der 
GRÜNEN angenommen 

14 05 

36 

Bei Enthaltung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN ange- 
nommen 


37 

Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen 

14 08 

42/118 

Bei Enthaltung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN ange- 
nommen 


119 und 120 

Bei Enthaltung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN ange- 
nommen 


121 

Gegen die Stimmen der 
SPD bei Enthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
angenommen 


122 

Einstimmig angenommen 

1411 

43 

Einstimmig angenommen 

14 12 

44/123 

Gegen die Stimme der 


und 45 

GRÜNEN angenommen 


127 

Bei Enthaltung der SPD- 
Fraktion gegen die Frak- 
tion DIE GRÜNEN ange- 
nommen 

14 14 

61c neu 

Einstimmig angenommen 

14 19 

82 

Gegen die Stimme der 
GRÜNEN angenommen 


83 

Bei Enthaltung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN ange- 
nommen 

14 20 

84 

Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen 


85 und 86 

Gegen die Stimme der 
GRÜNEN angenommen 


87 

Einstimmig angenommen 


108 

Bei Enthaltung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN ange- 
nommen 

14 21 

100 

Gegen die Stimmen der 
Opposition angenommen 

14 23 

124 

Bei Enthaltung der Frak- 
tion DIE GRÜNEN ange- 
nommen 


Die Anträge haben im einzelnen den folgenden 
Wortlaut: 
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a) Anträge der CDU/CSU-Fraktion 

Antrag zu Kapitel 14 01 
(mit lfd. Nummer 6 bezeichnet) 

Es wird beantragt, das Personal für das Manage- 
ment im Fü H zu erhöhen. 

Der Fü H ist bei seiner jetzigen personellen Stärke 
naturgemäß nicht in dem gewünschten Umfang in 
der Lage, die Aufgaben des Rüstungsmanagements, 
der Entwicklung und Planung zu erfüllen. Eine Er- 
höhung des Managementpersonals, die mit gerin- 
gen Mitteln (Ministerialzulagen) möglich ist, wird 
zu deutlichen Einsparungen im Hinblick auf die 
Einführung neuer Waffensysteme führen. 

Antrag zu Kapitel 14 01 
(mit lfd. Nummer 7 bezeichnet) 

Es wird beantragt, daß Bundesministerium der Ver- 
teidigung durch einen Haushaltsvermerk zu er- 
mächtigen, in eigener Zuständigkeit Mehrausgaben 
bei Kapitel 14 01 Titel 71109 (Maßnahmen zur 
Energieeinsparung in Gebäuden des Bundes) und 
bei der Titelgruppe 01 des Kapitels 14 12 (Große 
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten) bis zur Höhe 
von zusammen 50 Mio. DM zu leisten, wenn sie 
durch Einsparungen anderer Ausgaben innerhalb 
der Hauptgruppe 5 des Einzelplans 14 gedeckt wer- 
den. Die Zweckbestimmung der Ausgaben bei Kapi- 
tel 14 01 Titel 711 09 sollte um „Baumaßnahmen für 
den Umweltschutz“ erweitert werden. 

Die Ermächtigung ermöglicht es dem Bundesmini- 
sterium der Verteidigung, während des Haushalts- 
jahres axiftretende Minderausgaben in den Materi- 
alkapiteln ohne zeitaufwendige Einschaltung des 
Haushaltsausschusses zugunsten der Bauinvestitio- 
nen so rechtzeitig umzuschichten, daß damit weite- 
rer dringender Infrastrukturbedarf gedeckt werden 
kann. Nach Auslaufen der beiden Förderungspro- 
gramme zur Energieeinsparung und Modernisie- 
rung sollen zweckgebundene Mittel für zusätzliche 
Maßnahmen des Umweltschutzes, insbesondere zur 
Senkung der Schadstoffemissionen aus Heizzentra- 
len, bereitgestellt werden. 

Antrag zu Kapitel 14 02 — 

Allgemeine Bewilligungen 
(mit lfd. Nummer 11 bezeichnet) 

Es wird beantragt, das Bundesministerium der Ver- 
teidigung aufzufordern, die Ergebnisse einer vom 
Ministerium in Axiftrag gegebenen Untersuchung 
der bisherigen Auswirkungen der Truppenwerbung 
vorzulegen sowie über Vorschläge zur Verbesse- 
rung der Truppenwerbung auf der Grundlage der 
gewonnenen Untersuchungsergebnisse dem Vertei- 
digungsausschuß einen Bericht zu erstatten. 

Die Nachwuchswerbung der Bundeswehr, insbeson- 
dere im Bereich der längerdienenden Zeitsoldaten, 
muß sich veränderten Rahmenbedingungen anpas- 
sen und deshalb überprüft und, wo erforderlich, ver- 
bessert werden. 


Antrag zu Kapitel 14 03 — 

Kommandobehörden, Truppen usw. 

(mit lfd. Nummer 22 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die Funktionsfähigkeit des Mili- 
tärgeschichtlichen Forschungsamts (MGFA) zu ver- 
bessern: Entsperrung der B 6-Stelle des Amtschefs 
und Einrichtung des Dienstpostens Stellvertreten- 
der Amtschef und Chef des Stabes (A 16). 

1. Bei der jetzigen Dienstpostenstruktur des 
MGFA kann der Amtschef seiner eigentlichen 
Aufgabe, die wissenschaftlichen Projekte seines 
Hauses bis zu deren Publikation geistig zu be- 
gleiten, Forschungsergebnisse der Wissenschaft- 
ler mitzuvollziehen, für größtmögliche Differen- 
zierung und Objektivität der wissenschaftlichen 
Arbeit zu sorgen sowie die Dienstaufsicht über 
den Leitenden Historiker des Amtes zu führen 
und schließlich für die Publikationen des MGFA 
das Imprimatur zu erteilen, nicht nachkommen. 
Er ist mit Aufgaben wie Verwaltung, Vertretung 
des Amts gegenüber den Wissenscheiftlichen 
Einrichtungen, der Öffentlichkeit, der Bundes- 
wehr usw. restlos gebunden. Die bisherige Kon- 
struktion, dem jeweils dienstältesten Stabsoffi- 
zier die Vertretung des Amtschefs zu übertra- 
gen, war keine tragfähige Lösung, weil dieser 
Stabsoffizier als Angehöriger des Forschungsbe- 
reichs fachlich dem Leitenden Historiker unter- 
stellt ist. 

2. Mit Schaffung einer etatmäßigen Vertreterstelle 
für den Amtschef wird dieser von allen Verwal- 
tungs- und Nebenaufgaben entlastet. Er kann 
damit wirkungsvoll seine Hauptaufgabe, die wis- 
senschaftliche Arbeit des MGFA verantwortlich 
zu begleiten und die Vertretung des MGFA nach 
außen wahrnehmen. Im internationalen Ver- 
gleich sind die Dienstposten der Amtschefs der 
Institute für Militärgeschichte mit Generalen 
besetzt. Um dem Stellenwert der Militärge- 
schichte/Historische und politische Bildung in 
den Streitkräften auch nach außen zu dokumen- 
tieren, sollte die B 6-STAN-Stelle des Amtschefs 
MGFA (zur Zeit mit Oberst B 3 besetzt) ent- 
sperrt werden. 


Antrag zu Kapitel 14 03 — 

Kommandobehörden, Truppen usw. 

(mit lfd. Nummer 23 bezeichnet) 

Es wird beantragt, das Bundesministerium der Ver- 
teidigung aufzufordern, bis zum 31. Dezember 1986 
eine Untersuchung über mögliche Veränderungen 
bei der inhaltlichen Ausgestaltung und zeitlichen 
Plazierung der Ausbildungsstufe A vorzulegen. Die 
Ausbildungsstufe A dient nicht nur der militä- 
rischen Aus- und Weiterbildung, sondern ist auch 
wesentlicher Bestandteil der Vorbereitung auf ei- 
nen späteren Zivilberuf. Die zeitliche Belastung 
während der Dienstzeit stößt auf zunehmende Kri- 
tik. Gleichermaßen wird verstärkt eine Verbesse- 
rung der Inhalte der Ausbildungsstufe A, besonders 
bezogen auf die zivilberufliche Nutzung, gefordert. 
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Antrag zu Kapitel 14 03 — 

Kommandohehörden, Truppen usw. 

(mit lfd. Nummer 31 bezeichnet) 

Es wird beantragt zu prüfen, ob und in welchem 
Umfang die Wallmeistertruppenführerstellen von 
der Gehaltsgruppe A8 m A auf A9 m A angehoben 
werden können. 

Für den Dienstbereich der Wallmeistertruppführer 
werden ausgesuchte, hochqualifizierte Soldaten be- 
nötigt, um den vielfältigen Aufgaben gerecht zu 
werden. Ein zweijähriges Studium an der Pionier- 
schule in München ist für den Stelleninhaber Vor- 
aussetzung. Dieses schließt mit der Berufsbezeich- 
nung „Bautechniker“ ab. Zudem werden die Wall- 
meistertruppführer der Bundeswehr im Vergleich 
zu den Alliierten und den zivilen deutschen Stellen 
nicht ausreichend bewertet. 

Antrag zu Kapitel 14 04 — 

Bundeswehrverwaltung und Personalausgahen für 
das Zivilpersonal bei den Kommandobehörden, 
Truppen usw, 

(mit lfd, Nummer 33 bezeichnet) 

Es wird beantragt zu prüfen, ob und in welchem 
Umfang der Berufsförderungsdienst der Bundes- 
wehr personell verstärkt werden kann. 

Antrag zu Kapitel 14 05 — Bildungswesen 
(mit lfd. Nummer 36 bezeichnet) 

Es wird beantragt, das Bundesministerium der Ver- 
teidigung aufzufordern, bis zum 30. Juni 1986 einen 
Untersuchungsbericht über künftig mögliche Auf- 
gaben der Bundeswehrfachschulen vorzulegen. 

Es muß sichergestellt werden, daß auch in Zukunft 
das flächendeckende Netz der Bundeswehrfach- 
schulen erhalten bleibt. Die in zunehmendem Maß 
auf tretende höhere Eingangsqualifikation der Sol- 
daten zu Beginn eines Besuches einer Bundeswehr- 
fachschule macht es erforderlich, den Bildungsauf- 
trag der Bundeswehrfachschulen inhaltlich auszu- 
weiten und die Weiterbildung zu verstärken. 

Antrag zu Kapitel 14 05 — Bildungswesen 
(mit lfd. Nummer 37 bezeichnet) 

Es wird beantragt, das Bundesministerium der Ver- 
teidigung aufzufordern, 

1. die auf Grund des Beschlusses des Rechnungs- 
prüfungsausschusses vom 11. Februar 1982 erar- 
beiteten STAN-Entwürfe für die UniBw als neue 
„Organisations- und Ausstattungsrahmen der 
UniBw“ unter Öffnung der in den Entwürfen 
enthaltenen 0-Dienstposten in Kraft zu setzen; 

2. bis zu den Haushaltsverhandlungen 1987 die un- 
ter 1. genannten Organisationsgrundlagen unter 
Berücksichtigung künftiger Entwicklungen und 
mit dem Ziel größerer organisatorischer Flexibi- 
lität für die UniBw zu überarbeiten. 

Gemäß Beschluß vom 11. Februar 1982 hat das Bun- 
desministerium der Verteidigung die Organisa- 


tionsumfänge der UniBw auf das bewilligte Perso- 
nalstellensoll reduziert. Die Organisationsgrundla- 
gen enthalten jedoch 97 sogenannte „0-kodierte“ 
Dienstposten, die nicht zum Dienstpostenumfang 
zählen. Die lediglich als STAN-Entwürfe vorhande- 
nen Organisationsgrundlagen beider UniBw sind 
bisher nicht in Kraft gesetzt worden. Dies sollte im 
Interesse der UniBw jetzt geschehen; dabei sollte 
den UniBw ein Mindestmaß an organisatorischem 
Spielraum gewährt werden. Das kann durch Aus- 
bringung der „0-Dienstposten“ der STAN-Entwürfe 
als Dienstposten in den neuen Organisationsgrund- 
lagen geschehen. Um den UniBw weitere Flexibili- 
tät zu gewähren und künftige Entwicklungen zu be- 
rücksichtigen, ist es nötig, die Organisationsgrund- 
lagen unter Beteiligung der UniBw alsbald zu über- 
arbeiten, 

Antrag zu Kapitel 14 11 — Bekleidung 
(mit lfd. Nummer 43 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Bundesminister der Vertei- 
digung zu bitten, die weitere Nachbeschaffung der 
seit langem eingeführten Schlafsäcke einzustellen. 

1. Die Truppe ist mit der Qualität der zur Ausrü- 
stung gehörenden Schlafsäcke unzufrieden. Die 
verwendeten Materialien sind unzweckmäßig. 
Viele Soldaten behelfen sich mit privat beschaff- 
ten, handelsüblichen Schlafsäcken. 

2. Die Mängel sind seit vielen Jahren bekannt, und 
ein neu entwickelter Schlafsack könnte einge- 
führt werden, der die Mängel des bisherigen Mo- 
dells nicht aufweist. 

3. Die Einführung des neuen Schlafsacks ist nicht 
möglich, weil die Bundeswehr 1,6 Mio. alter 
Schlafsäcke im Bestand hat. Das veraltete Mo- 
dell wird ständig nachbeschafft. Solange diese 
hohe Zahl nicht abgebaut werden kann, ist die 
Beschaffung des neuen Modells nicht möglich. 

4. Im Interesse einer brauchbaren Ausrüstung un- 
serer Soldaten ist die Nachbeschaffung des alten 
Modells sofort einzustellen und nach spürbarem 
Abbau der alten Bestände mit der Einführung 
des neuen Modells zu beginnen. 

Antrag zu Kapitel 14 12 — Unterbringung 
(mit lfd. Nummer 45 bezeichnet) 

Es wird beantragt, das Bundesministerium der Ver- 
teidigung aufzufordern, ihr Konzept zur Bewa- 
chung der Bundeswehranlagen durch militärische, 
zivile, und gewerbliche Wachen vorzulegen. 

Der militärische Wachanteil ist von 1981 bis 1984 
von 52,8 V. H. auf 63,8 v. H. gestiegen; der gewerbli- 
che Wachanteil in diesem Zeitraum von 39,3 v. H. 
auf 27,6 V, H. gesunken. Eine hohe Wachbelastung 
der Truppe beeinträchtigt die Ausbildung der Sol- 
daten und trägt zu der hohen Dienstzeitbelastung 
bei. Der Verteidigungsausschuß begrüßt deshalb die 
1985 eingeleiteten Bemühungen zur Verringerung 
der Bewachungsaufgaben der Truppe. Er hält es für 
erforderlich, die Möglichkeiten weiterer Entlastun- 
gen zu prüfen. 
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Antrag zu Kapitel 14 19 — 

Kampfwertsteigerung F4F 
(mit lfd. Nummer 82 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die im Haushalt ausgebrachten 
Mittel für die Kampfwertsteigerung zu sperren und 
die Entsperrung von der Vorlage eines Gesamtkon- 
zeptes zur möglichen Kampfwertsteigerung abhän- 
gig zu machen. 

Antrag zu Kapitel 14 19 — 

Kampfwertsteigerung für das Waffensystem Alpha- 
Jet 

(mit lfd. Nummer 83 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die im Haushalt ausgebrachten 
Mittel für die Kampfwertsteigerung zu sperren und 
die Entsperrung von der Vorlage eines Gesamtkon- 
zepts zur möglichen Kampfwertsteigerung für das 
Waffensystem Alpha- Jet abhängig zu machen. 

Antrag zu Kapitel 14 20/14 15 — 

Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige mili- 
tärische Entwicklung und Erprobung, Feldzeugwe- 
sen 

(mit lfd. Nummer 84 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Bundesminister der Vertei- 
digung zu bitten, für die beschleunigte Fertigent- 
wicklung der neuen Bildverstärkerhelmbrille sowie 
für die Einführung dieses Geräts bei den Kampf- 
truppen des Heeres zu sorgen. 

1. Unbestritten ist die Notwendigkeit, die Kampf- 
truppen des Heeres mit Nachtsichtgeräten aus- 
zurüsten. Die Forderungen des Fü H belaufen 
sich auf 6 000 Stück. Diese Zahl ist als untere 
Grenze des Bedarfs anzusehen. 

2. Wegen der Knappheit der zur Verfügung stehen- 
den Finanzmittel ist die Ausstattung schritt- 
weise einzuführen. Dabei sind diejenigen Trup- 
penteile als erste auszurüsten, die von ihrem 
Auftrag her in besonderer Weise auf die Nacht- 
sichtgeräte angewiesen sind, z. B. Fallschirmjä- 
gerbataillone und Fernspähkompanien. 

Antrag zu Kapitel 14 20 — 

Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige mili- 
tärische Entwicklung und Erprobung 
(mit lfd. Nummer 85 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Bundesminister der Vertei- 
digung zu bitten dafür zu sorgen, daß die neuen 
Dienst- und Einsatzanzüge der Bundeswehr be- 
schleunigt fertigentwickelt und eingeführt werden. 

1. Die Bundeswehr als einzige Armee in der NATO 
rüstet ihre Soldaten mit einem Anzug aus, der 
zugleich Dienst-, Arbeits-, Einsatz- oder Kampf- 
anzug ist. Die verschiedenartigen Anforderun- 
gen für jede einzelne Verwendung machen es 
unmöglich, alle Anforderungen mit einem Anzug 
zu erfüllen. So müssen an den Kampfanzug der 
Infanterie andere Ansprüche gestellt werden als 
an den Arbeitsanzug in technischen Einheiten. 


2. Die angemessene Lösung dieses Problems muß 
also die Einführung eines Dienstanzugs für den 
täglichen Dienst (der bisher verwendete Dienst- 
und Arbeitsanzug weist gravierende Schwächen 
auf) sowie die Einführung von Einsatzanzügen, 
die auf die jeweilige spezielle Verwendung hin 
ausgelegt sind, umfassen. Als Einsatzanzüge 
sind anzusehen: 

— Fliegerkombination, 

— Panzerkombination, 

— Monteurkombination, 

— Marine-Bordanzug, 

— Kampf anzug (Fleckentarnanzug). 

Die Flieger- und Panzerkombination sowie der 
Kampfanzug sollten soweit als möglich aus feu- 
erhemmendem Material gefertigt sein. 

Antrag zu Kapitel 14 20 — 

Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige mili- 
tärische Entwicklung und Erprobung 
(mit lfd. Nummer 86 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die im Haushaltsentwurf vorge- 
sehenen Mittel für die Entwicklung einer Vertikal- 
bordwaffe zur Panzerbekämpfung für die Kampf- 
flugzeuge Alpha-Jet zu sperren. 

1. Die Vertikalbordwaffe erfordert, daß das Kampf- 
flugzeug die Panzerkräfte des Gegners bzw. das 
vom Gegner besetzte Terrain überfliegt. Diese 
Notwendigkeit führt dazu, daß das Trägerflug- 
zeug durch die auch nach heutigem Ausrü- 
stungsstand massive und wirkungsvolle Luftab- 
wehr der WP-Streitkräfte in höchstem Maße be- 
droht ist. Mit dem Verlust von Flugzeugen der 
NATO sowohl auf dem Flug wie auch im Zielge- 
biet ist zu rechnen. Mit einem effektiven Einsatz 
der Vertikalbordwaffe ist daher nicht zu rech- 
nen. 

2. Die Luftwaffe sieht die Gefährdung ihrer Flug- 
zeuge — auch des Tornado beim Einsatz mit 
MW-1 — und beteiligt sich deshalb an der Ent- 
wicklung einer Langstrecken- Abstandswaffe 
(LR-SOM). Andere NATO-Staaten entwickeln 
eine Kurzstrecken- Abstandswaffe (SR-SOM). 
Beim Einsatz solcher Abstandswaffen ist das 
Überfliegen der gegnerischen Luftabwehr nicht 
mehr notwendig. Es ist daher sinnvoll, die für 
die Entwicklung der Vertikalbordwaffe vorgese- 
henen Mittel zur Entwicklung von Abstandswaf- 
fen einzusetzen. 

Antrag zu Kapitel 14 20 — 

Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige mili- 
tärische Entwicklung und Erprobung 
(mit lfd. Nummer 87 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die im Haushaltsentwurf vorge- 
sehenen Mittel für die Entwicklung des Panzerjä- 
gerkampfwagens mit 120 mm-Bordkanone zu sper- 
ren. 

1. Bisher ist keine taktische Forderung vorgelegt 
worden. 
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2. Bisher ist keine hinreichende Begründung für 
die Notwendigkeit eines solchen Kampfwagens 
vorgelegt worden. Hinweise, der neue Kampfwa- 
gen bringe eine nennenswerte Leistungssteige- 
rung gegenüber vorhandenen Panzertypen, feh- 
len. 

3. Die Notwendigkeit der Entwicklung eines neuen 
Panzerabwehrkampfwagens Kanone ist im Zu- 
sammenhang mit einer Kampfwertsteigerung 
der Leopard 1-Kampfpanzer zu sehen. Nach dem 
jetzigen Stand der Erkenntnisse wird ein völlig 
neu entwickelter Kanonenjagdpanzer keine 
spürbaren Leistungs vorteile gegenüber einem 
kampfwertgesteigerten Leopard 1 bringen. Da- 
her ist abzuwägen zwischen dem überschauba- 
ren Kostenrahmen einer Kampfwertsteigerung 
Leopard 1 und den immensen Entwicklungs- 
und Beschaffungskosten eines neuen Kanonen- 
jagdpanzers. 

Antrag zu Kapitel 14 21 — 

Wehrtechnik und Beschaffung 
(mit lfd. Nummer 100 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Ansatz des Titels 511 01 im 
Kapitel 14 21 von 2,08 Mio. DM auf 3,08 Mio. DM zu 
erhöhen. 

Die Aufstockung soll das BWB in die Lage verset- 
zen, seine Informationsmöglichkeiten durch Bücher 
und Zeitschriften so zu verbessern, daß die erfor- 
derliche Dialogfähigkeit mit der Industrie als Auf- 
tragnehmer erhalten bleibt. 

Antrag zu Kapitel 14 01 

(mit lfd. Nummer 107 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Bundesminister der Vertei- 
digung zu bitten, aus den entsprechenden Kapiteln 
des Haushalts in ausreichendem Maße jene Finanz- 
mittel zur Verfügung zu stellen, die zur Früherken- 
nung der tödlichen AIDS-Erkrankung bei Angehöri- 
gen der Bundeswehr erforderlich sind. 

Antrag zu Kapitel 14 20 — 

Wehrforschung, wehrtechnische und sonstige mili- 
tärische Entwicklung und Erprobung 
(mit lfd. Nummer 108 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Bundesminister der Vertei- 
digung aufzufordern, 

1. ein Konzept zur wirksamen Bekämpfung der 
uns gegenüber bestehenden Bedrohung der 
nachgenannten Art umgehend vorzulegen, 

2. die dafür nötigen Finanzmittel für Forschung 
und Entwicklung zur Verfügung zu stellen. 

Seit Jahren rüstet die UdSSR kontinuierlich und in 
einer Form wachsender Bedrohung für die Bundes- 
republik Deutschland und ihre Verbündeten mit so- 
genannten Kurzstreckenraketen der Typen SS 21 
bis 23, eurostrategischer Waffen des Typs SS 20 und 
das entsprechende Nachfolgemuster Cruise Missile 
und weitreichende Abstandsflugkörper auf. Darum 


wird die gesamte Verteidigungsstruktur der Bun- 
desrepublik Deutschland und der europäischen Ver- 
bündeten unseres Landes ebenso bedroht wie der 
berechtigte Wunsch unserer Bürger auf Unver- 
sehrtheit. Da unsere Verteidigungsplanung schutz- 
orientiert sein muß, gehen wir davon aus, daß alles 
getan werden muß, die Gefahr für unser Volk zu 
beseitigen, die von der sowjetischen Hochrüstung 
und mit ihr verbundenen aggressiven Doktrinen 
ausgeht. 

Antrag zu Kapitel 14 08 — Rettungszentren 
(mit lfd. Nummer 119 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die Organisationsgrundlagen für 
die in den Bundeswehrkrankenhäusern Hamburg, 
Gießen, Koblenz und Ulm betriebenen Rettungszen- 
tren bis zum 1. April 1986 in Kraft zu setzen, um 
diese personell, materiell und infrastrukturell funk- 
tionsfähig zu machen. 

Antrag zu Kapitel 14 08 — 

Betriebsärztlicher Dienst 
(mit lfd. Nummer 120 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die Organisationsgrundlagen zur 
Erfüllung der im Arbeitssicherheitsgesetz vorge- 
schriebenen betriebsärztlichen Versorgung der 
Bundeswehr bis zum 1. April 1986 in Kraft zu set- 
zen. 

Antrag zu Kapitel 14 08 — 

Dotierung der Chefarztstellen in den großen Bun- 

deswehrkrankenhäusem 

(mit lfd. Nummer 121 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die Chefarztstellen in den drei 
großen Bundeswehrkrankenhäusern Hamburg, Ko- 
blenz und Ulm funktionsgerecht zu dotieren und die 
noch fehlende B 6-Planstelle für den Chefarzt des 
Bundeswehrkrankenhauses Ulm in den Haushalt 
1987 einzustellen. 

Antrag zu Kapitel 14 02 — 

Allgemeine Bewilligungen 
(mit lfd. Nummer 125 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die im Haushaltsentwurf vorge- 
sehenen Mittel für die Nachwuchswerbung (Titel 
539 03) um weitere 2 Mio. DM zu erhöhen. 

Das Bewerberaufkommen zum Längerdiener mit 
Verpflichtungszeiten von drei und mehr Jahren ist 
im laufenden Jahr deutlich zurückgegangen. Die 
Nachwuchswerbung muß intensiviert und auf ge- 
eignete Personen individuell ausgerichtet werden, 
um den Längerdienerbestand 1986 planmäßig um 
2 500 im Jahresdurchschnitt zu erhöhen. Nur so 
kann Vorsorge für die kritische Nachwuchslage der 
90er Jahre geschaffen werden. 

Antrag zu Kapitel 14 12 

(mit lfd. Nummer 127 bezeichnet) 

Der Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages unterstützt mit Nachdruck die Bemühungen 
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des Bundesministers der Verteidigung, das Kreis- 
wehrersatzamt Hamburg einschließlich seines Mu- 
sterungszentrums sowie die Standortverwaltung 
Hamburg und weitere militärische und zivile 
Dienststellen im Bereich des bundeswehreigenen 
Behördenkomplexes Sophienterrasse in Hamburg, 
den funktionalen und wirtschaftlichen Interessen 
entsprechend auszubauen. 

Im Großraum Hamburg können die Aufgaben des 
Kreiswehrersatzamtes und der Standortverwaltung 
sowie weiterer militärischer und ziviler Dienststel- 
len nur dann sachgerecht und wirtschaftlich wahr- 
genommen werden, wenn diese Dienststellen zen- 
tral liegen. Die Bemühungen der letzten Jahre, alle 
diese Dienststellen in einem Neubaubereich zusam- 
menzufassen, haben sich als nicht realisierbar er- 
wiesen. Auch Teillösungen scheiden wegen Unwirt- 
schaftlichkeit aus. Es ist deshalb erforderlich, die 
vorhandenen Liegenschaften in der Sophienter- 
rasse nunmehr so zu sanieren und zu ergänzen, daß 
die dienstlichen Aufgaben der dort untergebrachten 
Dienststellen funktionell und arbeitsökonomisch 
erfüllt werden. Hierbei ist insbesondere zu prüfen, 
ob wegen der beschränkten Bebaubarkeit des bun- 
deseigenen Grundstücks Sophienterrasse 14 auch 
der Erwerb des seit über 15 Jahren angemieteten 
Bürogebäudes Sophienterrasse 1 a nach Ablauf des 
Mietvertrags Mitte 1986 eine sachgerechte und 
wirtschaftliche Lösung ist. 

b) Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP 

Antrag zu Kapitel 14 19 

(mit lfd. Nummer 106 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die bei Kapitel 14 02 Titel 554 99 
(Verstärkung von Ausgaben für militärische 
Beschaffungen) veranschlagten Mittel und Ver- 
pflichtungsermächtigungen nach Kapitel 14 19 Titel 
554 02 (Beschaffung des Waffensystems MRCA) 
umzusetzen. Die Mittel sind insoweit qualifiziert zu 
sperren. 

c) Anträge der FDP-Fraktion 

Antrag zu Kapitel 14 03 Titel 453 01 — 

Erweiterte Anerkennung von Umzugshinderungs- 
gründen 

(mit lfd. Nummer 109 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die restriktive Anerkennung von 
Umzugs-Hinderungsgründen bei der Beurteilung 
von Trennungsgeldanträgen aufzugeben und den 
Katalog der Hinderungsgründe den im allgemeinen 
Verständnis als Hinderungsgrund angesehenen 
Umständen anzupassen. 

Angesichts der Arbeitsmarktlage, Einschränkung 
sozialer Leistungen durch öffentliche Haushalte, 
konkreter familiärer Situation ist oft eine höhere 
Vorsicht der Familienangehörigen vor einem 
Standortwechsel festzustellen und auch verständ- 
lich. Um die Bereitschaft von Bundeswehrangehöri- 
gen zu stärken, Laufbahn- und Verwendungserfor- 
dernissen nachzukommen und die Trennung von 


der Familie in Kauf zu nehmen, darf die Anerken- 
nung von Hinderungsgründen nicht restriktiv fol- 
gen. 

Antrag zu Kapitel 14 03 Titel 453 01 — 

Wegfall der Kilometerbegrenzung für die zweite Fa- 
milienheimfahrt 

(mit lfd. Nummer 110 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die Kilometerbegrenzung für die 
zweite Familienheimfahrt der Soldaten aufzuhe- 
ben. 

Die Belange der Verteidigung erfordern in vielen 
Fällen eine dienstliche Verwendung in großer Ent- 
fernung vom Wohnort. Die Weigerung der Bundes- 
länder aus Gründen der Mehrbelastung der eigenen 
Haushalte gegenüber dieser vorgeschlagenen Rege- 
lung trägt den höheren Belastungen der Bundes- 
wehrangehörigen gegenüber den Länderbedienste- 
ten nicht Rechnung. Die von den Bundesländern 
angestrebte „Gleichbehandlung“ ist aufgrund un- 
gleicher Voraussetzungen durch gleiche Maßnah- 
men nicht erreichbar. 


Antrag zu Kapitel 14 03 Titel 423 01 — 

Flankierende Maßnahmen zum Erreichen der Ziel- 
größe von 266 000 länger dienenden Soldaten 
(mit lfd. Nummer 111 bezeichnet). 

Es wird beantragt, den Bundesminister zu ersu- 
chen, prüfen zu lassen, welche zusätzlichen An- 
strengungen unternommen werden können und 
müssen, den Umfang von 266 000 länger dienenden 
Soldaten zu erreichen. 

Zur Behebung des Personalengpasses der BW in 
den 90er Jahren bedarf es eines Paketes von Maß- 
nahmen zur Attraktivitätssteigerung des Dienstes 
in der Bundeswehr, die mit der Personalnachfrage 
der Wirtschaft in Konkurrenz steht. Ein Aspekt ist 
der finanzielle Anreiz. Mit dem Instrument der Ver- 
pflichtungsprämien liegen Erfahrungen vor. Ange- 
sichts der fortgesetzten Politik der Haushaltskonso- 
lidierung und in der Erwartung der zukünftigen 
Steuerreform ist davon auszugehen, daß auch der 
Einzelplan 14 von dieser Politik nicht unberührt 
bleibt. Daher sind die notwendigen Maßnahmen 
und ihr Kosten-/ Nutzenverhältnis rechtzeitig zu 
prüfen und in die Beratungen einzubringen. 

Antrag zu Kapitel 14 03 Titel 423 01 — 
Planstellenverbesserung im NATO-Bereich 
(mit lfd. Nummer 112 bezeichnet) 

Es wird beantragt, daß die im Entwurf des Einzel- 
plans 14 vorgesehene B 7-Planstelle im NATO-Be- 
reich nachdrückliche Zustimmung des Verteidi- 
gungsausschusses des Deutschen Bundestages fin- 
det. 

Eine stärkere personelle Beteiligung der Bundesre- 
publik Deutschland in der Leitungsebene der 
NATO liegt vornehmlich im eigenen deutschen In- 
teresse. 
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Die zwischenzeitlichen Beratungen des Entwurfs 
des Einzelplans 14 geben Anlaß zu der Befürchtung, 
daß die vorgesehene Planstelle aus fiskalischen Ge- 
sichtspunkten zur Disposition gestellt wird. Der 
Verteidigungsausschuß sollte daher nachdrücklich 
auf die Notwendigkeit hingewiesen werden. 


Antrag zu Kapitel 14 03 Titel 453 01 — 

Anhebung der Umzugskostenpauschale 
(mit lfd. Nummer 113 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die Pauschalsätze bei der Um- 
zugskostenvergütung anzuheben und die tatsächli- 
chen Kosten anzupassen. 

Neben den zwangsläufig hinzunehmenden Nachtei- 
len durch Umzug, wie Aufgabe des unmittelbaren 
Kontakts zu Freunden, Bekannten und des vertrau- 
ten Wohnumfeldes, sollte nicht auch noch der fi- 
nanzielle Nachteil der unzureichenden Pauschale 
treten. Vielmehr sollte die persönliche Motivation, 
persönliches Fortkommen zu sichern und dafür 
Verwendung an anderen Orten in Kauf zu nehmen, 
gestärkt werden. Im übrigen besteht eine Korrela- 
tion mit den Ansätzen für Trennungsgeldzahlun- 
gen. 


Antrag zu Kapitel 14 03 Titel 453 01 — 
Verlängerung des Zeitraums für die Zahlung von 
Trennungsgeld 

(mit lfd. Nummer 114 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Zeitraum der Trennungs- 
geldzahlung angemessen zu verlängern. 

Die sozialen Folgen der Versetzungshäufigkeit las- 
sen sich in vielen Fällen mildern, in denen auf Um- 
zug der Familie verzichtet wird, um etwa die Schul- 
ausbildung der Kinder abzuschließen, Ausbildungs- 
plätze oder Arbeitsplatz der Ehefrau zu erhalten 
und das soziale Umfeld. Durch eine flexiblere Ge- 
staltung der Richtlinien zur Zahlung von Tren- 
nungsgeld können die bestehenden Probleme der 
Familie gemildert werden. 


Antrag zu Kapitel 14 03 Titel 453 01 — 
Unentgeltliche Fürs orgef ährten hzw. Kostenerstat- 
tung bei Familienheimfahrten innerhalb des 
S tandorts/Wohnorts 
(mit lfd. Nummer 115 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Bundesminister der Vertei- 
digung zu ersuchen, die geltenden Vorschriften da- 
hin gehend zu erweitern, daß unentgeltliche Fürsor- 
gefahrten mit Dienstfahrzeugen oder Kostenerstat- 
tung für Familienheimfahrten innerhalb von Stand- 
ort bzw. Wohnort bei Benutzung des eigenen Kraft- 
fahrzeuges möglich sind. Die Ansatzstärke im HPl- 
Entwurf erscheint ausreichend. 

Die derzeit geltende Regelung verhindert eine aus- 
reichende Fürsorge durch Transporte, vor allem 
auch von den Kasernen zu den Bahnhöfen und zu- 
rück. 


Antrag zu Kapitel 14 04 — 

Absicherung von Zeitsoldaten nach dem Entwick- 
lung s helfermodell 
(mit lfd. Nummer 1 16 bezeichnet) 

Es wird auf die Entschließung des Verteidigungs- 
ausschusses vom 17. April 1985 verwiesen und bean- 
tragt, die soziale Lage der ausscheidenden Soldaten 
auf Zeit ohne Verzug zu verbessern. 

Antrag zu Kapitel 14 04 Titelgruppe 02 — 
Verstärkung des Einsatzes der Datenverarbeitung 
(mit lfd. Nr. 117 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Ansatz des Entwurfs von 
135 Mio. DM um 30 Mio. DM auf 165 Mio. DM anzu- 
heben. 

Die Einsatzbreite der DV-Technologie wird derzeit 
im BMVg nur unzureichend genutzt. Zur Verbesse- 
rung dieser Situation ist der Ansatz für 1986 ent- 
sprechend zu erhöhen und für eine stetig kontinu- 
ierliche Fortführung sowohl in der Beschaffung wie 
in Aus- und Fortbildung des eigenen Personals zu 
sorgen. 

Antrag zu Kapitel 14 08 Titel 554 01 — 

Beschaffung eines chirurgischen Lasergerätes für 

das BW -Lazarett Koblenz 

(mit lfd. Nummer 122 bezeichnet) 

Es wird beantragt, den Bundesminister der Vertei- 
digung aufzufordern, für das BW- Lazarett in Ko- 
blenz zum frühestmöglichen Zeitpunkt ein chirurgi- 
sches Lasergerät zu beschaffen. Der Ansatz bei Ti- 
tel 554 01 von 70 Mio. DM wird um die Summe ver- 
stärkt, die zur Beschaffung notwendig ist. 

Das BW- Lazarett Koblenz hat im Juli und August 
dieses Jahrs versuchsweise Operationen mit einem 
Lasergerät durchgeführt. Nach vorliegenden Infor- 
mationen mit hervorragendem Erfolg. Das Laserge- 
rät bietet neben einer Verbesserung der chirurgi- 
schen Möglichkeiten zugunsten der Patienten eben- 
falls langfristige finanzielle Vorteile. Patienten, die 
mit Laser operiert werden, brauchen sich in der 
Regel nur wenige Tage im BW-Lazarett aufzuhalten 
oder können sogar ambulant behandelt werden, 
während Eingriffe nach herkömmlicher Methode 
oft eine stationäre Behandlung von mehreren Wo- 
chen erfordern. 


Antrag zu Kapitel 14 23 — 

Versicherung von Wehrpflichtigen 
(mit lfd. Nummer 124 bezeichnet) 

Es wird beantragt, unverzüglich die Voraussetzun- 
gen dafür zu schaffen, daß Wehrpflichtige, die bis 
zum Antritt ihrer Dienstzeit in keinem versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis gestan- 
den haben, über die Bundeswehr versichert wer- 
den. 

Wehrpflichtige, die vor Ableistung ihrer Dienstzeit 
bei der Bundeswehr keine versicherungspflichtige 
Tätigkeit ausgeübt haben, erhalten nach Beendi- 
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gung ihrer Dienstzeit bei Arbeitslosigkeit keine Ar- 
beitslosenunterstützung. Während dieser Zeit sind 
sie ebenfalls nicht krankenversichert. Die zusätzli- 
chen Kosten werden auf ca. 22 Mio. DM im Einzel- 
plan 14 geschätzt. 

d) Gemeinsame Anträge der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP 
Antrag zu Kapitel 14 08 — Sanitätswesen 
(mit lfd. Nummer 42 bezeichnet) 

Es wird beantragt, daß unabhängig von der Diskus- 
sion um die Zahl der Sanitätszentren, so rasch wie 
möglich die allgemeinen Organisationsgrundlagen 
(Personal- und Material-STAN, GMIF) zwischen 
BMVg und BMF zu verhandeln und in &aft zu set- 
zen sind, um die bereits aufgestellten Sanitätszen- 
tren voll funktionsfähig zu machen und die Aufstel- 
lung weiterer Sanitätszentren zu ermöglichen. 

Antrag zu Kapitel 14 08 — 

Sanitätswesen, Sanitätszentren 
(mit lfd. Nummer 118 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die Organisationsgrundlagen für 
die Sanitätszentren im Heer bis zum 1. April 1986 in 
Kraft zu setzen, um die Voraussetzungen zu schaf- 
fen, die Sanitätszentren personell, materiell und In- 
frastrukturen funktionsfähig zu machen. 

Antrag zu Kapitel 14 12 — Unterbringung 
(mit lfd. Nummer 44 bezeichnet) 

Es wird beantragt, die Kostengrenze für kleine Neu-, 
Um- und Erweiterungsbauten für den Bereich des 
Bundesministeriums der Verteidigung (Kapitel 
14 12 Titel 558 99) ab Haushaltsjahr 1986 von 500 000 
DM auf 750 000 DM anzuheben. Das Bundesmini- 
sterium der Verteidigung wird durch Haushaltsver- 
merk ermächtigt, in eigener Zuständigkeit Ausga- 
ben bis zur Höhe von 30 Mio. DM von den großen 
Baumaßnahmen zugunsten der kleinen Baumaß- 
nahmen umzuschichten. 

Durch die Anhebung der Kostengrenze und die 
Möglichkeit der Mittelverstärkung aus den Ansät- 
zen für große Baumaßnahmen können besonders 
dringende Meißnahmen, insbesondere zur Behe- 
bung von Infrastrukturmängeln die Unterkunfts- 
qualität der Wehrpflichtigen beeinträchtigen oder 
den Dienstbetrieb behindern, kurzfristig beseitigt 
werden. 

Antrag zu Kapitel 14 12 — Unterbringung 

Erweiterung des Einzelfall-Kostenrahmens der Ka- 
tegorie „kleine Baumaßnahmen'* von 500 000 DM 
auf 750 000 DM 

(mit If. Nummer 123 bezeichnet) 

Es wird beantragt, eine Änderung der Richtlinien 
dahin gehend vorzunehmen, daß Ausgaben für Neu-, 
Um- und Erweiterungsbauten bis zu einer Gesamt- 
höhe von 750 000 DM im Einzelfall in der Kategorie 
„kleine Baumaßnahmen“ einzuordnen sind. 


Die Mittel dieses Ansatzes dienen vor allem der 
kurzfristigen Beseitigung von Mängeln an Unter- 
künften, der Verbesserung sanitärer Einrichtungen, 
der zeitnahen Anpassung von Anlagen an neues 
Gerät und Material sowie der Modernisierung tech- 
nischer Anlagen. Der zu niedrige Kostenrahmen 
von 500 000 DM zerrt viele Projekte in den zeitrau- 
benden Genehmigungszwang für „große Baumaß- 
nahmen“. Um die notwendige Flexibilität zu errei- 
chen, ist eine Veränderung dringend erforderlich. 


Antrag zu Kapitel 14 04 — 

Bundeswehrverwaltung und Personalausgaben für 
das Zivilpersonal bei den Kommandobehörden, 
Truppen usw. 

(mit lfd. Nummer 126 neu bezeichnet) 

Es wird beantragt, die im Haushaltsentwurf (Kapi- 
tel 14 04, Titel 425 01) vorgesehene Zahl von Stellen 
für Krankenschwestern der VergGr KR IV von 480 
um 25 auf 505 zu erhöhen. Gleichzeitig wird das 
BMVg aufgefordert, einen Bericht über den Umfang 
der geleisteten Überstunden von Krankenschwe- 
stern und Pflegepersonal vorzulegen. 

Im Sanitätswesen der Bw ist ein Sofortbedarf von 
25 Krankenschwestern abzudecken. Die Stellen 
werden benötigt: 

— zur Inbetriebnahme der Station für Verbren- 
nungsmedizin beim BwKrhs Koblenz und 

— zur Aufstellung weiterer Betten für die Intensiv- 
pflegestationen bei den BwKrhs Hamburg, Mün- 
chen, Amberg, Detmold und Wildbad. 

Um entsprechend der Zielsetzung der Bundesregie- 
rung beim Zivilpersonal das Gesamtstellensoll 
nicht zu erhöhen, sollen 25 der 90 bei Kapitel 14 04 
Titel 426 01 zur Kürzung vorgesehenen Arbeiter- 
stellen der Kompensation dienen. 


e) Gemeinsame Anträge der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP und DIE GRÜNEN 

Antrag zu Kapitel 14 14 — Femmeldewesen 

Titel 513 03 — Militärische Beschaffungen, Anlagen 

usw. 

(mit lfd. Nummer 61c neu bezeichnet) 

Es wird beantragt, zur Beschaffung von drei Sky- 
guard-Radargeräten den Ansatz um 30 Mio. DM zu 
erhöhen. Das notwendige Personal ist bei Kapitel 
14 03 vorzusehen. 

Mit dieser gezielten Anschaffung von Radargeräten 
soll sichergestellt werden, daß alle Tieffluggebiete 
in der Bundesrepublik Deutschland überwacht wer- 
den können. 


13. Ausschuß (Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit) 

Der Ausschuß hat den Einzelplan 15 des Entwurfs 
des Haushaltsgesetzes 1986 — Drucksache 10/3700 
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— mit Ausnahme der Personaltitel abschließend be- 
raten, Zu den Personaltiteln wird er rechtzeitig vor 
der Bereinigungssitzung im Haushaltsausschuß 
Stellung nehmen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
empfiehlt mit den Stimmen von CDU/CSU und FDP 
bei Stimmenthaltung der Mitglieder der SPD-Frak- 
tion, den Einzelplan 15 mit den von den Berichter- 
stattern im Haushaltsausschuß vorgeschlagenen 
Änderungen und den nachfolgenden Empfehlungen 
anzunehmen. Die Vorschläge und Diskussionsanre- 
gungen des Mitberichterstatters Dr. Müller wurden 
abgelehnt. 

Die nachfolgende, von den Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP beantragte Empfehlung wurde mit 
der Mehrheit dieser Fraktionen gegen die Stimmen 
der SPD-Fraktion beschlossen: 

„Der Bundestagsausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit unterstützt und begrüßt den Einzelplan 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit für das Haushaltsjahr 1986. Er weist be- 
sonders auf die Bedeutung folgender Etatschwer- 
punkte hin: 

1. Der Ausschuß begrüßt die vorgesehenen Lei- 
stungen nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz 
und den neueingeführten Zuschlag zum Kinder- 
geld nach dem Bundeskindergeldgesetz als im 
Rahmen der Neuordnung des Familienaus- 
gleichs besonders bedeutsame Schritte zur För- 
derung junger Familien wie zur wirtschaftlichen 
Stärkung einkommensschwächerer Familien. 

2. Der Ausschuß unterstützt nachdrücklich die 
neuen Schwerpunktsetzungen im Bundesju- 
gendplan, mit denen nicht zuletzt klare Konse- 
quenzen aus den Forderungen der Enquete- 
Kommission „Jugendprotest im demokratischen 
Staat“ gezogen werden. 

Besondere Beachtung verdient dabei der Bei- 
trag zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosig- 
keit. Die Erhöhung der Mittel für arbeitsweltbe- 
zogene Jugendsozialarbeit dient dazu, das Ange- 
bot sozialpädagogischer Hilfen in großstädti- 
schen Ballungsgebieten zu verbessern. Der Aus- 
schuß unterstützt ausdrücklich die Zusammen- 
führung der Hilfen in einem bundesweit verbun- 
denen Netz. 

Der Ausschuß unterstreicht die erfreuliche Ent- 
wicklung des Freiwilligen Sozialen Jahres, in 
dem sich 1984 rund 12 000 Menschen engagier- 
ten. Er unterstützt die Bereitstellung zusätzli- 
cher Mittel, mit denen mehr Helfer eingesetzt 
und weitere Einsatzstellen geschaffen werden 
können. 

Schließlich sieht der Ausschuß im Ausbau der 
Internationalen Jugendarbeit eine zentrale ju- 
gendpolitische Aufgabe. Er begrüßt insbeson- 
dere die Intensivierung des deutsch-amerikani- 
schen Jugendaustausches. 

3. Besondere Bedeutung hat auch die deutliche Er- 
höhung des Haushaltsansatzes für den Zivil- 
dienst. Mit einem weiteren Anstieg der Zahl der 


Zivildienstplätze werden Wartefristen abge- 
kürzt. Die Ausweitung der Einführungslehr- 
gänge ermöglicht es noch mehr Zivildienstlei- 
stenden, sich auf die Aufgaben vorzubereiten. 

4. Der Ausschuß begrüßt die Maßnahmen der Bun- 
desregierung zur AIDS-Bekämpfung mit den 
Schwerpunkten in Aufklärung und Forschung. 
Er fordert die Bundesregierung auf, mit allen 
Kräften und in Zusammenarbeit mit den Bun- 
desländern der AIDS-Gefahr zu begegnen. 

5. Die Verstöße gegen lebensmittelrechtliche Vor- 
schriften in jüngster Zeit haben deutlich ge- 
macht, wie wichtig ein wirksamer Verbraucher- 
schutz ist Der Ausschuß begrüßt deshalb, daß 
der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit nicht nur durch Forschung und Recht- 
setzung, sondern auch durch Aufklärung alle 
Möglichkeiten nutzt, um den Verbraucher vor 
Gesundheitsgefährdungen zu bewahren.“ 

Der Ausschuß hat außerdem einvernehmlich fol- 
gende Empfehlungen an den Haushaltsausschuß 
beschlossen: 


1. Kapitel 15 02 

Zu Titel 684 11, Erläuterung 7,1 

Der Ausschuß empfiehlt, die Mittel für den Deut- 
schen Bundesjugendring um 3 bis 4 v. H. zu erhö- 
hen. 

2. Zu Titel 684 11, Erläuterung 2.4 

Der Ausschuß bittet festzuhalten, daß 50 000 DM 
des ausgeworfenen Betrags für den deutsch-pol- 
nischen Jugendaustausch zur Verfügung gestellt 
werden. 

3. Zum Bereich Jugendaustausch 

Der Ausschuß bittet den federführenden Aus- 
schuß, im Rahmen der Beratung des Gesamt- 
haushalts zu prüfen, ob die für den deutsch-deut- 
schen Jugendaustausch vorgesehenen Mittel 
nicht im Haushalt des BMJFG statt in dem des 
BMB ausgeworfen werden können. Darüber hin- 
aus wird um Prüfung gebeten, ob das derzeit 
beim Deutschen Bundestag laufende deutsch- 
amerikanische Austauschprogramm künftig 
nicht in den Zuständigkeitsbereich des BMJFG 
überführt werden sollte. 

4. Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit empfiehlt dem Haushaltsausschuß sicherzu- 
stellen, daß durch das Auslaufen von Modellvor- 
haben für die Betreuung krebskranker Kinder 
und noch nicht übernommene Verpflichtungen 
der Länder bzw. der Kassen keine Finanzie- 
rungslücken entstehen. Dafür ist ein maximaler 
Finanzbedarf von 5,0 Mio. DM vorzusehen. 

Darüber hinaus hat der Ausschuß den Einzelplan 15 
in seiner Sitzung am 6. November 1985 ergänzend 
beraten und im Hinblick auf die Personaltitel ein- 
vernehmlich folgende Empfehlung beschlossen: 
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Zu Kapitel 15 01 

Durch Bereitstellung des erforderlichen Personals 
ist sicherzustellen, daß das zu erwartende Gesetz 
über die Gewährung von Erziehungsgeld und Er- 
ziehungsurlaub (Bundeserziehungsgeldgesetz — 
BErzGG) ordnungsgemäß durchgeführt werden 
kann. 

Zu Kapitel 15 03 

Den auf Grund der bis 1990 abzuschließenden Nach- 
zulassung von Arzneimitteln gestiegenen Belastun- 
gen des Arzneimittelinstituts des Bundesgesund- 
heitsamtes ist ebenfalls durch ausreichende Stel- 
lenzuweisung Rechnung zu tragen. 

Zu Kapitel 15 08 

Durch angemessene Personalausstattung ist ein zü- 
giger Abbau des Bearbeitungsstaus beim Bundes- 
amt für den Zivildienst zu gewährleisten. 

Die weiteren nachfolgend aufgeführten Änderungs- 
anträge der SPD- Fraktion und der Fraktion DIE 
GRÜNEN fanden keine Mehrheit: 

Änderungsanträge der Fraktion der SPD 

1. Als neue Titelgmppe 12 ist aufzunehmen 

„Maßnahmen auf dem Gebiet der übertragbaren 
Krankheiten“ und folgender neuer Titel einzu- 
stellen: 

„. , . Förderung eines Einzelmodells zur Herstel- 
lung und Verbesserung der Kooperation bei 
der Behandlung und Betreuung akut AIDS- 
Erkrankter oder Anti-Körper-Träger“. 

Für den Titel sind 365 000 DM vorzusehen. Die 
Übernahme von Verpflichtungsermächtigungen 
für folgende Haushaltsjahre bedarf der Prü- 
fung. 

Das von der Deutschen AIDS-Hilfe für den 
Raum Köln beim Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit angemeldete Modell- 
projekt zur Herstellung und Verbesserung der 
Kooperation bei der Betreuung von AIDS- Kran- 
ken erscheint förderungswürdig und sollte ver- 
wirklicht werden. 

2. Titelgruppe 10 Titel 685 15 
„Modellprogramm zur Reform der Versorgung 
im psychiatrischen und . . .“ 

Der Finanzmittelansatz für 1986 von 2 Mio. DM 
ist um 15 Mio. DM auf 17 Mio. DM zu erhöhen. 

Durch den vom Land Nordrhein-Westfalen im 
Bundesrat eingebrachten Gesetzesantrag zur 
Verbesserung der psychiatrischen Versorgung 
(BR-Drucksache 336/85) und durch den von der 
Fraktion der SPD im Bundestag eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 
Versorgung psychisch Kranker (Drucksache 


10/3882) sind sowohl im Deutschen Bundestag 
als auch Bundesrat Gesetzesberatungen in Gang 
gebracht, deren übereinstimmendes Ziel es ist, 
die bewährten Elemente des Modellprogramms 
in Zukunft dauerhaft über das Leistungsrecht 
der Sozialversicherung zu finanzieren. Es 
scheint derzeit unwahrscheinlich, daß diese Be- 
ratungen bis zum Ablauf der Modellfinanzie- 
rung aus dem Bundeshaushalt am 31. Dezember 
1985 zum Abschluß gebracht werden können. 
Ein Zerbrechen der Modelleinrichtungen wäre 
die Folge. Um dies zu verhindern, soll der Mittel- 
ansatz so erhöht werden, daß eine halbjährige 
Anschlußfinanzierung aus Haushaltsmitteln er- 
folgt, bis das sozialversicherungsrechtliche Ge- 
setzgebungsverfahren zum Abschluß gebracht 
ist 

3. Titelgruppe 11 Titel 681 15 

„Erziehungsgeld für Berechtigte, die das Erzie- 
hungsgeld von der Bundesanstalt für Arbeit er- 
halten . . .“ 

Der Titelansatz ist auf 930 Mio. DM zu kürzen 
und in der Zweckbestimmung das Wort „Erzie- 
hungsgeld“ durch das Wort „Elternurlaubsgeld“ 
zu ersetzen. Begründet wird dieser Antrag wie 
folgt: 

1. Nach dem Gesetzentwurf zur Förderung der 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Eltern- 
urlaubsgesetz) — Drucksache 10/3806 — er- 
halten Eltern ab dem 1. Januar 1986 ein vom 
Familieneinkommen abhängiges Elternur- 
laubsgeld. 

2. Der Gesetzentwurf erhält das bestehende 
Mutterschaftsurlaubsgesetz und stellt die 
frühere Höhe des Mutterschaftsurlaubsgel- 
des von 750 DM im Monat wieder her. Hier- 
für sind 870 Mio. DM aus dem Titel 681 15 zur 
Aufstockung des Titels 646 05 des Einzel- 
plans 11 erforderlich. 

3. Die Mehrkosten des Elternurlaubsgesetzent- 
wurfs gegenüber dem Erziehungsgeldgesetz- 
entwurf belaufen sich auf 130 Mio. DM für 
das Jahr 1986. Zur Durchführung des El- 
ternurlaubsgesetzentwurfs sind deshalb 
930 Mio. DM in der Titelgruppe 11 anzuset- 
zen. 

4. Titel 646 05 

„Leistungen des Bundes für Aufwendungen 
nach dem Mutterschutzgesetz und für das 
Mutterschaftsgeld nach der Reichsversiche- 
rungsordnung und dem Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte . . .“ 

Der Titel ist um 870 Mio. DM aufzustocken. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Förderung 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf (El- 
ternurlaubsgesetz) — Drucksache 10/3806 — 
erhält das bestehende Mutterschaftsurlaubs- 
gesetz und stellt die frühere Höhe des Mut- 
terschaftsurlaubsgelds von 750 DM im Monat 
wieder her. Hierfür ist eine Aufstockung des 
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Titels 646 05 um 870 Mio. DM erforderlich. 

Der Aufstockungsbetrag wird aus dem Titel 

681 15 des Einzelplans 15 umgeschichtet. 

Änderungsanträge der Fraktion DIE GRÜNEN 

1. Im Kapitel 15 02 — Allgemeine Bewilligungen 
— wird der Titel 685 02 — Einlage in eine Stif- 
tung, die zum Schutz des ungeborenen Lebens 
Hilfen für schwangere Frauen in Konfliktsitua- 
tionen gewährt — gestrichen. Die Gelder sind 
den Konfliktberatungsstellen wie Pro Familia, 
deren soziale und medizinische Beratungstätig- 
keit sich in den letzten Jahren bewährt hat, zur 
Verfügung zu stellen. 

Die Stiftung stellt in Zielsetzung, Ansatz und 
Größenordnung eine Beleidigung für Frauen 
dar, die durch eine Schwangerschaft in die un- 
terschiedlichsten — nicht nur finanziellen — 
Probleme kommen. Die Entscheidung, ein Kind 
in die Welt zu setzen, ist eine von grundsätzli- 
cher und weitgehender Tragweite. Verantwortli- 
che Kinderbetreuung verändert das Leben von 
Frauen und Männern weitgehend. Unter den 
heutigen Bedingungen stehen dem Kinder- 
wunsch häufig entgegen: unzureichende Kinder- 
geldleistungen, starre Arbeitszeiten für Männer 
und Frauen oder ungesicherte Beschäftigungs- 
verhältnisse bei Frauen sowie die Doppelbela- 
stung der Frauen in Beruf und Familie. Wir sind 
von dem Ziel, Erwerbstätigkeit und Aufgaben in 
der Familie auf beide Geschlechter gleichmäßig 
und in der Gesellschaft neu zu verteilen, weit 
entfernt. Darüber hinaus muß den Frauen in die- 
ser Gesellschaft das Recht eingeräumt werden, 
eine Lebensperspektive ohne Kinder zu entwik- 
keln. Der Versuch, durch eine Stiftungseinlage 
in Höhe von 50 bzw. 60 Mio. DM den Eindruck zu 
erwecken, hier könne gesellschaftlich bedingten 
Konflikt- und Notsituationen von Frauen wirk- 
sam entgegengewirkt werden, muß zurückge- 
wiesen werden. Nicht nur ist der quantitative 
Umfang dieser einmaligen „familienpolitischen“ 
Maßnahme für die hilfesuchenden Frauen völlig 
unzureichend, sondern es werden die gesell- 
schaftlichen Probleme auf rein finanzielle 
Aspekte reduziert. Zudem haben die Frauen kei- 
nerlei Rechtsanspruch auf diese Mittel. In die 
gleiche Richtung zielen die Vorstellungen des 
Landes Rheinland-Pfalz zur Neuregelung des 
Schwangerschaftsabbruchs. Es zeigt sich einmal 
mehr, daß den Problemen (ungewollt) schwange- 
rer Frauen hilflos und konzeptionslos mit ver- 
schärften Kontrollmaßnahmen begegnet werden 
soll. Offensichtlich haben finanzielle Erwägun- 
gen zur Entlastung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung Vorrang vor gesellschaftlichen 
Problemen der Frauen aufgrund diskriminieren- 
der Strukturen. Vielmehr würde die Diskrimi- 
nierung von Frauen aufgrund der beabsichtigten 
Gesetzesänderung weiter verschärft. Der 
Schwangerschaftsabbruch würde wieder im In- 
und Ausland privat finanziert werden. Gesell- 
schaftspolitisch notwendig ist die Bereitstellung 
ausreichender Mittel für die Prävention unge- 


wollter Schwangerschaften und für die Kinder- 
betreuung bei gleichzeitiger gesetzlicher Ar- 
beitszeitverkürzung und bezahlter Elternfrei- 
stellung mit Arbeitsplatzgarantien. 

2. Bei Kapitel 15 02 ist ein neuer Titel einzufüh- 
ren 

„Einlage in eine Stiftung zur Förderung von 
Frauenhäusern“ 

mit einem Ansatz von 50 Mio. DM 

Mißhandlungen von Frauen und Kindern gehö- 
ren in der Bundesrepublik Deutschland zum Fa- 
milienalltag. Die autonome Frauenbewegung 
hat seit Jahren dieses Problem thematisiert und 
angesichts der Untätigkeit des Staates etwa seit 
1974 damit begonnen, Häuser und Wohnungen 
einzurichten, in denen mißhandelte Frauen und 
Kinder Zuflucht suchen können. Die Erfahrun- 
gen dieser Frauenhäuser haben gezeigt, daß Ge- 
walt gegen Frauen und Kinder nicht als schicht- 
spezifisches Randproblem angesehen werden 
kann, sondern überall in der Gesellschaft anzu- 
treffen ist. Die Notwendigkeit von Frauenhäu- 
sern wird mittlerweile nicht mehr bestritten. 
Nach wie vor ist die Existenz der Frauenhäuser 
aber dadurch gefährdet, daß sie nicht bzw. nur 
unzureichend in der Lage sind, ihre laufenden 
Unterhalts- und Personalkosten zu bestreiten. 
Gerade die autonomen Frauenhäuser, die kei- 
nem Träger der Freien Wohlfahrtspflege ange- 
hören, verfügen neben den freiwilligen Leistun- 
gen der zuständigen Kommunen bzw. den Zah- 
lungen gemäß Bundessozialhilfegesetz über 
keine zusätzlichen Finanzierungsmöglichkeiten. 
Mit diesen Geldern allein können aber weder die 
laufenden Verwaltungskosten der Frauenhäuser 
noch die Personalkosten abgedeckt werden. So- 
weit die entsprechenden Vorschriften des BSHG 
auch die teilweise Erstattung von Unterkunfts- 
und Heizungskosten ermöglichen, kommen 
diese Gelder den Frauenhäusern nur zugute, 
wenn das Haus voll ausgelastet ist. In Zeiten der 
Unterbelegung ist damit nicht sichergestellt, daß 
Frauenhäuser die Kosten für Miete, Heizung etc. 
aufbringen können. Kostenvereinbarungen nach 
§ 93 Abs. 2 BSHG stehen außerdem im Ermessen 
der einzelnen Kommunen und bieten somit 
keine langfristige finanzielle Absicherung für 
die Frauenhäuser. Sie belasten im übrigen aus- 
schließlich die zuständige Gemeinde. Mit den 
Mitteln der neu zu schaffenden Stiftung soll die 
Finanzierungsunsicherheit der Frauenhäuser 
ein Stück weit überwunden und der institutio- 
neile Bestand abgesichert werden. Die GRÜNEN 
werden in Kürze einen Gesetzentwurf vorlegen, 
der die institutioneile Förderung von Frauen- 
häusern durch eine Stiftung regelt 


14. Ausschuß (Ausschuß für Verkehr) 

Der Verkehrsausschuß empfiehlt nach seiner Sit- 
zung am 16. Oktober 1985, den Entwurf des Einzel- 
plans 12 wie folgt zu ändern: 
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1. Kapitel 12 02 Titel 892 12 — 

Neubauhilfe für Handelsschiffe 

Erhöhung der Verpflichtungsermächtigung um 
50 Mio. DM. 

Um auf den deutschen Werften das als not- 
wendig erachtete Mindestauftragsvolumen von 
2 Mrd. DM aus Inlandsaufträgen zu gewährlei- 
sten, ist eine Aufstockung der Verpflichtungser- 
mächtigung für Neubauhilfen auf 250 Mio. DM 
erforderlich. 

2. Kapitel 12 02 Titel 892 14 — 

Finanzbeiträge an die See schiff ahH 

Einstellung einer Verpflichtungsermächtigung 
von 80 Mio. DM, davon fällig im Haushaltsjahr 
1987 bis zu 40 Mio. DM, im Haushaltsjahr 1988 
bis zu 40 Mio. DM. 

Wegen der positiven Auswirkungen bei der Ein- 
dämmung der Ausflaggung, zur Überbrückung 
anhaltender wirtschaftlicher Schwierigkeiten 
und zur Verbesserung der Investitionsfähigkeit 
der deutschen Schiffahrtsunternehmen hält der 
Verkehrsausschuß die Fortschreibung der Fi- 
nanzbeiträge für erforderlich. Dies ist solange 
notwendig, bis die steuerlichen Rahmenbedin- 
gungen für die deutsche Seeschiffahrt denen der 
konkurrierenden Schiffahrtsnationen angepaßt 
sind. 

3. Kapitel 12 12 Titel 531 03 — 

Aufklärungs- und Erziehungsmaßnahmen zur 
Bekämpfung der Verkehrsunfälle 

Erhöhung des Ansatzes um 2 Mio. DM. 

Die Anhebung des Ansatzes ist geboten, um das 
Verkehrssicherheitsprogramm der Bundesregie- 
rung umzusetzen. Darüber hinaus sind Mitteler- 
höhungen notwendig für das Europäische Jahr 
der Verkehrssicherheit 1986. 

4. Kapitel 12 20 Titel 891 21 — 

Allgemeine Investitionszuschüsse für die Deut- 
sche Bundesbahn 

Anhebung des Ansatzes um 100 Mio. DM. 

Mit der Anhebung der Investitionszuschüsse in 
Titel 891 21 um 100 Mio. DM können eine Reihe 
von kleineren Baumaßnahmen vorgezogen wer- 
den, bei denen die Planungsvor aus Setzungen ge- 
geben sind. Mit der Verstärkung dieses Titels 
wird die Struktur des Bundeshaushalts verbes- 
sert. 

5. Kapitel 12 20 Titel 891 22 — 
Investitionszuschüsse für den Streckenausbau 
der Deutschen Bundesbahn 

Anhebung des Ansatzes um 100 Mio. DM. 

Durch die Verstärkung des Titels 891 22 ist eine 
schnellere Realisierung der Neubaustrecken 
möglich und damit eine Steigerung der Produk- 


tivität gegeben. Mit der Verstärkung dieses Ti- 
tels wird die Struktur des Bundeshaushalts ver- 
bessert. 

16. Ausschuß (Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau) 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat in seinen Sitzungen am 11. und 25. 
September 1985 sowie am 2. Oktober 1985 den Ein- 
zelplan — Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau — be- 
raten. 

Der Ausschuß hält einstimmig die im Regierungs- 
entwurf des Haushaltsplans 1986 eingestellten Mit- 
tel bei 

— Kapitel 25 01 Titel 532 12 

— Kapitel 25 01 Titel 685 12 

— Kapitel 25 02 Titel 685 46 und 652 46 

für dringend erforderlich, um eine sachgemäße Er- 
füllung der Fachaufgaben des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zu ermög- 
lichen. Dazu hat der Ausschuß den nachstehend 
aufgeführten Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
und der FDP einstimmig verabschiedet: 

1. Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hält die in dem Regierungsentwurf 
des Bundeshaushalts 1986 eingestellten Mittel 
bei 

— Kapitel 25 01 Titel 532 12 (Ressortforschung 
auf den Gebieten der Raumordnung, des 
Städtebaus sowie des Bau- und Wohnungs- 
wesens), 

— Kapitel 25 01 Titel 685 12 (Förderung der 
Bauforschung gemäß § 91 Abs. 1 II. Wo- 
BauG), 

— Kapitel 2502 Titel 685 46 und 652 46 (Modell-, 
Versuchs- und Vergleichsbauvorhaben/Expe- 
rimenteller Wohnungs- und Städtebau) 

für dringend erforderlich, um eine sachgemäße 
Erfüllung der Fachaufgaben des Bundesmini- 
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau zu ermöglichen. 

2. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß Ressort- 
forschung einschließt, im Vorfeld von gesetzge- 
berischen Initiativen des Bundes Handlungsbe- 
darf nach Alternativen zu gesetzgeberischen 
Maßnahmen zu suchen, Rechtstatsachen- und 
Wirkungsforschung zu betreiben, um den Wis- 
senshintergrund für Entscheidungen des Res- 
sorts zu verbessern, sowie Grundlagen zur Be- 
stimmung der eigenen Position des Ministeri- 
ums im Verhältnis zu Vorhaben anderer Bun- 
desressorts oder der Länder zu erarbeiten. Res- 
sortforschung schafft damit auch eine Basis zur 
fundierten Erfüllung der gegenüber dem Parla- 
ment bestehenden Auskunfts- und Berichts- 
pflicht. Nach Meinung des Ausschusses geben 
die im Raumordnungsgesetz festgelegten Aufga- 
ben des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau bei der Koordinierung 
raumwirksamer Planungen und Maßnahmen 
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die Möglichkeiten, Ressortforschung einzuset- 
zen, um an andere Bundesressorts oder an die 
Länder gerichtete Empfehlungen im Bereich der 
Raumordnung vorzubereiten. Der Ausschuß 
unterstreicht nachdrücklich die Aussage des 
Bundesverfassungsgerichts im Gutachten vom 
16. Juni 1954, daß Raumordnung nicht an den 
Grenzen der Länder halt machen kann 
(BVerfGE 3/427). Die Mittelausstattung im Be- 
reich der Ressortforschung ist auch deshalb er- 
forderlich, um dem Bundesminister für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau, der die Ge- 
samtverantwortung für das zivile und militä- 
rische Bundesbauwesen trägt, ausreichende For- 
schung in der Form der baufachlichen Ressort- 
forschung zu ermöglichen. 

3. Der Ausschuß sieht die Förderung der Baufor- 
schung gemäß § 91 Abs. 1 II. WoBauG (Antrags- 
forschung) auch im Hinblick auf die schwierige 
Situation der Bauwirtschaft als wichtige Auf- 
gabe an. 

4. Der Ausschuß spricht sich für die Fortführung 
der Modell-, Versuchs- und Vergleichsbauvorha- 
ben aus. Er hält den Experimentellen Woh- 
nungs- und Städtebau für ein geeignetes und un- 
verzichtbares Instrument, um am gebauten Ob- 
jekt Erkenntnisse zu gewinnen. 

Ebenfalls einstimmig beschlossen wurde der An- 
trag der Fraktion der CDU/CSU, mit dem die Bun- 
desregierung auf gef ordert wird, dem Subventions- 
begriff — insbesondere im Hinblick auf das Wohn- 
geld — für den Bereich des Wohnungswesens zu 
überprüfen und hat dazu weiter ausgeführt: 

Dies gilt insbesondere für das Wohngeld. Der Aus- 
schuß ist der Auffassung, daß es mit § 12 StWG 
nicht vereinbar ist, das Wohngeld als Subvention zu 
bewerten. Die Subventionsberichte messen dem 
Wohngeld eine „erhebliche Bedeutung für die Errei- 
chung gesamtwirtschaftlicher Zielsetzungen“ bei. 
Diese Darstellung verkennt, daß das Wohngeld zu 
einem weit überwiegenden Teil (70 v. H.) der Ein- 
kommenssicherung von Haushalten dient, deren 
tatsächliche Wohnungsnachfrage von der Wohn- 
geldleistung nicht beeinflußt wird. Das Wohngeld 
erfüllt also ganz überwiegend eine von der Woh- 
nungsnachfrage unabhängige soziale Funktion. Fol- 
gerichtig wird das Wohngeld daher im Sozialbericht 
zu den Sozialleistungen gerechnet als „ein fester 
Bestandteil des Systems der sozialen Sicherung“. 

Die folgenden Änderungsanträge der SPD-Fraktion 
wurden mit den Stimmen der Koalitionsfraktion ge- 
gen die Fraktion der SPD und DIE GRÜNEN abge- 
lehnt: 

1. Kapitel 25 02 Titel 111 01 

In den Erläuterungen ist festzulegen, daß die 
15 Mio. DM Ausgleichszahlungen (Fehlsubven- 
tionsabgabe) im Rahmen der Wohnungsfürsorge 
ausschließlich für Mietwohnungen eingesetzt 
werden. 

2. Kapitel 25 02 — Titel 852 12 und 882 12 
In den Erläuterungen soll es heißen: 

Die 680 Mio. DM Verpflichtungsrahmen, die er- 


gänzend zu den 1985 bereits beschlossenen 
320 Mio. DM für 1986 vorgesehen werden, kön- 
nen auch für Maßnahmen der behutsamen 
Stadterneuerung außerhalb der nach Städtebau- 
förderungsgesetz festgelegten Sanierungsge- 
biete eingesetzt werden. 

3. Kapitel 25 02 Titel 852 12 und 882 12 

Von den 680 Mio. VR 1986 (Bundesprogramm 
1986) werden für 1986 nicht nur 60 Mio. DM, son- 
dern 200 Mio. DM veranschlagt. 

4. Kapitel 25 02 Titel 852 12 und 882 12 
Es erfolgt eine Ergänzung: 

1986 (Bundesprogramm 1987) 

320 Mio. VR für Maßnahmen nach § 71 des Städ- 
tebauförderungsgesetzes 

680 Mio. VR für Maßnahmen der behutsamen 
Stadterneuerung auch außerhalb der nach Städ- 
tebauförderungsgesetz festgelegten Sanierungs- 
gebiete 

5. Kapitel 25 02 Titel 852 24 

In den Erläuterungen soll es heißen: 

Zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus ge- 
währt der Bund Finanzhilfen, die je nach Bedarf 
für Eigentumsmaßnahmen oder Mietwohnungs- 
bau einzusetzen sind. 

6. Kapitel 25 02 Titel 852 24 

Im Haushalt 1985 (Programm 1986) werden 
570 Mio. VR statt — wie vorgesehen — 446,5 Mio. 
VR eingesetzt. 

7. Kapitel 25 02 Titel 852 24 
Es erfolgt eine Ergänzung: 

Programm 1987 

570 Mio. DM VR 

für Maßnahmen des sozialen Wohnungsbaus (je 
nach Bedarf für Eigentumsmaßnahmen oder 
Mietwohnungsbau) 

8. Kapitel 25 02 Titel 685 46 — 882 46 

Der Verpflichtungsrahmen für „Weiterentwick- 
lung des Wohnungs- und Städtebaus durch Stu- 
dien und . . 

wird wie bisher auf 35 Mio. DM festgesetzt, 

9. Kapitel 25 02 Titel 622 61 und 852 61 

Für Förderung der Modernisierung von Woh- 
nungen wird ein Verpflichtungsrahmen in Höhe 
von 150 Mio. DM eingesetzt. 

Die nachstehend aufgeführten Anträge der Frak- 
tion DIE GRÜNEN wurden gleichfalls mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktion und der Fraktion 
der SPD gegen die Fraktion DIE GRÜNEN (in eini- 
gen Fällen mit einer Stimme Enthaltung) abge- 
lehnt. 

Die Anträge lauteten wie folgt: 

Kapitel 25 01 

Titel 532 12 — Ressortforschung 
Erhöhung um 4 Mio. DM 

Kapitel 25 02 

Titel 712 03 — Schloß Bellevue 
Kürzung um 10 Mio. DM 
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Kapitel 25 02 

Titel 685 46 — Modellvorhaben 
Erhöhung um 30 Mio. DM 

Kapitel 25 02 

Titel 852 25 — Miet-Sozialwohnungshau 
Erhöhung um 30 Mio. DM 

Kapitel 25 02 

Titel 852 23 — Aufhebung der Beschränkung 
Titel 852 24 — auf Eigentumsförderung 
0 

Kapitel 25 02 

Titel 882 04 — Energieeinsparung 
Erhöhung um 15 Mio. DM 

Kapitel 25 04 

Titel 853 12 — Gedenkstätte für Verfolgte und Er- 
mordete des Nazi-Regimes 
Erhöhung um 10 Mio. DM 

Kapitel 25 04 

Titel 853 11 — Leistungen an die Stadt Bonn 
Kürzung um 10 Mio. DM 

Kapitel 25 05 

Titel 526 02 — Gutachten und Wettbewerbe 
Kürzung um 3,5 Mio. DM 

Kapitel 25 05 

Titel 526 04 — Sachverständige 
Kürzung um 5,9 Mio. DM 

Im Kapitel 25 02 wird der Titel 712 03 — Baumaß- 
nahmen in den Empfangs- und Wirtschaftsräumen 
des Schlosses Bellevue in Berlin — um 10 Mio. DM 
auf 1 Mio. DM gekürzt. Die Verpflichtungsermächti- 
gung in Höhe von 9 Mio. DM wird gestrichen. 

Selbst der Landeskonservator von Berlin, Prof. En- 
gels, ist gegen eine „Restaurierung“ von Schloß Bel- 
levue in der vorgesehenen Art und Weise; eine Er- 
neuerung von Heizung und Belüftung des Gebäu- 
des wäre völlig ausreichend zur Substanzerhaltung, 
jede weitere Baumaßnahme würde gegen den 
Denkmalschutz verstoßen. Zudem sind die Baumaß- 
nahmen überhastet geplant und dadurch als sehr 
risikoreich anzusehen. 

Im Kapitel 25 01 Titelgruppe 01 — Forschung auf 
den Gebieten der Raumordnung, des Städtebaues 
sowie des Bau- und Wohnungswesens — wird der 
Titel 532 12 — Forschungsaufträge zur Durchfüh- 
rung von Ressortaufgaben auf den Gebieten der 
Raumordnung, des Städtebaus sowie des Bau- und 
Wohnungswesens — um 4 Mio. DM auf 8 Mio. DM 
aufgestockt. 

In die Erläuterungen wird aufgenommen: 

Neben der allgemeinen Ressortforschung werden 
Ausgaben geleistet für 

— Revitalisierung von genossenschaft- 
lichen Eigentumsformen 1 Mio. DM 

— Schadstoffbelastung im Wohnbereich 1 Mio. DM 

— Qualifikationsprofile für Bauarbeiter 

für neue Aufgaben im Bereich 
Umweltschutz/Stadtökologie 2 Mio. DM 


— Der Grundgedanke von sozialgebundenem 
Wohneigentum findet im Genossenschaftsmo- 
dell seine beste Entsprechung. Zur Revitalisie- 
rung der Wohnungsgenossenschaften ist der Ab- 
bau von rechtlichen steuerlichen, subventions- 
und kredittechnischen Hindernissen notwendig. 
Ziel ist die Erarbeitung von Vorschlägen, die 
starre Struktur des Wohnungsgemeinnützig- 
keitsgesetzes aufzuheben. 

— Neben der Ermittlung von Schadstoffbilanzen 
im Wohnbereich bildet die Ermittlung von Ener- 
giebilanzen von Baustoffen die Grundlage für 
eine ökologisch sinnvolle Substitution der bisher 
verwendeten Baumaterialien. 

— Die notwendige Strukturverlagerung vom Neu- 
bau hin zur primären Bestandserhaltung darf 
nicht auf dem Rücken der Bauarbeiter gesche- 
hen. Neue Aufgaben im Umweltschutz (Wasser- 
bau, Recycling, Entsorgung von ökologischen 
Altlasten) sowie der Stadtökologie (neue und 
traditionelle Baustoffe bei Sanierung und Mo- 
dernisierung, Renaturierung und Entsiegelung 
von Böden) erfordern neue Berufsbilder. Durch 
neue Berufsbilder wird die Umwelt nicht länger 
durch erwerbslose Bauarbeiter erpreßbar. 

Im Kapitel 25 02 Titelgruppe 04 — Weiterentwick- 
lung des Wohnungs- und Städtebaus durch Studien 
und Untersuchungen sowie durch Modellvorhaben, 
Versuchs- und Vergleichsbauvorhaben — wird der 
Titel 685 46 — Zuschüsse für laufende Zwecke im 
Inland — mit 30 Mio. DM ausgestattet. 

In die Erläuterungen wird aufgenommen: 

Im Rahmen eines Programms zum Großsiedlungs- 
Recycling werden die Mittel verausgabt für 

— geschoßweise Umnutzung für Gewerbe, Büro- 
räume, Gemeinschaftseinrichtungen, 

— Gebäudesanierung, 

— Modellvorhaben zur Demontage bzw. Wiederver- 
wendung von Großplatten-Baukörpern. 

Ca. 500 000 Wohnungen befinden sich in Großsied- 
lungen. Die sozialen und Hausbewirtschaftungs- 
probleme kumulieren, da das öffentliche Subven- 
tionssystem über Mietsteigerungen zu Leerständen 
bzw. zu einer kommunalen Belegungspolitik mit 
„Problemfamilien“ führen. Neben weiterhin man- 
gelhafter sozialer Infrastruktur häufen sich jetzt 
die bautechnischen Probleme. Dies liegt u. a. in 
nicht ausgereifter Technik der Großplattenbauwei- 
se, deren Fehler jetzt zu hohem Instandsetzungsbe- 
darf führen. Die Förderung von städtebaulichen 
und technischen Sanierungsarbeiten übersteigen 
den Finanzrahmen der Wohnungsunternehmen. 
Vorsichtige Schätzungen gehen von einem Bedarf 
von mindestens 4 Mrd. DM aus. 

Im Kapitel 25 02 Titelgruppe 02 — Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus — wird ein neuer Ti- 
tel 852 25 — Darlehen an die Länder für den Einsatz 
als Baudarlehen — Sonderprogramm eingerichtet 
und mit einem Baransatz von 30 Mio. DM, einer 
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Verpflichtungsermächtigung von 360 Mio. DM aus- 
gestattet. 

In die Erläuterung wird aufgenommen: 

Zur Förderung des Miet-Sozialwohnungsbaus ge- 
währt der Bund den Ländern Finanzhilfen gern. Ar- 
tikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes. 

Die schwerpunktmäßige Förderung von Miet-Sozi- 
alwohnungen ist unverändert notwendig, da der Be- 
darf an mietgünstigem Wohnraum für untere Ein- 
kommens- und Sozialtransferbezieher besonders 
durch die Mietenpolitik der Bundesregierung wei- 
ter ansteigt. Die Förderung ist generell auf zinslose 
Baudarlehen umzustellen, um eine dauerhafte 
Mietstabilität zu sichern. Die Fehlbelegerproblema- 
tik ist durch eine flexible Solidarabgabe zu lösen, 
wobei Tariflohnentwicklung ebenso zu berücksich- 
tigen ist wie die Tatsache, daß Familien nicht dafür 
bestraft werden, wenn volljährige Kinder den elter- 
lichen Haushalt verlassen. Mit der Förderung von 
Neubauten sollen primär ökologische Konzepte von 
sparsamem Bodenverbrauch, Nutzung von Sonnen- 
energie, sparsamem Wasserverbrauch, Bewohner- 
gärten usw. gefördert werden. 

Im Kapitel 25 02 Titelgruppe 02 „Förderung des so- 
zialen Wohnungsbaus“ werden die Erläuterungen 
zu den Titeln 

852 23 „Darlehen an Länder für den Einsatz als 
Aufwendungsdarlehen“ 

852 24 „Darlehen an Länder für den Einsatz als 
Baudarlehen“ 

geändert; der erste Satz der Erläuterungen lautet 
nunmehr wie folgt: „Zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus gewährt der Bund den Ländern Fi- 
nanzhilfen gemäß Artikel 104 a Abs. 4 des Grundge- 
setzes. Neuverpflichtungen dienen der Förderung 
genossenschaftlicher und ähnlicher Eigentumsfor- 
men. 

— Die Verwendung der Bundesmittel ausschließ- 
lich für die Eigentumsförderung widerspricht 
dem Auftrag und Ziel des II. Wohnungsbaugeset- 
zes. Allenfalls ein Vorrang kann vorhanden sein. 
Der Meinung der Landesminister der ARGE- 
BAU ist zuzustimmen, deiß die ausschließliche 
Eigentumsförderung „Verfassungspolitisch be- 
denklich** sei, weil der Bund hier in die Länder- 
hoheit und die wohnungspolitischen Schwer- 
punktsetzungen hineinregiert. 

— Die Förderung von Wohneigentum ist an die 
Auflage von genossenschaftlichen und genos- 
senschaiftsähnlichen Trägerformen zu binden, 
da nur so eine dauerhafte Sozial- und Vermö- 
gensbindung gesichert ist. Es kann so die speku- 
lative Verwertung von öffentlich gefördertem 
Wohnraum verhindert werden. 

Im Kapitel 25 02 wird der Titel 882 04 „Zuweisung 
an Länder zur Förderung heizenergiesparender 
Maßnahmen an Gebäuden** mit einem Baransatz 
von 15 000 000 DM, einer Verpflichtungsermächti- 
gung von 300 000 000 DM ausgestattet. 


Die Einsparung von Heizenergie ist unverändert 
ein vorrangiges umweltpolitisches Ziel. Im Gegen- 
satz zu einer steuerlichen Förderung über erwei- 
terte Abschreibungsmöglichkeiten verhindert eine 
direkte Förderung eine Luxusmodernisierung. 

Im Kapitel 25 04 wird der Titel 723 01 „Errichtung 
eines Hauses der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland“ gestrichen. 

Das Konzept zur Errichtung eines Hauses der Ge- 
schichte ist noch völlig unausgegoren, weder Ko- 
stenrahmen, Zielsetzung, Bewirtschaf tungskonzept 
noch der wirkliche Bedarf sind zureichend abge- 
klärt. Das Projekt sollte zurückgestellt werden, bis 
eine intensivere Diskussion stattgefunden hat. 

Im Kapitel 25 04 Titelgruppe 01 „Leistungen an die 
Stadt Bonn im Hinblick auf ihre Aufgaben als Bun- 
deshauptstadt nach der Vereinbarung vom 18. März 
1980“ wird der Titel 853 11 „Darlehen für Investitio- 
nen** um 10 000 000 DM gekürzt. 

Dieser Betrag von 10 000 000 DM ist für den Bau 
einer Müllverbrennungsanlage vorgesehen, die ins- 
gesamt rund 111 Mio. DM kosten soll. Angesichts 
der von Müllverbrennungsanlagen ausgehenden 
Umweltgefahren (u. a. Dioxinausstoß) sind andere 
Verfahren der Müllbeseitigung notwendig, insbe- 
sondere aber eine allgemeine Reduzierung des Ab- 
fallaufkommens durch konsequente Abfallvermei- 
dung. 

Im Kapitel 25 05 wird der Titel 526 02 „Kosten von 
Gutachten und Wettbewerben für Bauten der Bun- 
desbaudirektion im In- und Ausland** um 3 500 000 
DM gekürzt. 

Die Ausgaben stehen im Zusammenhang mit den 
völlig unausgereiften Planungen zum „Haus der Ge- 
schichte**, zur „Kunst- und Ausstellungshalle** und 
zum „Historischen Museum“. Vor Vergabe von wei- 
teren Aufträgen sollten die Konzepte noch einmal 
gründlich überdacht und diskutiert werden. 

Im Kapitel 25 05 wird der Titel 526 04 „Kosten für 
Sachverständige, Architekten und Spezialingenieu- 
re“ um 5 900 000 DM beim Baransatz, um 10 000 000 
DM bei der Verpflichtungsermächtigung gekürzt. 

Diese Ausgaben stehen im Zusammenhang mit den 
völlig unausgereiften Planungen zum „Haus der Ge- 
schichte**, zur „Kunst- und Ausstellungshalle“ und 
zum „Historischen Museum“. Vor Vergabe von wei- 
teren Aufträgen sollten die Konzepte noch einmal 
gründlich überdacht und diskutiert werden. 

Kapitel 25 02 Titel 852 23 und 852 24 

Der Einsatz der Mittel nur für Eigentumsmaß nah- 
men ist zurückzunehmen; die Mittel müssen auch 
für den Bau von Mietwohnungen im sozialen Woh- 
nungsbau zur Verfügung stehen. 

Die Ausschließlichkeit der Verwendung für die För- 
derung von Eigentumsmaßnahmen widerspricht 
dem Gesetzesantrag, nach dem allenfalls ein Vor- 
rang der Eigentumsförderung gegeben ist. Die Mi- 
nisterkonferenz der ARGEBAU fordert die Aufhe- 
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bung der Ausschließlichkeit ebenfalls und bezeich- 
net sie als „verfassungspolitisch bedenklich“, da 
hier in Länderkompetenzen eingegriffen wird. 


17. Ausschuß 

(Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen) 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat 
am 25. September 1985 im Rahmen der Beratung 
des Entwurfs des Bundeshaushalts 1986 zu Kapi- 
tel 35 11 (Verteidigungsfolgekosten im Bundesge- 
biet — ohne Berlin), Titel 883 04, einstimmig fol- 
gende Empfehlung an den Haushalts ausschuß be- 
schlossen: 

1. Wiederherstellung des bisherigen Ansatzes von 
11 Mio. DM. 

2. Qualitätsverbesserung des Ausbaus von Straßen 
und Wegen an der Zonengrenze auf ein der be- 
sonderen Belastung durch schwere Fahrzeuge 
entsprechendes Maß. 

3. Mitfinanzierung des Ausbaus und der Instand- 
setzung von Straßen und Wegen an der Zonen- 
grenze, die durch den besonderen Kraftfahr- 
zeugverkehr im Rahmen der Grenzsicherung 
beschädigt worden sind, aus Mitteln des Einzel- 
plans 35, auch wenn sie früher schon einmal mit 
öffentlichen Mitteln ausgebaut worden sind 
(z. B. Flurbereinigung). 


18. Ausschuß 

(Ausschuß für Forschung und Technologie) 

Der Ausschuß für Forschüng und Technologie hat 
in seiner Sitzung am 2. Oktober 1985 den Einzel- 
plan 30, Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie, beraten und beschlos- 
sen: 

1. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
nimmt den Haushalt des Bundesforschungsmi- 
nisters für das Haushaltsjahr 1986 (Einzel- 
plan 30) zustimmend zur Kenntnis. 

2. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
begrüßt die seit 1982 eingeleitete und auch mit 
dem Haushalt 1986 dokumentierte konsequente 
Umorientierung in der Forschungspolitik des 
Bundes. Diese ist im wesentlichen gekennzeich- 
net durch 

— Stärkung der Grundlagenforschung, 

— Stärkung der Forschung für die Sicherung 
und Verbesserung der Lebensbedingungen 
(Daseinsvorsorge), 

— Stärkung der Forschung von Schlüsseltech- 
nologien und Verbesserung der Rahmenbe- 
dingungen für Forschung und Entwicklung 
in der Wirtschaft. 

3. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
fordert die Bundesregierung auf, weiterhin für 
die Stärkung des Wettbewerbs in der staatlichen 
Forschung zu sorgen und so weit wie möglich 


marktwirtschaftliche Elemente einzuführen 
bzw. zu stärken. 

4. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
bestärkt die Bundesregierung bei ihren Bemü- 
hungen, Großprojekte der Forschung nach Mög- 
lichkeit in internationaler Zusammenarbeit 
durchzuführen bzw. den Stand der deutschen 
Forschung durch Teilnahme an internationalen 
Forschungsvorhaben zu erhöhen. 

5. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
fordert die Bundesregierung auf, in ihren Bemü- 
hungen nicht nachzulassen, bürokratische 
Strukturen in der staatlichen Forschung abzu- 
bauen, um der Eigeninitiative der Wissenschaft- 
ler weiteren Freiraum zu geben. 

(mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen) 

Kapitel 30 03 Naturwissenschaftlich-technische 
Forschung und Entwicklung 

Titel 685 23-175 Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben für Aufgaben des Ge- 
sundheitswesens, medizinische 
Forschung, Medizintechnik 
„Forschung und Entivicklung im 
Dienste der Gesundheit'' 

In den vergangenen Jahren hat das ressortüber- 
greifende Programm der Bundesregierung unter 
dem Motto „Forschung und Entwicklung im Dienste 
der Gesundheit“ erfolgreich dazu beigetragen, 
schwierige gesundheitspolitische Fragestellungen 
wissenschaftlich aufzubereiten. Ergänzend zu die- 
ser positiven Bilanz gibt es jedoch im Gesundheits- 
wesen noch einige nicht bearbeitete Problemberei- 
che, zu denen auch die Erfahrungsheilkunde gehört. 
Deren wissenschaftliche Begründung ist im wesent- 
lichen auf Grund der Unwirksamkeit eines Teils 
der üblichen und anerkannten Meßinstrumentarien 
und -methoden für diesen Bereich des Gesundheits- 
wesens bisher nicht erbracht worden. 

1. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
begrüßt das bisherige Programm „Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit“. 

2. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
fordert die Bundesregierung auf, im Rahmen ih- 
res Programms „Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit“ der sog. Erfahrungs- 
heilkunde, die in Teilen unserer Bevölkerung 
eine gewisse Rolle spielt, unter verstärkter Ein- 
beziehung des Bundesministeriums für Jugend, 
Familie und Gesundheit größere Aufmerksam- 
keit zu widmen. 

3. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
fordert die Bundesregierung auf, im Zuge des- 
sen spezielle Instrumentarien und Methoden zu 
entwickeln, mit denen sich z. B. psychische 
Komponenten und Lebensqualität messen las- 
sen, wobei insbesondere den wissenschaftlichen 
Kriterien der Forschung 

— Beweisbarkeit, 

— Transparanz, 
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— Übertragbarkeit, 

— Reproduzierbarkeit 
Rechnung getragen werden kann. 

4. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
fordert die Bundesregierung auf, mit Hilfe sol- 
cher wissenschaftlichen Methoden dafür zu sor- 
gen, daß einerseits unsere Bürger vor unseriö- 
sen Heilmethoden geschützt werden, anderer- 
seits aber dem seriösen Naturheilverfahren die 
notwendige Anerkennung verschafft wird. 

5. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
fordert die Bundesregierung auf, die geplante 
Forschung im Bereich der Erfahrungsheilkunde 
in enger Zusammenarbeit mit dem Bundesge- 
sundheitsamt und unter Berücksichtigung der 
Erfahrungen der Zulassungskommission für 

— Phytotherapie, 

— Homöopathie, 

— Antroposophie 

durchzuführen. 

Durch die Arbeit dieser Kommissionen im Bun- 
desgesundheitsamt hat sich dort schon viel 
Sachverstand angesammelt, auf den unbedingt 
zurückgegriffen werden sollte. 

6. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
fordert die Bundesregierung auf, ihm bis zum 
Juni 1986 über den Fortgang der wissenschaftli- 
chen Arbeiten hinsichtlich der Erklärung und 
Nutzung von Erfahrungsheilkunde zu berich- 
ten. 

(einstimmig) 

Kapitel 30 05 Energieforschung und -technolo- 
gie 

Titel 892 11-165 Entwicklung Schneller Brutreak- 
toren „Schneller Brutreaktor in 
Kalkar“ 

Die Bundesregierung hat am 26. April 1983 be- 
schlossen, die beiden Prototyp-Reaktoren Schneller 
Brüter (SNR 300) und Hochtemperaturreaktor 
(THTR 300) zum Erfolg zu führen und im Rahmen 
der damals festgelegten Gesamtkosten die noch er- 
forderlichen Mittel bereitzustellen. Grundlage für 
diesen Beschluß ist der im Benehmen mit dem 
Land Nordrhein-Westfalen erstellte Bericht „Stand 
und Aussichten der fortgeschrittenen Reaktorlinien 
Hochtemperaturreaktor und Brutreaktor“. Das ge- 
meinsam von der Bundesregierung und der Landes- 
regierung Nordrhein-Westfalen festgestellte Ergeb- 
nis ist, daß wegen der wachsenden Bedeutung der 
Kernenergie für die Energieversorgung ein beacht- 
liches Potential für die fortgeschrittenen Reaktorli- 
nien besteht. 

1. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
stellt fest, daß es im Zusammenhang mit den 
anstehenden Entscheidungen über die Einlage- 
rungs- und Betriebsgenehmigung für den 
Schnellen Brüter SNR 300 in Kalkar keine 
neuen Gesichtspunkte hinsichtlich der Zweck- 


mäßigkeit und Verantwortbarkeit der Brüter- 
technik vorhanden sind. Der Ausschuß für For- 
schung und Technologie fordert die Bundesre- 
gierung auf, alles in ihrer Kraft stehende zu un- 
ternehmen, damit der Schnelle Brüter weiterhin 
zügig errichtet und alsbald in Betrieb genom- 
men werden kann. 

2. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
bekräftigt erneut die seinerzeit vom For- 
schungsminister Riesenhuber mit den Errich- 
tern, Betreibern, Zulieferern und dem Land 
Nordrhein-Westfalen getroffenen Finanzie- 
rungsvereinbarungen hinsichtlich der Fertig- 
stellung des Schnellen Brüters in Kalkar. Der 
Ausschuß für Forschung und Technologie stellt 
fest, daß die vom Forschungsminister gesetzten 
Ziele der Fertigstellung dieses modernsten Re- 
aktors der Bundesrepublik Deutschland weitge- 
hend erfüllt sind. 

3. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
bedauert, daß Anzeichen erkennbar sind, wo- 
nach die nordrhein-westfälische Landesregie- 
rung vereinbarte Prüfungs-, Gesprächs- und Ar- 
beitstermine hinsichtlich des zügigen Fortgangs 
des Genehmigungsverfahrens für den Schnellen 
Brüter nicht einhält. Verzögerungen führen bei 
allen Beteiligten — und nicht zuletzt beim Steu- 
erzahler — zu rund 15 Mio. DM Mehrbelastung 
pro Monat, die auf den Kostenrahmen des 
Schnellen Brüters durchschlagen. 

4. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
stellt fest, daß seit der vom Forschungsminister 
Riesenhuber erwirkten neuen Vereinbarung 
zwischen Bundesregierung, Nordrhein-Westfa- 
len und betroffener Industrie das Hochtechnolo- 
gieprojekt Schneller Brüter in Kalkar im vorge- 
gebenen Rahmen zeit- und kostengerecht abge- 
wickelt wird. Nachdem 16 Teilerrichtungsgeneh- 
migungen seitens der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung erteilt wurden, zögert sie nun 
die endgültige Fertigstellung des Schnellen Brü- 
ters aufgrund neuartiger sozialdemokratischer 
energiepolitischer Vorstellungen hinaus. Der 
Forschungs- und Technologieausschuß appel- 
liert an die nordrhein-westfälische Landesregie- 
rung, das Genehmigungsrecht nicht mit allge- 
meinpolitischen Vorstellungen zu befrachten 
und die Genehmigungen ausschließlich nach 
Recht und Gesetz zügig zu erteilen. 

5. Der Ausschuß für Forschung und Technologie 
weist darauf hin, daß das Vorgehen der nord- 
rhein-westfälischen Landesregierung bei der 
Behandlung des Hochtechnologieprojektes 
Schneller Brüter von Wirtschaft, Politik und In- 
dustrie sowie vom Ausland aufmerksam verfolgt 
und registriert wird. Dabei ist nicht auszuschlie- 
ßen, daß sich die genehmigungsmäßige Unkal- 
kulierbarkeit der nordrhein-westfälischen Lan- 
desregierung im Falle des Schnellen Brüters au- 
ßerordentlich belastend hinsichtlich der weite- 
ren Ansiedlung von Forschungsprojekten und 
Hochtechnologieindustrien in Nordrhein-West- 
falen auswirkt. 
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(mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Oppositionsfraktionen 
bei drei Stimmenthaltungen) 

Leertitel 

Für die Forschungs- und Entwicklungsvorhaben für 
die europäische technologische Zusammenarbeit 
EUREKA wird ein eigener Leertitel eingestellt, des- 
sen Dotierung mit der Reife der zu diskutierenden 
Projekte im Haushaltsverfahren noch entschieden 
werden kann, falls die Bundesregierung nicht einen 
ordentlichen Titel e insetzen will. 

(mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen und der 
Fraktion der SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
DIE GRÜNEN) 


19. Ausschuß (Ausschuß für Bildung 
und Wissenschaft) 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat in 
seiner Sitzung am 3. Oktober 1985 folgende gutacht- 
liche Empfehlung gemäß § 95 GO BT beschlossen: 

1. Zu Kapitel 31 03 Titel 681 03 

a) Der Titelansatz wird um 0,5 Mio. DM angeho- 
ben. 

b) Die Titelbeschreibung wird wie folgt er- 
gänzt: 

„Stipendien für den Auslandsaufenthalt jun- 
ger deutscher Akademiker, deutscher Stu- 
denten und deutscher Schüler“ 

c) In den Erläuterungen wird folgende Erläute- 
rung neu aufgenommen: 

„Förderung von Stipendiaten der United 
World Colleges (UWC) durch die Studienstif- 
tung des deutschen Volkes 500 000 DM.^‘ 

Die UWC sind internationale Oberstufenkollegs, 
die sich die Förderung der internationalen Ver- 
ständigung durch gemeinsame Erziehung von 
Jugendlichen zum Ziel gesetzt haben. Die Förde- 
rung durch den Bund erfolgt seit 1962 auf einer 
verfassungsrechtlich ähnlichen Grundlage wie 
das Austauschverfahren mit Schülern aus den 
USA auf Grund einer Patenschaft von Mitglie- 
dern des Bundestages. Die Amtschefkonferenz 
der Kultusministerkonferenz der Länder hat 
den Bund am 20. September 1985 förmlich gebe- 
ten, die Förderung fortzusetzen. 

— einstimmig beschlossen — 

2. Zu Kapitel 31 03 

In Kapitel 31 03 wird ein neuer Titel 681 04 mit 
dem Ansatz von 2 Mio. DM ausgebracht, um ei- 
nen Notfonds für unverschuldet in Not geratene 
ausländische Studenten zu schaffen. 

Der Notfonds stellt eine zusätzliche Leistung für 
die Betroffenen dar; er soll keinesfalls die be- 
reits bestehenden Leistungen anderer Stellen — 
z. B. der Länder und der Kirchen — ersetzen. 

— einstimmig beschlossen — 


3. Zu Kapitel 31 03 Titel 685 01 — 

Förderung von Leistungswetthewerben 

Der Ansatz wird von 2,3 Mio. DM um 0,7 Mio. 
DM auf 3,0 Mio. DM erhöht, damit verstärkt 
Wettbewerbe zur Begabtenfindung und Begab- 
tenförderung durchgeführt werden können. 

— einstimmig beschlossen — 

4. Zu Kapitel 31 04 Titel 685 01 — 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

Der vom Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft in seiner Sitzung vom 17. Oktober 1984 
beschlossene Antrag auf Evaluierung der For- 
schungstätigkeit des Bundesinstituts für Berufs- 
bildung wird erweitert um die Fragestellung, ob 
und gegebenenfalls wie durch Reduzierung der 
Personalkosten mehr operative Mittel gewon- 
nen werden können. 

— mit Mehrheit beschlossen — 

5. Zu Kapitel 31 04 Titel 685 03 — 

Berufsbildung benachteiligter Jugendlicher 

Der Haushaltsausschuß wird gebeten zu ermög- 
lichen, daß in diesem Jahr mindestens die gleich 
hohe Zahl von Neuaufnahmen in das Benachtei- 
ligtenprogramm erfolgen kann wie im Vorjahr. 
Diese zusätzlichen Plätze sollen insbesondere 
für Ausbildungsmaßnahmen für Mädchen und 
für Regionen mit besonders hoher Arbeitslosig- 
keit zur Verfügung stehen. 

— einstimmig beschlossen — 

6. Zu Kapitel 31 04 Titelgruppe 01 — 

Förderung von Versuchs- und Modelleinrichtun- 
gen und -Programmen im Bereich der berufli- 
chen Bildung 

Der Ansatz wird um 8 Mio. DM auf insgesamt 
37 Mio. DM erhöht. 

Damit kann seitens des Bundes eine breite Um- 
setzung der Ergebnisse und Erfahrungen aus 
der Modellmaßnahme „Neue Ausbildungsmög- 
lichkeiten für Mädchen in gewerblich-techni- 
schen Berufen“ mit 3 Mio. DM gefördert werden. 
Gedacht ist an die notwendige Information und 
Beratung, um sowohl Betriebe als auch Schü- 
ler(innen), Eltern und Lehrer zu überzeugen. Die 
zusätzlichen Mittel sollten für entsprechende 
Seminare und Informationskampagnen einge- 
setzt werden. 5 Mio. DM sollten für Modellversu- 
che zur Einführung neuer Technologien und Er- 
schließung zusätzlicher Ausbildungskapazitäten 
für Mädchen verwendet werden. 

— mit den Stimmen der SPD und GRÜNEN bei 
Enthaltung der CDU/CSU und FDP beschlos- 
sen — 

7. Zu Kapitel 31 05 Titel 681 31 — 

Wirtschaftliche Sicherung außerhalb der Bun- 
desrepublik tätig gewesener deutscher Wissen- 
schaftler 

Der Ansatz wird von 1,25 Mio. DM um 0,4 Mio. 
DM auf 1,65 Mio. DM erhöht, damit den in ver- 
stärkter Zahl eingehenden Anträgen von aus der 
DDR und den ehemaligen deutschen Ostgebie- 
ten ausgesiedelten Wissenschaftlern auf Unter- 
stützung ihrer Eingliederung in der Bundesre- 
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publik Deutschland stattgegeben werden kann. 
— einstimmig beschlossen — 

Nicht die Zustimmung der Mehrheit haben die 
nachfolgenden Anträge der Fraktion der SPD ge- 
funden: 

1. Kapitel 31 04 Titel 685 01 — 

Bundesinstitut für Berufsbildung 

Eine in der Stellenübersicht bereits im Haus- 
haltsjahr 1985 eingerichtete, aber nicht besetzte 
Stelle nach Bes.-Gr. B 2, die wiederum für 1986 
vorgesehen ist, wird gestrichen. 

2. Kapitel 31 04 Titel 685 03 — 

Berufsausbildung benachteiligter Jugendlicher 

Der Ansatz wird um 269 000 000 DM auf 
544 000 000 DM erhöht. 

Die nach wie vor anhaltenden schlechten Be- 
rufsausbildungsaussichten für Jugendliche — 
insbesondere für Mädchen und junge Frauen — 
machen verstärkte Maßnahmen des Bundes im 
Bereich der Berufsbildungsförderung notwen- 
dig. Eine — wie im Haushaltsentwurf vorgese- 
hene — Aufstockung des Titels um lediglich 
4 000 Plätze stellt einen Rückschritt dar, da sie 
dem Beschluß des Bundestagsausschusses für 
Bildung und Wissenschaft vom 21. Juni 1985 
(Drucksache 10/3542) widerspricht, in dem gefor- 
dert wird, „daß die Zahl der Neuaufnahmen in 
diesem Programm gehalten, wenn nicht gestei- 
gert wird“. Mit den Mehrausgaben sollen 10 000 
Neuaufnahmen (196 Mio. DM) sowie 4 000 zu- 
sätzliche Plätze nach den erweiterten Kriterien 
des Benachteiligtenprogramms für Mädchen 
und junge Frauen (60 Mio. DM) finanziert wer- 
den. Bei den ausbildungsbegleitenden Hilfen ist 
eine Erhöhung von 4 000 auf 7 000 Plätze nötig. 
Dadurch entsteht ein zusätzlicher Bedarf in 
Höhe von 13 Mio. DM. 

3. Kapitel 31 04 Titelgruppe 02 — 

Förderung überbetrieblicher beruflicher AusbiU 
dungsstätten 

Die im letzten Absatz der Erläuterungen zu Ti- 
teln 685 21 und 893 21 genannte Summe von 50 
Mio. DM zur Modernisierung von überbetriebli- 
chen beruflichen Ausbildungsstätten für die Ein- 
führung neuer Technologien wird um 30 Mio. 
DM auf 80 Mio. DM erhöht; der Gesamtansatz 
der Titelgruppe ist entsprechend zu erhöhen. 

4. Kapitel 31 05 Titel 685 03 — 

Förderung ausgewählter Forscher und Forscher- 
gruppen (Spitzenforschung) an den Hoch- 
schulen 

Dem Haushaltsausschuß wird empfohlen, den 
Steigerungsbetrag von 1985 zu 1986 von 2 750 000 
DM zunächst zu sperren und vom Bundesmini- 
sterium für Bildung und Wissenschaft den Nach- 
weis zu fordern, nach welchen Kriterien die Mit- 
tel vergeben werden und ob diese im Einklang 
mit der anspruchsvollen Zielsetzung des Pro- 
gramms stehen. 


20. Ausschuß (Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit) 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat in seiner Sitzung am 25. September 1985 den 
Einzelplan 23 des Entwurfs des Bundeshaushalts- 
plans 1986 beraten und sich dabei Vorbehalten, zu 
einem späteren Zeitpunkt noch Beschlüsse zur 
Rahmenplanung des Bundesministers für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zu fassen und dem 
Haushaltsausschuß zu übermitteln. 

Im übrigen hat der Ausschuß die folgenden Emp- 
fehlungen zum Einzelplan 23 beschlossen: 

1. In Kapitel 23 01 Titel 422 01 — Bezüge der plan- 
mäßigen Beamten — werden folgende neue 
Planstellen ausgebracht: Je eine Stelle A 16 
und A 13 g für das neu einzurichtende Frauen- 
referat sowie eine Stelle A 14 für das Referat 
„Vorhaben privater deutscher Träger in Ent- 
wicklungsländern“ 

(einstimmig) 

2. In Kapitel 23 02 Titel 532 03 — Planung und 
Forschung — wird der Baransatz um 0,2 Mio. 
DM erhöht. 

(einstimmig bei einer Enthaltung) 

3. In Kapitel 23 02 Titel 685 01 — Berufliche Aus- 
und Fortbildung von Angehörigen der Entwick- 
lungsländer — werden der Baransatz und die 
Verpflichtungsermächtigungen um jeweils 
15 Mio. DM erhöht. 

(einstimmig bei einer Enthaltung) 

4. In Kapitel 23 02 Titel 685 04 — Deutsches Insti- 
tut für Entwicklungspolitik — werden der Bar- 
ansatz um 0,2 Mio. DM für Auslandsreisekosten 
erhöht, je eine neue Stelle BATIb, BAT VII 
und BAT IX eingerichtet und eine Stelle von 
BAT I a nach BAT I höhergestuft. 

(einstimmig) 

5. Bezüglich Kapitel 23 02 Titel 685 06 — Ausbil- 
dungsstätte beim Sender Freies Berlin — hält 
der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit die Forderung des Senders nach der Bewil- 
ligung von Planstellen für zwei Ingenieurdo- 
zenten, einen Produktions assistenten und ei- 
nen gehobenen Betriebstechniker für berech- 
tigt und notwendig und bittet den Haushalts- 
ausschuß, nach Möglichkeiten zu suchen, die- 
ser Forderung zu entsprechen. 

(einstimmig) 

6. In Kapitel 23 02 Titel 685 10 — Entwicklungspo- 
litische Bildung — werden für das Berliner In- 
formationszentrum Dritte Welt erhöht der Bar- 
ansatz um 0,16 Mio. DM, die Verpflichtungser- 
mächtigung für 1987 um 0,2 Mio. DM und die 
Verpflichtungsermächtigung für 1988 um 
0,2 Mio. DM. 

(einstimmig) 

7. In Kapitel 23 02 Titel 686 03 — Sozialstruktur- 
hilfe — werden erhöht der Baransatz um 
12 Mio. DM und die Verpflichtungsermächti- 
gungen um 25 Mio. DM. 

(große Mehrheit) 
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8. In den Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Titel 
686 03 — Sozialstrukturhilfe — erhält der erste 
Satz des vierten Absatzes folgende Fassung: 
„Die Förderung der Entwicklungsländer erfolgt 
unentgeltlich.“ 

(einstimmig) 

9. In Kapitel 23 02 Titel 686 04 — Gesellschaftspo- 
litische Bildung — werden der Baransatz um 
10 Mio. DM und die Verpflichtungsermächti- 
gungen um 15 Mio. DM erhöht. 

(große Mehrheit) 

10. In Kapitel 23 02 Titel 686 06 — Förderung priva- 
ter Träger — werden die Verpflichtungser- 
mächtigungen um 3 Mio. DM erhöht, 
(einstimmig) 

11. In Kapitel 23 02 Titel 686 06 — Private Träger 
— wird folgender Satz eingefügt: „Einsparun- 
gen dienen zur Verstärkung der Ausgaben bei 
Titel 686 07.“ 

(große Mehrheit bei zwei Gegenstimmen und 
einer Enthaltung) 

12. In den Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Titel 
686 06 — Förderung privater Träger — erhält 
der letzte Satz folgende Fassung: „Mitveran- 
schlagt sind auch die Kosten vorbereitender 
Maßnahmen sowie gemäß entsprechender 
Richtlinien Kosten des Transports entwick- 
lungspolitischer Spendensammlungen von 
deutschen Gruppen und Organisationen sowie 
in Ausnahmefällen auch von Einzelpersonen 
bis zu einem jährlichen Betrag von 800 000 
DM.“ 

(einstimmig bei einer Enthaltung) 

13. In Kapitel 23 02 Titel 686 07 — Förderung des 
Handwerks — werden erhöht der Baransatz 
um 1,8 Mio. DM und die Verpflichtungsermäch- 
tigungen um 5 Mio. DM. 

(große Mehrheit) 

14. In den Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Titel 
686 24 — Ernährungssicherungsprogramme im 
Rahmen des Nahrungsmittelhilf e-Übereinkom- 
mens — wird an Absatz 3 folgender Satz ange- 
fügt: „Die für die Hilfsmaßnahmen erforderli- 
chen Nahrungsmittel werden unter Beachtung 
der EG-Verordnung über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide (VO Nr. 272775) 
möglichst in Entwicklungsländern der Region 
des Empfängerlandes beschafft.“ 

(einstimmig bei einer Enthaltung) 

15. In Kapitel 23 02 Titel 686 32 — Zweckgebun- 
dene Beiträge zu den VN und ihren Organisa- 
tionen — wird der Baransatz um 1 Mio. DM 
erhöht, und zwar vorrangig für die in der Sache 
und Durchführung geeignete Maßnahmen des 
oralen Rehydrations-Therapie-Programms von 
UNICEF. 

(Mehrheit) 

16. In Kapitel 23 02 Titel 686 38 — Internationale 
Agrarforschung — werden erhöht der Baran- 
satz um 2 Mio. DM und die Verpflichtungser- 
mächtigungen um 3 Mio. DM. 


(einstimmig, bei einer Enthaltung bezüglich 
des Baransatzes) 

17. In den Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Titel 
686 38 — Internationale Agrarforschung — 
wird folgender Satz angefügt: „Mehr insbeson- 
dere zur Erforschung von Maßnahmen zum Er- 
halt der Artenvielfalt und lokaler Sorten und 
zur Ausweitung ökologischer Anbaumetho- 
den.“ 

(Mehrheit) 

18. In Kapitel 23 02 Titel 831 01 — DEG — wird der 
Ansatz um 10 Mio. DM vermindert. 

(einstimmig bei zwei Enthaltungen) 

19. In Kapitel 23 02 Titel 896 04 — Förderung der 
Kirchenvorhaben — werden erhöht der Baran- 
satz um 15 Mio. DM und die Verpflichtungser- 
mächtigungen um 25 Mio. DM. 

(einstimmig beim Baransatz, große Mehrheit 
bei den Verpflichtungsermächtigungen) 

20. Der Haushalts ausschuß wird ersucht zu erwä- 
gen, ob es sinnvoll erscheint, einen neuen 
Haushaltstitel „Solartechnik und erneuerbare 
Energien“ zu schaffen und mit einem Baran- 
satz von 50 Mio. DM sowie Verpflichtungser- 
mächtigungen von 50 Mio. DM auszustatten, 
der dazu dienen soll, Energieanlagen zu för- 
dern, die vorhandene Energiequellen optimal 
und erneuerbar nutzen, um der fortschreiten- 
den Bodenerosion zu begegnen und die Abhän- 
gigkeit vom Energieimport zu verringern. Im 
einzelnen ist der Antrag der Fraktion der SPD 
wie folgt begründet: 

1. Die Ausgaben dienen der Förderung von 
Energieanlagen, die vorhandene Energie- 
quellen optimal und erneuerbar nutzen, um 
der fortschreitenden Bodenerosion zu be- 
gegnen und die Abhängigkeit von Energie- 
importen zu verringern. In der Pilotphase 
sollen 1985 in dafür geeignete LLDC-Länder 
folgende Anlagen installiert werden: 

a) Photovoltaische Wasserpum- 
pen in einem Volumen von 20 Mio. DM 

b) Windkraftanlage zur dezen- 
tralen Energieversorgung 10 Mio. DM 

c) Solare Prozesswärmeanla- 
gen in Größenordnung um 10 Mio. DM 

d) Energetische Biokonver- 
sionsanlagen zur sinnvollen 
Verwendung von Bioabfällen 

in einer Größenordnung um 10 Mio. DM. 

2. Die Maßnahmen setzen voraus und schlie- 
ßen ein, das Training einheimischen War- 
tungspersonals, um den langfristigen Ein- 
satz sicherzustellen. 

(große Mehrheit) 

21. Die Mehrausgaben werden durch die Vermin- 
derung des Titels 831 01 — DEG — bei Kapitel 
23 02 und durch die voraussehbaren Minder- 
ausgaben bei denjenigen Titeln gedeckt, deren 
Errechnung ein höherer als der gegenwärtige 
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und auch künftig zu erwartende Dollarkurs zu- 
grundeliegt. 

(einstimmig) 

Die folgenden Anträge sind im Ausschuß abgelehnt 
worden: 

1. In Kapitel 23 01 Titel 527 02 — Reisekostenver- 
gütungen für Auslandsdienstreisen — werden 
der Baransatz um 300 000 DM erhöht und 
Satz 2 der Erläuterungen wie folgt formuliert: 
„Von den Ausgaben sind 2 100 000 DM für 
Dienstreisen im Rahmen der bilateralen ent- 
wicklungspolitischen Zusammenarbeit veran- 
schlagt.“ 

(große Mehrheit) 

2. In Kapitel 23 02 Titel 166 01 — Zinsen aus Dar- 
lehen der finanziellen Zusammenarbeit — wird 
folgendes eingefügt: „Zinsen aus Darlehen kön- 
nen nach Prüfung im Einzelfall erlassen wer- 
den. Eine besondere Härte gemäß § 59 BHO ist 
in der Regel anzunehmen für LLDC und die 
Länder südlich der Sahara. Falls die Bundesre- 
gierung nach Prüfung zu einem abweichenden 
Ergebnis kommt, hat sie den Haushaltsaus- 
schuß und den Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit , zu unterrichten.“ In Num- 
mer 1 der Titelerläuterungen entfällt dement- 
sprechend der zweite Absatz. 

(große Mehrheit) 

3. In den Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Titel 
166 01 — Zinsen aus Darlehen der finanziellen 
Zusammenarbeit — erhält der letzte Satz der 
Nummer 1 folgende Fassung: „Zinsen aus Dar- 
lehen können nach Prüfung im Einzelfall erlas- 
sen oder nationalen Entwicklungsfonds der be- 
troffenen Länder zur Förderung grundbedürf- 
nis-orientierter Vorhaben zugeführt werden.“ 
(Mehrheit) 

4. In Kapitel 23 02 Titel 186 01 — Tilgung von Dar- 
lehen der finanziellen Zusammenarbeit — und 
in dessen Erläuterungen werden entspre- 
chende Änderungen wie die oben unter Num- 
mer 2 genannten vorgenommen. 

(große Mehrheit) 

5. In den Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Titel 
186 01 — Tilgung von Darlehen der finanziellen 
Zusammenarbeit — werden entsprechende Än- 
derungen wie die oben unter Nummer 3 ge- 
nannten vorgenommen. 

(Mehrheit) 

6. In Kapitel 23 02 Titel 531 01 — Unterrichtung 
der Öffentlichkeit — wird der Ansatz um 
500 000 DM gekürzt. 

(große Mehrheit) 

7. In Kapitel 23 02 Titel 532 01 — Überprüfung der 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit im 
Ausland — wird der Ansatz um 500 000 DM 
erhöht. 

(Mehrheit) 

8. In Kapitel 23 02 Titel 685 10 — Entwicklungspo- 
litische Bildung — werden der Ansatz um 
500 000 DM erhöht und hinter Satz 2 der Erläu- 


terungen folgender Text eingefügt: „Es werden 
verstärkt Maßnahmen gefördert, die auf ökolo- 
gische Probleme in den Entwicklungsländern 
und globale ökologische Zusammenhänge hin- 
weisen. Hierfür sind rund 300 000 DM vorgese- 
hen. Der Erhöhungsbetrag soll entwicklungspo- 
litischen Gruppen zukommen. Das Volumen 
pro Gruppe/Maßnahme wird auf 1 600 DM an- 
gehoben. Dem Bundeskongreß entwicklungspo- 
litischer Aktionsgruppen (BUKO) werden 
100 000 DM zur Verfügung gestellt.“ 

(große Mehrheit) 

9. In Kapitel 23 02 Titel 686 04 — Gesellschaftspo- 
litische Bildung — werden die Verpflichtungs- 
ermächtigungen um 20 Mio. DM (Anteil für 
Verwaltungskosten) und der Baransatz um 
17 Mio. DM (Anteil der Verwaltungskosten) ge- 
kürzt und in den Erläuterungen folgender Satz 
hinzugefügt: „Verwaltungskosten werden nicht 
ersetzt.“ 

(große Mehrheit) 

10. In Kapitel 23 02 Titel 686 06 — Vorhaben priva- 
ter Träger — wird der Baransatz um 7,5 Mio. 
DM erhöht. 

(Mehrheit) 

11. In Kapitel 23 02 Titel 686 06 — Vorhaben priva- 
ter Träger — werden die Verpflichtungser- 
mächtigungen auf 30 Mio. DM erhöht. 

(große Mehrheit) 

12. In den Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Titel 
686 06 — Vorhaben privater Träger — wird an 
den ersten Absatz folgender Text angefügt: „Es 
werden verstärkt Maßnahmen gefördert, die 
die Aufklärung über ökologische Probleme und 
die Verhinderung ökologischer Schäden zum 
Ziel haben.“ 

(Mehrheit) 

13. An die Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Titel 
686 06 — Private Träger — wird folgender Text 
angefügt: „Der Kreis der geförderten Träger 
wird ausgeweitet auf Zusammenschlüsse von 
Ökologie-, Friedens- und Frauengruppen. Es 
werden Verwaltungskosten in Höhe von 
10 V. H. der Vorhaben erstattet.“ 

(große Mehrheit) 

14. In den Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Titel 
686 06 — Vorhaben privater Träger — wird im 
letzten Satz die Zahl „500 000“ durch die Zahl 
„1,5 Mio.“ ersetzt 

(Mehrheit) 

15. Der Titel 686 07 — Vorhaben des Handwerks — 
aus Kapitel 23 02 wird gestrichen; die Ansätze 
werden in Titel 686 06 — Private Träger — 
übernommen. 

(große Mehrheit) 

16. In Kapitel 23 02 Titel 686 10 — Deutscher Ent- 
wicklungsdienst — wird der Baransatz um 
772 000 DM erhöht, wobei die Mittel verwendet 
werden sollen in Höhe von 250 000 DM für die 
Vergütung der Ortskräfte (Titel 426 02), in Höhe 
von 250 000 DM für die Werbung (Titel 531 01), 
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in Höhe von 22 000 DM für Reisekosten des 
Verwaltungsrats (Titel 532 02) und in Höhe von 
250 000 DM zur Förderung einheimischer 
Dienste in Entwicklungsländern (Titel 686 01). 
(Mehrheit) 

17. In Kapitel 23 02 Titel 686 11 — Beratungsmaß- 
nahmen für die Wirtschaft der Entwicklungs- 
länder — werden die Verpflichtungsermächti- 
gungen um 17 Mio. DM, den Betrag für betrieb- 
liche Kooperation, gekürzt 

(große Mehrheit) 

18. In Kapitel 23 02 Titel 686 37 — Regionale Wirt- 
schaftskommissionen der VN — werden der 
Baransatz und die Verpflichtungsermächtigun- 
gen jeweils auf 7 Mio. DM erhöht. 

(Mehrheit) 

19. In Kapitel 23 02 Titel 686 38 — Internationale 
Agrarforschung — werden der Baransatz und 
die Verpflichtungsermächtigungen auf je 30 
Mio. DM erhöht. 

(Mehrheit) 

20. Kapitel 23 02 Titel 831 01 — DEG — wird gestri- 
chen. 

(große Mehrheit) 

21. In Kapitel 23 02 Titel 836 02 — IDA — wird der 
Satz „Abs. 4 der Erläuterungen ist verbindlich.“ 
gestrichen; Absatz 4 der Erläuterungen wird 
ebenfalls gestrichen. 

(große Mehrheit) 

22. In den Erläuterungen zu Kapitel 23 02 Ti- 
tel 836 02 — IDA — wird im vierten Absatz im 
ersten Satz nach dem Wort „wird“ das Wort „er- 
mächtigt“ und vor dem Wort „machen“ das 
Wort „zu“ eingefügt. 

(Mehrheit) 

23. In Kapitel 23 02 Titel 836 04 — Afrikanische 
Entwicklungsbank — wird der Satz ,Abs. 7 der 
Erläuterungen ist verbindlich.“ gestrichen; in 
den Erläuterungen wird Absatz 7 gestrichen, 
(große Mehrheit) 

24. Kapitel 23 02 Titel 836 06 — IFC — wird gestri- 
chen. 

(große Mehrheit) 

25. In Kapitel 23 02 Titel 866 01 — Finanzielle Zu- 
sammenarbeit — werden die Verpflichtungser- 
mächtigungen um 250 Mio. DM erhöht. 
(Mehrheit) 

26. In Kapitel 23 02 Titel 866 01 — Finanzielle Zu- 
sammenarbeit — wird der Text wie folgt geän- 
dert: 

— Absatz 3 erhält folgende Fassung: „Ver- 
pflichtungen für Treuhandaufgaben der 
DEG . . ., dürfen nur dann eingegangen wer- 
den, wenn der Bundesminister für Finanzen 
zustimmt. Der Haushaltsausschuß und der 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit sind zu unterrichten.“ 

(Mehrheit) 

— Der Text wird um folgenden Satz ergänzt: 
„Die aus diesem Titel finanzierten Vorha- 


ben werden international ausgeschrieben.“ 
(Mehrheit) 

27. Die Erläuterungen von Kapitel 23 02 Ti- 
tel 866 01 — Finanzielle Zusammenarbeit — 
werden wie folgt geändert: 

— Der erste Satz von 1.4 wird gestrichen. 

— Punkt 2. erhält folgende Fassung: „Die Vor- 
haben der Entwicklungszusammenarbeit 
sind ausschließlich nach entwicklungspoliti- 
schen Gesichtspunkten auszuwählen und 
durchzuführen. Sie sind bevorzugt so auszu- 
wählen, daß den Grundbedürfnissen der ar- 
men und ärmsten Bevölkerungsschichten 
direkt Rechnung getragen wird. Dabei sol- 
len ökologische Gesichtspunkte und solche, 
die der Verbesserung der gesellschaftlichen 
Stellung der Frauen dienen, besonders be- 
rücksichtigt werden.“ 

(große Mehrheit) 

28. In Kapitel 23 02 Titel 866 05 — Niederlassungs- 
und Technologietransferprogramm — werden 
der Baransatz um 25 Mio. DM gekürzt und die 
Verpflichtungsermächtigungen gestrichen, 
(große Mehrheit) 

29. In Kapitel 23 02 Titel 896 03 — Technische Zu- 
sammenarbeit — werden die Verpflichtungser- 
mächtigungen um 250 Mio. DM erhöht. 
(Mehrheit) 

30. In Kapitel 23 02 Titel 896 03 — Technische Zu- 
sammenarbeit — werden der Baransatz um 
50 Mio. DM gekürzt und die Verpflichtungs- 
ermächtigungen um 50 Mio. DM erhöht. 

(große Mehrheit) 

31. In Kapitel 23 02 Titel 896 04 — Vorhaben der 
Kirchen — werden die Verpflichtungsermächti- 
gungen um 50 Mio. DM erhöht. 

(Mehrheit) 

Bei einer erneut gutachtlichen Beratung am 17. Ok- 
tober 1985 hat sich der Ausschuß besonders auf die 
Rahmenplanung des Bundesministers für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit für das Jahr 1986 kon- 
zentriert und sich ergänzend mit Änderungsvor- 
schlägen zu den vertraulichen Erläuterungen 1986 
zu Kapitel 23 02 Titel 866 01 und 896 03 beschäftigt 
und dem Haushaltsausschuß mehrere Empfehlun- 
gen*) übermittelt. 


C. Besonderer Teil 

Die Ausgabensteigerung des Bundeshaushalts 1986 
beläuft sich in Übereinstimmung mit den Empfeh- 
lungen des Finanzplanungsrats erneut auf unter 
3 V. H. Die für 1986 vorgesehene Neuverschuldung 
konnte erneut um über 1 Mrd. DM gegenüber dem 
Soll des Bundeshaushalts 1985 zurückgeführt wer- 
den, Dabei ist zu berücksichtigen, daß sich u. a. die 
erste Stufe des Steuersenkungsgesetzes, die Über- 
tragung eines weiteren halben Prozentpunkts des 


*) wegen der Vertraulichkeit hier nicht abgedruckt 
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Um satzsteuerauf kommen s an die Länder, die zu- 
sätzliche Umsatzsteuerabführung an die EG, sowie 
die Maßnahmen des Familienlastenausgleichs und 
der Wohngeldanhebung auswirken. Wegen der ver- 
änderten Wechselkursparitäten waren im Vergleich 
zum Regierungsentwurf Korrekturen insbesondere 
bei der Kokskohlenbeihilfe erforderlich. Auch im 
Bundeshaushalt 1986 wird wiederum gemäß dem 
Bundesbankgesetz ein hoher Bundesbankgewinn 
dem Bundeshaushalt zugeführt 

Haushaltsrisiken liegen unverändert in der finan- 
ziellen Entwicklung der EG, insbesondere auch in 
den flankierenden Maßnahmen zu den notwendi- 
gen agrarpolitischen Entscheidungen, in den Ein- 
flüssen der internationalen Schuldenkrise auf den 
Bundeshaushalt und schließlich in protektionisti- 
schen Bestrebungen im Welthandel. 

Die Koalitionsfraktionen ließen sich bei ihren Ent- 
scheidungen davon leiten, daß eine unverändert 
strenge Ausgabendisziplin Spielräume für die 
schrittweise Rückführung des Staatsanteils am 
Bruttosozialprodukt eröffnet. Sie erwarten von der 
Senkung der Steuerlast, daß die Unternehmen ihre 
Investitionen und ihr Produktionspotential verstär- 
ken und daß sich — zusätzlich unterstützt durch 
den Familienlastenausgleich — die Kaufkraft und 
damit die Nachfrage breiter Bevölkerungsschichten 
erhöht Auf diese Weise soll neben den großen Ex- 
porterfolgen der deutschen Wirtschaft das selbst- 
tragende Wachstum im Inland verstetigt werden. 
Durch die bereits eingetretenen Entwicklungen se- 
hen sich die Koalitionsfraktionen bestätigt. Sie ver- 
weisen auf den Wirtschaftsaufschwung bei niedri- 
gen Zinsen und stabilen Preisen. Dies sei nicht nur 
sozialpolitisch von entscheidendem Gewicht, son- 
dern insbesondere auch Voraussetzung für einen 
schrittweisen Abbau der Arbeitslosigkeit durch 
Wachstum, der bereits in Gang komme. So sei der 
rasche Anstieg der Arbeitslosigkeit zu Beginn der 
80er Jahre nicht nur dauerhaft aufgehalten worden, 
sondern die Zahl der Beschäftigten bei Rückgang 
der Kurzarbeit und Zunahme der offenen Stellen 
angestiegen. Das Ausbildungsplatzangebot sei un- 
gewöhnlich hoch. Der Bundeshaushalt fördere den 
erfolgreichen Wirtschaftsverlauf durch zusätzliche 
Investitionen im Öffentlichen Sektor, aber auch z. B. 
durch Erleichterung von mittelständischen Be- 
trieb sgründungen, sowie Qualifikationsmaßnah- 
men für Arbeitnehmer. 

Die Fraktion der SPD hat betont, daß die Begren- 
zung des Ausgabenanstiegs letztlich auf die unver- 
ändert fortwirkenden Kürzungen im Sozialbereich 
zurückzuführen seien. Die Maßnahmen zur Steuer- 
entlastung und zum Familienlastenausgleich hät- 
ten dieses Ungleichgewicht der Lastenverteilung 
nicht beseitigt, sondern eher verschärft. Die Steuer- 
entlastung erschwere die Bemühungen um einen 
Abbau der Neuverschuldung, deren Ausmaß im üb- 
rigen wie im Vorjahr durch die Einstellung des 
Bundesbankgewinns verzerrt werde. Die niedrige 
Kaufkraft breiter Bevölkerungsschichten führe 
dazu, daß der Wirtschaftsaufschwung im wesentli- 
chen exportbedingt und nicht in einem wünschens- 
werten Maße selbsttragend sei. Auch im Bundes- 


haushalt 1986 werde es versäumt, einen Impuls zum 
wirksamen Abbau der Massenarbeitslosigkeit zu 
geben, wie dies durch Schaffung des Sondervermö- 
gens ,A^rbeit und Umwelt“ möglich sei. Die Investi- 
tionsquote des Bundeshaushalts nehme statt des- 
sen ab. Die Steuerentlastung benachteilige die Ge- 
meinden und erschwere mithin die auch von dort 
ausgehenden notwendigen Investitionen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN führt ihrerseits den 
Abbau der Neuverschuldung auf eine einseitige Be- 
lastung der sozial schwächeren Bevölkerungsteile 
sowie die Einstellung des hohen Bundesbankge- 
winns zurück. Mit dem Bundeshaushalt 1986 werde 
es wie in den Vorjahren versäumt, Anstöße zu ei- 
nem Abbau der Arbeitslosigkeit zu geben, die insbe- 
sondere auch durch die Einleitung dringend erfor- 
derlicher ökologischer Sofortmaßnahmen erreicht 
werden könne. Diese lägen, wie schon mit dem öko- 
logischen Nachtragshaushalt 1985 beantragt, insbe- 
sondere bei der Abwasserentgiftung, der Altlasten- 
sanierungen, der Entschwefelung der Kohlekraft- 
werke sowie der Energieeinsparung und der Förde- 
rung rationeller Energienutzung, ferner bei einem 
Bauprogramm zur Altbausanierung. Eine abrü- 
stungspolitisch erwünschte deutliche Senkung der 
Rüstungsausgaben würde einen ökologischen und 
sozialen Umbau des Bundeshaushalts ermöglichen. 

Einen Schwerpunkt der Beratungen des Haushalts- 
ausschusses bildeten die investiven Ausgaben ins- 
besondere in den Bereichen des Wasserstraßen- 
baus, des Strcißenbaus, des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs, der Zuschüsse für die Deutsche Bun- 
desbahn und deren Streckenausbau, den Baumaß- 
nahmen im Bereich des Einzelplans 14 sowie des 
Städtebaus. Gegen Kürzungen an anderer Stelle 
wurden verschiedentlich Ansätze, insbesondere die 
Investitionszuschüsse für die DB, erhöht. Der Aus- 
schuß drängt darauf, die z. T. erhebliche Restebil- 
dung, wie sie sich in manchen Vorjahreshaushalten 
ergeben hat, künftig zu vermeiden, damit insbeson- 
dere der Bauwirtschaft die bereitgestellten Mittel 
voll zufließen können. 

Von demselben Gewicht waren die Beratungen 
über die Anpassungshilfen für den Steinkohlen- 
bergbau nach dem Abschluß des neuen Hüttenver- 
trags, die Stahlhilfen im Rahmen der regionalen 
Hilfsmaßnahmen zur Steigerung der Wirtschafts- 
kraft, die Hilfen für den Schiffbau und die Werften 
sowie als neue Maßnahme die Überbrückungshilfen 
für die deutsche Hochseefischerei. Der Ausschuß ist 
in Übereinstimmung mit der Bundesregierung der 
Auffassung, daß die staatlichen Hilfen, die z. T. 
durch hohe Subventionen und Wettbewerbsverzer- 
rungen der vergleichbaren ausländischen Indu- 
strien unvermeidlich werden, nur für eine vorüber- 
gehende Zeit gewährt werden sollen. Die betreffen- 
den Unternehmen sollen nach erfolgter Anpassung 
in den Stand versetzt werden, sich unter marktwirt- 
scheiftlichen Bedingungen aus eigener Kraft zu be- 
haupten. Auf entsprechende Erfolge bei einem gro- 
ßen Teil der Stahlproduzenten, aber auch der Werf- 
ten sowie auf verstärkt marktwirtschaftliche Krite- 
rien im neuen Hüttenvertrag wurde hingewiesen. 
In anderer Akzentuierung dient die Förderung der 
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Luftfahrttechnik im wesentlichen dazu, einen Bei- 
trag zu einer leistungsfähigen europäischen Luft- 
fahrtindustrie zu leisten. Der Ausschuß war ganz 
überwiegend der Auffassung, daß zur Vervollständi- 
gung der Airbus-Familie die Entwicklung der TA 9 
und 1 1 vorangetrieben werden muß. 

Mit grundsätzlicher Zustimmung aller Fraktionen 
fördert der Ausschuß im Interesse der Modernisie- 
rung und Kräftigung der Volkswirtschaft und zur 
Verbesserung der Arbeitsmarktsituation einen lei- 
stungsfähigen Mittelstand, insbesondere auch die 
Gründung selbständiger Existenzen. Er hat z. B. 
nach dem Erfolg der bisherigen Existenzgrün- 
dungsprogramme die Verpflichtungsermächtigung 
für Ansparzuschüsse zur Förderung der Gründung 
selbständiger Existenzen verdoppelt. 

Im Arbeitsbereich wurde die Novellierung des Ar- 
beitsförderungsgesetzes, soweit sie sich in der Ar- 
beitslosenhilfe und der Bildungsbeihilfe für arbeits- 
lose Jugendliche auf den Bundeshaushalt auswirkt, 
umgesetzt, im Sozialbereich insbesondere das 
Agrarsoziale Ergänzungsgesetz sowie das Bundes- 
erziehungsgeldgesetz und die Änderung des Kin- 
dergeldgesetzes beim Kindergeldzuschlag. Die Bun- 
desanstalt für Arbeit wurde gebeten, in ihrem 
Haushalt 1986 die Voraussetzungen für die ABM- 
Beschäftigung von jahresdurchschnittlich 100 000 
vornehmlich schwer vermittelbaren Arbeitslosen zu 
schaffen. Dem zugunsten arbeitsloser Jugendlicher 
geschaffenen ABM-Modell ,Ärbeit und Lernen“ 
mißt der Ausschuß besondere Bedeutung zu. 

Ausführlich erörterte der Ausschuß die Gefahren 
von AIDS. Um die Gegenmaßnahmen zu verstär- 
ken, hat der Ausschuß die Ansätze im Bundeshaus- 
halt mehr als verdoppelt. 

Breiten Beratungsraum nahm die Umstrukturie- 
rung im Bereich der staatlichen Forschungs- und 
Technologieförderung ein. Während die Ansätze für 
Energieforschung zu erneuerbaren Energiequellen, 
zur rationellen Energieverwendung und zur nuklea- 
ren Energie wegen der baldigen Vollendung des 
SBR und des HTR ebenso zurückgehen wie die An- 
sätze bei der Rohstoff Sicherung, wächst die natur- 
wissenschaftliche Grundlagenforschung als staatli- 
che Aufgabe an, ferner u. a. die Weltraumforschung 
und -technik (ARIANE, COLUMBUS), die Umwelt- 
forschung und Umweltschutztechnik und die For- 
schung und Entwicklung im Dienst der Gesundheit. 
Mithin liegen die Zuwächse im Bereich der staatli- 
chen Vorsorgeforschung sowie der Schlüsseltechno- 
logien. 

Mit großer Mehrheit hat der Ausschuß dem Projekt 
EUREKA, für das bis zu 40 Mio. DM gegen Kürzung 
an anderer Stelle eingestellt wurden, zugestimmt. 

Zur Strukturierung der Forschungs- und Technolo- 
gieförderung insgesamt befürchtet die SPD-Frak- 
tion, daß bei Verwirklichung der Vielzahl der neuen 
und nicht immer abschätzbaren Projekte der fi- 
nanzielle Rahmen des Einzelplans 30 gesprengt 
würde. 

Erhebliche Meinungsverschiedenheiten bestanden 
zum Verteidigungshaushalt. Während die Koali- 


tionsfraktionen unter Berücksichtigung der Min- 
derausgaben 1985 und in Anpassung des Mittelab- 
flusses die Ansätze um rd. 350 Mio. DM kürzten, 
ohne daß laufende Vorhaben beeinträchtigt werden, 
hielt die SPD-Fraktion die Ansätze insbesondere 
zur Rüstungsbeschaffung und zur wehrtechnischen 
Forschung und Entwicklung für durchweg über- 
setzt und beantragte insofern Kürzungen über 
1,9 Mrd. DM. Die Fraktion DIE GRÜNEN wollte die 
Aktivitäten der Bundeswehr insgesamt um ein Drit- 
tel mindern und lehnte aus abrüstungspolitischen 
Gründen die Beschaffungstitel grundsätzlich ab. 

Im Sicherheitsbereich hat der Ausschuß die Mittel 
zur Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität bedeu- 
tend erhöht. Er hat die Voraussetzungen für einen 
Einsatz der GSG 9 auf See (Maritimisierung) ge- 
schaffen. Die Bundesregierung wurde aufgefordert, 
alsbald zu klären, wie die Wahrung der Umweltauf- 
gaben in der Nordsee erfolgen soll. 

Sodann bildeten die Investitionsförderung für Mo- 
dellvorhaben als ein neues Instrumentarium im Be- 
reich des Umweltschutzes, die Aufklärung der Be- 
völkerung über die Volkszählung sowie die Auf- 
baustufen für das Haus der Geschichte der Bundes- 
republik Deutschland in Bonn und das Deutsche 
Historische Museum in Berlin Schwerpunkte der 
Beratungen. 

Die Entwicklungspolitik steht vor dem Grundsatz- 
problem, daß die Einnahmen aus den Zinsen und 
der Tilgung von Darlehen der Finanziellen Zusam- 
menarbeit in steigendem Maße Zuwächse aufwei- 
sen, so daß ohne Korrekturen in wenigen Jahren 
die Kapitalhilfe der Bundesrepublik Deutschland 
daraus gespeist werden könnte. Einige Entwick- 
lungsländer sind bereits gegenwärtig Nettozahler. 
Der Ausschuß war sich einig, daß dazu in nächster 
Zeit eine gesamtpolitische Initiative ergriffen wer- 
den muß. 

Bei den Beratungen des Personalhaushalts standen 
entsprechend den Vorjahresbeschlüssen des Aus- 
schusses die Planstellenhebungen insbesondere für 
den gehobenen, mittleren und einfachen Dienst, na- 
mentlich der Zollverwaltung, der Bundeswehrver- 
waltung, des Polizeivollzugsdienstes des Bundes 
und des Auswärtigen Amtes im Mittelpunkt. In den 
Bundeshaushalt umgesetzt wurden die strukturel- 
len Verbesserungen im einfachen Dienst ein- 
schließlich der familiengerechteren Ausgestaltung 
der Besoldung sowie auch die Verbesserungen der 
Auslandsbesoldung im Rahmen des Vierten Geset- 
zes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschrif- 
ten. 

Eingehend und kontrovers erörtert wurde der Per- 
sonalmehrbedarf der Bundesanstalt für Arbeit. 


D. Finanzielles Ergebnis der Beratungen 

Das finanzielle Ergebnis der Beratungen im Haus- 
haltsausschuß mit den Veränderungen gegenüber 
der Regierungsvorlage aufgrund der Beschlüsse 
des Ausschusses ist in der anliegenden Gesamt- 
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Übersicht und tabellarisch nach Einnahmen und 
Ausgaben und nach Einzelplänen geordnet aufge- 
führt. 


Bonn, den 14. November 1985 


Carstens (Emstek) Dr. Weng (Gerlingen) Frau Simonis 

Hoppe Wieczorek (Duisburg) Dr. Müller (Bremen) 

Roth (Gießen) 


Berichterstatter 
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Anlage 


HAUSHALT 1986 


Veränderungen aufgrund der Beratungen 
im Haushaitsausschuß des Deutschen Bundestages 

GESAMTÜBERSICHT 

— Stand; 15. November 1985 — — in Mio. DM — 


L Ausgaben 

Entwurf 

Steigerung + 2,4 v. H. *) 

Veränderung 

Ausgaben neu 

Steigerung + 2,2 v. H. *) 

Investitionen 

Entwurf 34 850 

Veränderung -344 

Investitionen neu 34 506 


II. Einnahmen 

1. Steuereinnahmen 

Entwurf 211 761 

Veränderung +40 

Steuereinnahmen neu 211 801 

2. Verwaltungseinnahmen 

Entwurf 26 889 

Veränderung + 800 

Verwaltungseinnahmen neu 27 689 

— Davon Bundesbank — 12 500 

3. Münzeinnahmen 

Entwurf 330 

Veränderung 0 

Münzeinnahmen neu 330 

4. Nettokreditaufnahme 

Entwurf 24 950 

Veränderung ^ 1 290 

Nettokreditaufnahme neu 23 660 


*) Gegenüber Soll 1985 ohne EG 


263 930 

- 450 
263 480 
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Finanzielle Ergebnisse der Beratungen des Haushaltsentwurfs 1986 
im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 


EINNAHMEN 



Epl. 

Ergebnis Haushaltsausschuß 

Regierungs- 

entwurf 

Erhöhungen 

Herab- 

setzungen 

Mehr ( -l- ) 
Weniger ( - ) 
(Saldo) 

Neuer 

Ansatz 

Ressort 


In Tausend DM 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

01 

Bundespräsident und Bun- 







despräsidialamt 

51 

— 

— 

— 

51 

02 

Deutscher Bundestag 

1 519 

— 

— 

' 

1 519 

03 

Bundesrat 

12 

— 

— 

— 

12 

04 

Bundeskanzler und Bundes- 







kanzleramt 

2 223 

— 

— 

— 

2 223 

05 

Auswärtiges Amt 

49 862 

— 

— 

— 

49 862 

06 

Bundesminister des Innern . 

36 408 

— 

— 

— 

36 408 

07 

Bundesminister der Justiz . . 

226 193 

— 

— 

— 

226 193 

08 

Bundesminister der Finan- 







zen 

899 372 

8 000 

— 

+ 8 000 

907 372 

09 

Bundesminister für Wirt- 







Schaft 

335 382 

22 500 

— 

-1- 22 500 

357 882 

10 

Bundesminister für Ernäh- 







rung, Landwirtschaft und 







Forsten 

384 480 

— 

— 

— 

384 480 

11 

Bundes minister für Arbeit 







und Sozialordnung 

400 755 

— 

— 

— 

400 755 

12 

Bundesminister für Verkehr 

891 791 

12 105 

— 

-f- 12 105 

903 896 

13 

Bundesminister für das Post- 







und Fernmeldewesen 

4 705 000 

26 600 

— 

-h 26 600 

4 731 600 

14 

Bundesminister der Verteidi- 







gung 

622 207 

— 

— 

— 

622 207 

15 

Bundesminister für Jugend, 







Familie und Gesundheit 

76 686 

— 

— 

— 

76 686 

19 

Bundesverfassungsgericht . . 

109 

— 

— 

— 

109 

20 

Bundesrechnungshof 

28 

— 

— 

— 

28 

23 

Bundesminister für wirt- 







schaftliche Zusammenarbeit 

1249 911 

5 000 

— 

-f- 5 000 

1254 911 

25 

Bundesminister für Raum- 







ordnung, Bauwesen und 







Städtebau 

1 018 508 

440 

— 

-h 440 

1 018 948 

27 

Bundesminister für inner- 







deutsche Beziehungen 

1 576 

— 

— 

— 

1 576 

30 

Bundes minister für For- 







schung und Technologie 

91 181 

— 

— 

— 

91 181 

31 

Bundesminister für Bildung 







und Wissenschaft 

154 585 

— 

— 

— 

154 585 

32 

Bundesschuld 

26 541 505 

100 000 

1 290 000 

- 1 190 000 

25 351 505 

33 

Versorgung 

95 000 

— 

— 

— 

95 000 

35 

Verteidigungslasten im Zu- 







sammenhang mit dem Auf- 







enthalt ausländischer Streit- 







kräfte 

187 550 

17 610 

— 

4- 17 610 

205 160 

36 

Zivile Verteidigung 

15 273 

— 

— 

— 

15 273 

60 

Allgemeine Finanzverwal- 







tung 

225 942 833 

7 910 045 

7 262 300 

-h 647 745 

226 590 578 

Summe 

263 930 000 

8 102 300 

8 552 300 

- 450 000 

263 480 000 


Anmerkung: Im Epl. 60 (Spalte 5) Steuermehreinnahmen = 40 000 
Im Epl. 32 (Spalte 6) Nettokreditaufnahme = 23 660 000 
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Finanzielle Ergebnisse der Beratungen des Haushaltsentwurfs 1986 
im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 


AUSGABEN 



Epl. 

Ergebnis Haushaltsausschuß 

Regierungs- 

entwurf 

Erhöhungen 

Herab- 

setzungen 

Mehr ( -1- ) 
Weniger ( - ) 
(Saldo) 

Neuer 

Ansatz 

Ressort 

In Tausend DM 

1 

2 

3 

4 


6 

01 

Bundespräsident und Bun- 








despräsidialamt 

18 585 

102 

85 

-1- 

17 

18 602 

02 

Deutscher Bundestag 

444 754 

29 990 

425 

-h 

29 565 

474 319 

03 

Bundesrat 

11 949 

696 

50 

-h 

646 

12 595 

04 

Bundeskanzler und Bundes- 








kanzleramt 

500 773 

1 091 

306 

-h 

785 

501 558 

05 

Auswärtiges Amt 

2 480 556 

31 498 

41 422 

- 

9 924 

2 470 632 

06 

Bundesminister des Innern . 

3 812 881 

25 683 

12 290 

+ 

13 393 

3 826 274 

07 

Bundesminister der Justiz . . 

387 121 

691 

1999 

- 

1308 

385 813 

08 

Bundesminister der Finan- 








zen 

3 476 054 

5 527 

15 968 

- 

10 441 

3 465 613 

09 

Bundesminister für Wirt- 








Schaft 

4 090 438 

712 055 

30 768 

681 287 

4 771 725 

10 

Bundesminister für Ernäh- 








rung, Landwirtschaft und 








Forsten 

6 814 462 

138 823 

29 088 

-1-109 735 

6 924 197 

11 

Bundesminister für Arbeit 








und Sozialordnung 

58 831 910 

258 251 

600 222 

- 

341 971 

58 489 939 

12 

Bundesminister für Verkehr 

25 446 169 

208 485 

242 802 

- 

34 317 

25 411 852 

13 

Bundesminister für das Post- 








und Fernmeldewesen 

15 362 

— 

— 


— 

15 362 

14 

Bundesminister der Verteidi- 








gung 

50 300 000 

319 803 

708 730 

- 

388 927 

49 911 073 

15 

Bundesminister für Jugend, 








Familie und Gesundheit 

18 206 304 

25 339 

17 406 

+ 

7 933 

18 214 237 

19 

Bundesverfassungsgericht . . 

13 387 

153 

— 

+ 

153 

13 540 

20 

Bundesrechnungshof 

41 685 

2 

— 

-h 

2 

41 687 

23 

Bundesminister für wirt- 








schaftliche Zusammenarbeit 

6 784 000 

95 603 

92 393 

+ 

3 210 

6 787 210 

25 

Bundesminister für Raum- 








ordnung, Bauwesen und 








Städtebau 

5 951 527 

17 610 

169 580 

- 

151970 

5 799 557 

27 

Bundesminister für inner- 








deutsche Beziehungen 

759 874 

9 467 

260 

-1- 

9 207 

769 081 

30 

Bundesminister für For- 








schung und Technologie 

7 449 386 

42 661 

81 269 

- 

38 608 

7 410 778 

31 

Bundesminister für Bildung 








und Wissenschaft 

4 016 506 

64 649 

23 341 

-h 

41 308 

4 057 814 

32 

Bundesschuld 

34 504 609 

575 000 

921 000 

- 

346 000 

34 158 609 

33 

Versorgung 

9 575 093 

15 000 

40 000 

- 

25 000 

9 550 093 

35 

Verteidigungslasten im Zu- 








sammenhang mit dem Auf- 








enthalt ausländischer Streit- 








kräfte 

1 766 281 

2 000 

1 050 

+ 

950 

1 767 231 

36 

Zivile Verteidigung 

851 475 

4 065 

3 980 

-h 

85 

851 560 

60 

Allgemeine Finanzverwal- 








tung 

17 378 859 

81 550 

81360 

-1- 

190 

17 379 049 

Summe 

263 930 000 

2 665 794 

3 115 794 

- 

450 000 

263 480 000 
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Finanzielle Ergebnisse der Beratungen des Haushaltsentwurfs 1986 
im Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 


VERPFLICHTUNGSERMÄCHTIGUNGEN 



EpL 

Ergebnis Haushaltsausschuß 

Regierungs- 

entwurf 

Erhöhungen 

Herab- 

setzungen 

Mehr ( -{- ) 
Weniger ( — ) 
(Saldo) 

Neuer 

Ansatz 

Ressort 

In Tausend DM 

1 1 

2 

3 

4 


6 

01 

Bundespräsident und Bun- 








despräsidialamt 

2 500 

0 

0 


0 

2 500 

02 

Deutscher Bundestag 

20 935 

15 330 

0 

+ 

15 330 

36 265 

03 

Bundesrat 

0 

0 

0 


0 

0 

04 

Bundeskanzler und Bundes- 








kanzleramt 

6 800 

271 

0 

-h 

271 

7 071 

05 

Auswärtiges Amt 

610 267 

95 215 

536 


94 679 

704 946 

06 

Bundesminister des Innern . 

410 555 

19 900 

0 

+ 

19 900 

430 455 

07 

Bundesminister der Justiz . . 

28 726 

0 

0 


0 

28 726 

08 

Bundesminister der Finan- 








zen 

169 085 

2 000 

2 000 


0 

169 085 

09 

Bundesminister für Wirt- 








Schaft 

1 119 064 

1 303 950 

23 442 

-{- 1 280 508 

2 399 572 

10 

Bundesminister für Ernäh- 








rung, Landwirtschaft und 








Forsten 

957 850 

22 800 

0 

+ 

22 800 

980 650 

11 

Bundesminister für Arbeit 








und Sozialordnung 

211 790 

48 000 

0 

+ 

48 000 

259 790 

12 

Bundesminister für Verkehr 

3 600 300 

133 000 

0 

H- 

133 000 

3 733 300 

13 

Bundesminister für das Post- 








und Fernmeldewesen 

7 000 

0 

0 


0 

7 000 

14 

Bundesminister der Verteidi- 








gung 

21 414 168 

4 363 112 

2 669 112 

-h 1 694 000 

23 108 168 

15 

Bundesminister für Jugend, 








Familie und Gesundheit 

367 365 

2 329 

0 

+ 

2 329 

369 694 

19 

Bundesverfassungsgericht . . 

0 

0 

0 


0 

0 

20 

Bundesrechnungshof 

0 

0 

0 


0 

0 

23 

Bundesminister für wirt- 








schaftliche Zusammenarbeit 

5 110 156 

128 400 

6 000 

+ 

122 400 

5 232 556 

25 

Bundesminister für Raum- 








ordnung, Bauwesen und 








Städtebau 

835 410 

20 850 

4 300 

+ 

16 550 

851 960 

27 

Bundesminister für inner- 








deutsche Beziehungen 

136 010 

0 

0 


0 

136 010 

30 

Bundesminister für For- 








schung und Technologie 

4 202 328 

19 000 

0 

+ 

19 000 

4 221 328 

31 

Bundesminister für Bildung 








und Wissenschaft 

532 955 

166 000 

3 000 


163 000 

695 955 

32 

Bundesschuld 

0 

0 

0 


0 

0 

33 

Versorgung 

0 

0 

0 


0 

0 

35 

Verteidigungslasten im Zu- 








sammenhang mit dem Auf- 








enthalt ausländischer Streit- 








kräfte 

36 300 

0 

0 


0 

36 300 

36 

Zivile Verteidigung 

329 136 

10 000 

0 


10 000 

339 136 

60 

Allgemeine Finanzverwal- 








tung 

564 246 

82 000 

0 

+ 

82 000 

646 246 

Summe 

40 672 946 

6 432 157 

2 708 390 

-1-3 723 767 

44 396 713 
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Erläuterung der wesentlichen Veränderungen 

— Beträge in Mio. DM — 


L Einnahmen (Veränderungen von mehr als 10 Mio. DM) 


Kap. 

Titel 

Zweckbestimmung 

Veränderung 

09 02 

182 02 

Tilgung von Darlehen, Hypotheken und dergleichen 

18,5 



Sonstiges 

4,0 



Summe Epl. 09 . . . 

22,5 

13 02 

122 01 

Ablieferung der Deutschen Bundespost 

26,6 



Sonstiges 

0,0 



Summe Epl. 13 . . . 

26,6 

32 01 

325 11 

Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt 

- 1 290,0 

32 08 

111 01 

Einnahmen aus Gewährleistungsmaßnahmen 

100,0 



Sonstiges 

0,0 



Summe Epl. 32 . . . 

- 1 190,0 

3511 

286 01 

Einnahmen im Zusammenhang mit der Abgeltung von Schäden 

17,5 



Sonstiges 

0,1 



Summe Epl. 35 . . . 

17,6 

60 01 

011 01 

Lohnsteuer 

-2 975,0 

60 01 

012 01 

Veranlagte Einkommensteuer 

- 595,0 

60 01 

013 01 

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 

100,0 

60 01 

014 01 

Körperschaftsteuer 

400,0 

60 01 

015 01 

Umsatzsteuer 

- 1 495,0 

60 01 

016 01 

Einfuhrumsatzsteuer 

- 1 607,0 

60 01 

016 02 

Zuweisungen an Länder gern. § 11a des Finanzausgleichsgesetzes . . 

42,0 
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Erläuterung der wesentlichen Veränderungen 

— Beträge in Mio. DM — 


1. Einnahmen (Veränderungen von mehr als 10 Mio. DM) 


Kap. 

Titel 

Zweckbestimmung 

Veränderung 

60 01 

017 01 

Gewerbesteuerumlage 

95,0 

60 01 

023 01 

Börsenumsatzsteuer 

190,0 

60 01 

026 03 

Zölle für Waren des Vertrages über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Zölle für EGKS-Waren) 

- 30,0 

60 01 

027 01 

Tabaksteuer 

- 150,0 

60 01 

028 01 

Kaffeesteuer 

40,0 

60 01 

033 01 

Branntweinabgaben 

25,0 

60 01 

041 01 

Mineralölsteuer (aus dem Verbrauch von Heizöl) 

40,0 

60 01 

041 02 

Mineralölsteuer (Sonstiges Aufkommen) 

- 390,0 

60 01 

019 11 

Mindereinnahmen auf Grund des Steuerbereinigungsgesetzes 1986 
und 1988 

4 160,0 

60 01 

019 12 

Mindereinnahmen auf Grund des Steuerbereinigungsgesetzes 1986 

43,0 

60 01 

019 13 

AfA-Wirtschaftsgebäude 

336,0 

60 01 

019 14 

§82a EStDV 

19,0 

60 01 

019 17 

USt-Verteilung ( 1^/2 v.H.-Punkte) 

1 782,0 

60 02 

133 01 

Einnahmen aus der Veräußerung von Anteilsrechten des Bundes und 
aus der Liquidation von Bundesunternehmen 

460,0 

60 06 

119 99 

Vermischte Einnahmen 

159,0 

60 06 

276 01 

Einnahmen aus der Kostenerstattung für die Erhebung der an die 
Europäischen Gemeinschaften abzuführenden Zölle und Agrarab- 
schöpfungen 

- 15,0 



Sonstiges 

12,9 



Summe Epl. 60 . . . 

646,9 
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Erläuterung der wesentlichen Veränderungen 
— Beträge in Mio. DM — 

II. Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen 

(Veränderungen von mehr als 10 Mio. DM) 





Veränderung 

Kap. 

Titel 

Zweckbestimmung 

Verpflichtungs- 

ermächti- 

gungen 

Ausgaben 

05 02 

686 27 

Rüstungssonderhilfe 

90,0 

20,0 

05 02 

686 30 

Beitrag an die Vereinten Nationen 


-29,2 



Sonstiges 

4,7 

- 0,7 



Summe Epl. 05 . . . 

94,7 

- 9,9 

06 02 

684 05 

Globalzuschüsse zur gesellschaftspolitischen und demo- 
kratischen Bildungsarbeit 

12,0 

1,7 



Sonstiges 

7,9 

11,7 



Summe Epl. 06 . . . 

19,9 

13,4 

08 09 

682 01 

Zuschüsse an die Bundesmonopolverwaltung für Brannt- 
wein und die Monopolverwaltung für Branntwein Berlin 


1 

O 



Sonstiges 

0,0 

3,6 



Summe Epl. 08 . . . 

0,0 

( 

o 

09 02 

662 01 

Zinszuschüsse zur Finanzierung von Aufträgen an Deut- 
sche Schiffswerften (bis 1985 Kap. 09 02 TG 10) 

502,8 


09 02 

683 11 

Zuschüsse zur Erleichterung der Produktion von Koks- 
kohle und Erzeugung von Hochofenkoks sowie des Ab- 
satzes an die Eisen- und Stahlindustrie 


700,0 

09 02 

662 61 

Zinszuschüsse im Rahmen des Eigenkapitalhilfspro- 
gramms zur Gründung selbständiger Existenzen 


-15,0 

09 02 

698 61 

Ansparzuschüsse zur Förderung der Gründung selbstän- 
diger Existenzen im Bereich der gewerblichen Wirt- 
scheift 

200,0 


09 02 * 

684 72 

Zuschuß an die Stiftung Warentest 

-22,0 


09 02 

892 91 

Zuschüsse zur Entwicklung von zivilen Flugzeugen 

530,0 


09 03 

821 61 

Ankauf der ehemaligen Eisenerzgrube „Konrad“ in Salz- 
gitter-Bleckenstedt 

68,1 




Sonstiges 

1,6 

- 3,7 



Summe Epl. 09 . . . 

1 280,5 

681,3 

10 02 

686 05 

Beiträge an internationale Organisationen mit Sitz im 
Ausland 


- 10,8 

10 02 

656 51 

Altershilfe 


120,0 

10 02 

683 79 

Überbrückungshilfen für die Deutsche Hochseefischerei 

20,0 

15,0 



Sonstiges 

2,8 

- 14,5 



Summe Epl. 10 . . . 

22,8 

109,7 
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Veränderung 

Kap. 

Titel 

Zweckbestimmung 

Verpflichtungs- 

ermächti- 

gungen 

Ausgaben 

1102 

68121 

Bundesanteil an Anpassungsbeihilfen nach dem Vertrag 
über die Gründung der EG für Kohle und Stahl 


70,0 

1102 

684 31 

Zuschüsse zur Entwicklung von Modellen der onkologi- 
sehen Zusammenarbeit und Versorgung sowie zur Fort- 
und Weiterbildung von Fachkräften 

25,0 

6,0 

1110 

68102 

Versorgungsbezüge für Witwen und Witwer 


- 11,1 

11 11 

642 01 

Kriegsopferfürsorgeleistungen auf Grund des BVG sowie 
entsprechender Leistungen auf Grund des HHG, des 
UBG und des OEG 


100,0 

11 11 

682 01 

Erstattung von Fahrgeldausfällen 


40,0 

11 12 

681 01 

Arbeitslosenhilfe 


-529,0 

11 12 

68141 

Leistungen für die Teilnahme von Aussiedlern, Asylbe- 
rechtigten und Kontingentflüchtlingen an Deutsch-Lehr- 
gängen mit ganztägigem Unterricht 


15,0 

11 13 

656 01 

Zuschuß des Bundes an die Rentenversicherung der Ar- 
beiter 


~ 28,2 



Sonstiges — 

23,0 

- 4,7 



Summe Epl. 11 .. . 

48,0 

-342,0 

12 02 

892 12 

Neubauhilfen (Zuschüsse) für Handelsschiffe (Seeschiff- 
fahrt) 

50,0 


12 02 

89ä 14 

Finanzbeitrag (Pauschalierte Zinsbeihilfen) an die See- 
schiffahrt 

80,0 


12 18 

882 01 

Finanzhilfen an die Länder für den kommunalen Stra- 
ßenbau 


- 16,2 

12 18 

882 02 

Finanzhilfen an die Länder für Verkehrswege des öffent- 
lichen Personennahverkehrs 


- 16,2 

12 20 

682 11 

Abgeltung von Belastungen im Schienenverkehr bei der 
Wahrnehmung gesamtwirtschaftlicher Aufgaben 


100,0 

12 20 

682 21 

Zuwendungen (Zuschüsse) zur Erhaltung der Liquidität 
sowie zur Verstärkung der eigenen Mittel 


-200,0 

12 20 

891 21 

Allgemeine Investitionszuschüsse zur Verstärkung der 
eigenen Mittel (ohne Streckenausbau) 


100,0 



Sonstiges 

3,0 

- 2,0 



Summe Epl. 12 .. . 

133,0 

-34,3 
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Veränderung 

Kap. 

Titel 

Zweckbestimmung 

V erpflichtungs- 
ermächti- 
gungen 

Ausgaben 

14 02 

538 01 

Fracht- und Nebenkosten für Transporte der Bundes- 
wehr im Inland und Ausland, soweit nicht an anderer 
Stelle des Epl. 14 veranschlagt 


14,0 

14 02 

554 99 

Verstärkung von Ausgaben für militärische Beschaffun- 
gen — 

- 2 600,0 

-355,0 

14 02 

525 11 

Aus- und Fortbildung, Umschulung 


- 37,0 

14 02 

558 41 

Infrastrukturmaßnahmen 


-15,0 

14 03 

527 24 

Abfindungen bei Übungen im Inland 


22,0 

14 04 

812 22 

Beschaffung von Datenverarbeitungsanlagen und Zu- 
satzeinrichtungen 


17,8 

14 12 

517 01 

Bewirtschaftung der Grundstücke, Gebäude und Räume 


14,0 

14 12 

519 01 

Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen . 

- 

15,0 

1412 

558 99 

Kleine Neu-, Um- und Erweiterungsbauten (Militärische 
Anlagen \isw.) 

■ 

20,0 

1415 

554 02 

Beschaffung von Kampffahrzeugen : 

900,0 


1415 

554 04 

Beschaffung von Munition 


-75,0 

1415 

554 05 

Beschaffung von Feldzeugmaterial, soweit nicht an ande- 
rer Stelle veranschlagt 


-15,0 

14 18 

554 01 

Beschaffung von Schiffen, Betriebswasserfahrzeugen, 
Booten, schwimmendem und sonstigem Marinegerät . . . 

705,0 

- 10,0 

1419 

554 01 

Beschaffung von Flugzeugen, Flugkörpern, Flugzeugret- 
tungs-, Sicherheits- und sonstigem flugtechnischem Ge- 


- 15,0 

14 19 

554 02 

Beschaffung des Waffensystems MRCA 

2 755,0 

170,0 

14 20 

551 11 

Wehrtechnische Entwicklxmg und Erprobung 

- 66,0 

- 35,0 

14 20 

551 18 

Entwicklung des Jagdflugzeuges 90 


-30,0 

. 1422 

686 07 

Beiträge zu den Kosten von der Bundeswehr mitbenutz- 
ter militärischer Anlagen im Ausland — 


- 31,0 

14 22 

55912 

. Beitrag zu den Kosten der gemeinsam finanzierten 
NATO-Infrästruktur in der Bundesrepublik Deutschland 


- 18,0 

14 22 

559 13 

Beitrag zu den Kosten der gemeinsam finanzierten 
NATO-Infrastruktur in den übrigen NATO-Staaten 


- 29,0 



Sonstiges 

0,0 

3,3 



Summe Epl. 14 . . . 

1694,0 

-388,9 

15 02 

686 81 

Beitrag z\ir Weltgesundheitsorganisation 


-- 11,2 



Sonstiges 

2,3 

19,1 



Summe Epl. 15 . . . 

2,3 

7,9 
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Veränderung 

Kap. 

Titel 

Zweckbestimmung 

Verpflichtungs- 

ermächti- 

gungen 

Ausgaben 

23 02 

686 03 

Förderung der Sozialstruktur in Entwicklungsländern 
durch bilaterale Maßnahmen 

25,0 

10,0 

23 02 

686 23 

Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland am Welter- 
nährungsprogramm 

20,0 

10,0 

23 02 

686 33 

Leistungen an die Organisation der Vereinten Nationen 
für industrielle Entwicklung (UNIDO) 

6,0 

20,5 

23 02 

836 02 

Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland am Kapital 
der internationalen Entwicklungsorganisation (IDA) . . . 


-- 47,0 

23 02 

866 01 

Bilaterale finanzielle Zusammenarbeit mit Entwick- 
lungsländern (einschließlich des früheren Tit. 866 03) . . . 

40,0 

34,0 

23 02 

896 02 

Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zum Europäi- 
schen Entwicklungsfonds der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (Abkommen von Lome) 


- 12,0 

23 02 

681 41 

Förderung der Wirtschaft in Entwicklungsländern durch 
Zuschüsse an rückkehrende Fach- und Führungskräfte 

12,0 




Sonstiges 

19,4 

- 12,3 



Summe Epl. 23 . . . 

122,4 

3,2 

25 02 

893 01 

Prämien nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 
(bis 1985 Kap. 25 02 Tit. 882 02) 


- 150,0 

25 04 

72101 

Neu- und Ausbau eines Gästehauses des Bundes (Hotel 
Petersberg) 

11,0 




Sonstiges 

' 

5,6 

- 2,0 



Summe Epl. 25 . . . 

16,6 

- 152,0 

30 01 

972 01 

Globale Minderausgabe im Epl. 30 


- 15,0 

30 03 

685 23 

Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
für Aufgaben des Gesundheitswesens, medizinische For- 
schung, Medizintechnik 


12,0 

30 05 

892 18 

Entwicklung von Anlagen zur Kohleveredelung 


- 15,0 

30 06 

892 23 

Bodengebundener Transport und Verkehr 
— Investitionszuschüsse — 

Sonstiges 

18,0 

1,0 

5,0 

- 25,6 



Summe Epl 30 . . . 

19,0 

-38,6 

31 01 

972 01 

Globale Minderausgabe 


~ 20,0 

3104 

685 03 

Berufsbildung benachteiligter Jugendlicher 

133,0 

60,0 

3104 

893 21 

Überbetriebliche berufliche Ausbildungsstätten 
— Zuschüsse für Investitionen — 

Sonstiges 

30,0 

0,0 

1,3 



Summe Epl. 31 . . . 

163,0 

41,3 
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Kap. 

Titel 

32 05 

575 01 

32 05 

575 02 

32 05 

575 03 

32 05 

575 04 

32 05 

575 05 

32 05 

575 06 

32 05 

575 09 

32 05 

575 21 

32 08 

870 01 


Zweckbestimmung 


I V erpflichtungs- 
ermächti- 
gungen 


Veränderung 


Ausgaben 


33 08 


60 04 
60 05 


646 02 


654 01 
898 21 


Zinsen für Bundesanleihen 

Zinsen für Bundesschatzbriefe 

Zinsen für Bundesobligatiohen 

Zinsen für Schuldscheindarlehen 

Zinsen für Kassenobligationeh 

Diskont für unverzinsliche Schatzanweisungen 

Disagio auf Bundesanleihen, Bundesobligationen, Kas- 
senobligationen und Darlehen 

Zinsen für Kassenverstärkungskredite 

Bedingungsgemäße Entschädigung aus Bürgschaften, 
Garantien oder sonstigen Gewährleistungen, Zahlungen 
zur Abwendung oder Minderung von Schäden, Kosten 
der Gewährleistüngen 

Sonstiges 

Summe EpL 32 . . . 

Nachversicherungen 

Sonstiges 

Summe EpL 33 . . . 

Zuschüsse an den Ausgleichsfonds 

Kostenbeteiligung des Bundes an Investitionen zur Ver- 
besserung des Straßenverkehrs von und nach Berlin 
(West) 

Sonstiges 

Summe EpL 60 . . . 


0,0 


0,0 

0,0 


0,0 


77,0 

5,0 


82,0 


-246,0 

- 47,0 

117.0 

454.0 
-233,0 

- 30,0 

- 80,0 
-30,0 


-250,0 

- 1,0 


-346,0 

- 40,0 
15,0 


25.0 

70.0 

76.0 
5,8 


0,2 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56, 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 














